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Die Senatorin für Soziales, Jugend,   
Integration und Sport 
 

Bremen, 13.01.2021 
Bearbeitet von: Frau Hellbach 

Telefon: 361-6727 
 
 

Lfd. Nr. 02/21 LJHA 
 
 

Vorlage 
für die Sitzung des Landesjugendhilfeausschusses  

 am 18. Februar 2021 
 

           Lfd. Nr. 04/21 JHA 
 

Vorlage 
für die Sitzung des Jugendhilfeausschusses  

 am 18. Februar 2021 
 

 
TOP 5:  
 
Stiftung Anerkennung und Hilfe 
 
Forschungsbericht „Studie zur Situation von Bremer Kindern und Jugendlichen in den sta-
tionären Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie zwi-
schen 1949 und 1975“ 
 
 
A. Problem 
Anlass dieser Berichterstattung sind die politischen Entscheidungen des Bundes, der Länder sowie 
der Kirchen als gemeinsame Errichter der Stiftung Anerkennung und Hilfe zur erfolgten nochmaligen 
Verlängerung der Antragsfrist für heute Erwachsene, die in den Nachkriegsjahren 1949-1975 als 
Kinder und Jugendliche in Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. der  Kinder- und Jugendpsychi-
atrie untergebracht waren und dort Unrecht und Leid in Form von körperlicher und psychischer Ge-
walt, sexuellem Missbrauch, Medikamentenversuchen, Zwangsarbeit u.ä. erlitten haben. 
 
Die Fall-, Verfahrens- und Aufsichtsverantwortung für die Unterbringung und Versorgung von behin-
derten Minderjährigen auf Grundlage der auch in der Nachkriegszeit noch geltenden Fürsorgege-
setze der Vorkriegszeit und dem sich 1961 hieran anschließenden Jugendwohlfahrtsgesetz (JWG) 
oblag den Jugend- und Landesjugendämtern in enger Zusammenarbeit mit den Gesundheitsbehör-
den. Ein großer Teil behinderter bzw.  psychisch erkrankter Minderjähriger - aber auch anderer Op-
fergruppen - sind zeitweise oder auch langfristig sowohl in Einrichtungen der Behindertenhilfe unter-
gebracht worden als auch in psychiatrische Kliniken verlegt worden.  
 
Vor diesem Hintergrund erfolgt hiermit eine Befassung des Landesjugendhilfeausschusses sowie 
des Jugendhilfeausschusses mit dem Stand der Anerkennung und Aufarbeitung des Leids dieser 
heute erwachsenen Opfer durch die für alle diese Opfergruppen eingerichtete Stiftung.  
 
Die Stiftung wurde – analog zum Fonds Heimerziehung und dem ergänzenden Hilfesystem (EHS) 
bei sexuellem Missbrauch in Einrichtungen – als befristetes Hilfesystem mit einer Laufzeit bis zum 
31. Dezember 2021 angelegt und zielt auf eine monetäre Anerkennung des erlittenen Unrechts so-
wie eine persönliche Anerkennung des erlebten Leids. In Ergänzung zum gesetzlichen Sozialleis-
tungssystem ermöglicht der Stiftungszweck Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen in Form 
einer einmaligen Geldpauschale zur selbstbestimmten Verwendung in Höhe von 9.000 Euro und – 
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je nach Voraussetzung im Einzelfall – ergänzende Rentenersatzleistungen in Höhe von 3.000 bis zu 
5.000 Euro bis zu einer Gesamthöhe der Stiftungsleistungen von 14.000 Euro. 
 
Nach einer zwischenzeitlich bereits erfolgten ersten Verlängerung der Antragsfristen um ein Jahr 
konnten sich Betroffene bisher noch bis zum 31. Dezember 2020 bei den eingerichteten regionalen 
Anlauf- und Beratungsstellen melden, sich beraten lassen und Anträge stellen. 
 
Ausgehend von einer wissenschaftlichen Voruntersuchung, die im Vorfeld der Errichtung von der 
gemeinsamen Arbeitsgruppe des Bundes, der Länder und der Kirchen in Auftrag gegeben wurde1, 
gab es bundesweit geschätzt ca. 97.100 Betroffene. Nach prognostischer Annahme der späteren 
Errichter ist damals davon ausgegangen worden, dass sich innerhalb der Antragsfrist geschätzt ca. 
25 %, d.h. rund 25.000 Betroffene melden werden.  
 
Dabei wurde die Grundgesamtheit möglicher Einzelfälle aus dem Land Bremen auf bis zu 8.000 
behinderte Kinder und Jugendliche mit Einrichtungsunterbringung geschätzt sowie auf weitere 3.000 
in den Jahren 1949 bis 1975 in der Kinderbeobachtungsstation klinisch behandelte Minderjährige, 
ca. 2.150 zwischen 1949 und 1975 auf den Erwachsenenstationen untergebrachte junge Menschen 
sowie circa 220 Betroffene in der Klinik Kloster Blankenburg. 
 
Nachdem die Beratungsanfragen und Antragstellungen bei der Stiftung bis 2018 deutlich hinter den 
o.g. Hochschätzungen zurückgeblieben waren gelang zeitversetzt eine verbesserte Information der 
verschiedenen Betroffengruppen. Nach Auswertung der Errichter wurden einzelne Gruppen behin-
derter Menschen wie blinde und gehörlose Personen damit zunehmend auf den Fonds aufmerksam.  
 
Wie aufgrund der sehr unterschiedlichen Einrichtungsverteilung im Bundesgebiet erwartet waren die 
Meldungen bei den Anlauf- und Beratungsstellen im Zusammenhang mit der länderspezifisch sehr 
unterschiedlichen Dichte und Größe der Einrichtungslandschaft stark regional ausgeprägt. Während 
Bremen damals keine eigenen Behinderteneinrichtungen für Kinder und Jugendliche vorgehalten 
hat und Minderjährige daher regelmäßig außerhalb der Landesgrenzen untergebracht wurden, ist in 
anderen Bundesländern eine Verdichtung von z.T. großen Einrichtungen erfolgt, die länderübergrei-
fend belegt wurden. Erst mit der Einrichtung in Friedehorst sowie dem zeitlich sehr viel später auf-
gebauten Kaisenstift konnten innerhalb des Landes Bremen eigene landesinterne Versorgungs-
strukturen aufgebaut werden.  
 
Zum Stichtag 30.11.2020 konnten bundesweit jedoch erst in 16.529 Fällen Unterstützungsleistungen 
für Betroffene ausgezahlt werden, davon 88 für Antragstellende mit derzeitigem Wohnsitz in Bre-
men. Nach den obigen Ausführungen zur Einrichtungslandschaft sowie dem zwischen den Errich-
tern vereinbarten Prinzip wohnortnaher Antragstellungen ist die Antrags- und Bewilligungsverteilung 
nach Ländern nicht gleichzusetzen mit der ursprünglichen örtlichen Herkunftszugehörigkeit der Be-
troffenen bei Klinik- oder Heimaufnahme. Nähere bundesweite Auswertungen der Daten zu den ur-
sprünglichen Herkunftswohnorten der Antragstellenden bei Unterbringung liegen jedoch nicht vor, 
sodass keine Angaben möglich sind, in welcher Größenordnung ehemals Bremer Kinder und Ju-
gendliche unter der bundesweiten Gesamtheit der Antragstellenden und Leistungsbewilligungen 
sind. 
 
Eine grafische sowie namentliche regionale Übersicht über die damaligen Einrichtungen ist dem auf 
der Homepage der Stiftung Anerkennung und Hilfe hinterlegten „Einrichtungsatlas Behindertenhilfe 
& Psychiatrie zu entnehmen. Siehe hierzu unter www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de. Der Atlas 
umfasst mehr als 900 Einrichtungen in der BRD (1945-1975) und der DDR (1945-1990) zur Unter-
bringung von behinderten oder psychisch erkrankten Kindern und Jugendlichen.  
 
Auftrag und Bestandteil des Stiftungszweckes neben der Gewährung von Anerkennungsleistungen 
ist auch die Fortsetzung der bereits im Vorfeld begonnen wissenschaftlichen Aufarbeitung des erlit-
tenen Unrechts durch Vergabe von Forschungsaufträgen auf Bundesebene. Darüber hinaus haben 

                                                      
1 Dr. Joachim Jungmann, Ermittlung der Anzahl von Kindern und Jugendlichen, die in den Jahren 1949 bis 
1975 in der Bundesrepublik Deutschland sowie in den Jahren 1949 bis 1990 in der Deutschen Demokrati-
schen Republik in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. der Psychiatrie Leid und Unrecht er-
fahren haben, Februar 2016 

http://www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de/
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einzelne Länder eigene Forschungsarbeiten gefördert.  Für das Land Bremen haben die Senatorin-
nen für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz sowie Soziales, Jugend, Integration und Sport 
eine landesspezifische „Studie zur Situation von Bremer Kindern und genannten Jugendlichen in 
den stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie zwischen 
1949 und 1975“ in Auftrag gegeben. 
 
 
B. Lösung 
 
Stiftung Anerkennung und Hilfe  
 
Nachdem es in Zusammenhang mit der Corona Pandemie im Verlauf des Jahres 2020 kaum noch 
möglich war, persönliche Beratungen und Antragsbearbeitungen durchzuführen, jedoch weiteren 
Betroffenen die Möglichkeit zur Antragstellung gegeben werden sollte, bestand die Notwendigkeit 
zu einer nochmaligen Verlängerung der Antrags- und Bearbeitungsfristen.  
 
Zur näheren Hintergrundinformation siehe die ausführlichen Berichterstattungen des Ressorts für 
die staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration am 03.09.2020 (VL 20/1853) sowie 
die Ressortvorlage VL 20/2548 zur Sitzung am 03.12.2020. 
 
Auf Grundlage der zwischenzeitlich erfolgten fachpolitischen Beschlüsse der Errichter sowie der ge-
sonderten Beschlüsse des Bundes und der einzelnen Länder zur Erweiterung des Finanzrahmens 
konnte mit Zustimmung des Bremer Senats vom 01.12.2020 eine zweite Verlängerungsvereinba-
rung abgeschlossen werden. Danach ist eine Antragstellung für Betroffene nunmehr noch bis zum 
30.06.2021 möglich. Siehe hierzu die Neufassung der Verwaltungsvereinbarung vom 17. Dezember 
2020 (Anlage 1). 
 
Eine abschließende Berichterstattung zur Umsetzung der Stiftung Anerkennung und Hilfe wird vo-
raussichtlich erst in bzw. nach 2023 möglich sein. 
 
 
Bremische Studie zur Situation von Bremer Kindern und Jugendlichen in den stationären 
Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie zwischen 1949 
und 1975 
 
Die von den Senatorinnen für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz sowie Soziales, Jugend, 
Integration und Sport beauftragte „Studie zur Situation von Bremer Kindern und Jugendlichen in den 
stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie zwischen 
1949 und 1975“ konnte im Februar 2020 abgeschlossen werden und wird im Nachgang zur Befas-
sung der staatlichen Deputationen für Soziales, Jugend und Integration sowie Gesundheit und Ver-
braucherschutz hiermit in elektronischer Fassung auch dem Landesjugendhilfeausschuss und dem 
Jugendhilfeausschuss zugeleitet (Anlage 2).  Für die Mitglieder der Ausschüsse stehen im Ressort 
auf Wunsch zudem Druckexemplare zur Verfügung. 
 
Die Studie ist von der durch vorausgegangene Untersuchungen zu Gewalt und Missbrauch in Ein-
richtungen der Behindertenhilfe und Psychiatrie bekannten Forscherin Gerda Engelbracht erstellt 
worden. Sie zeichnet trotz der leider nur noch wenigen vorhandenen und aufwändig erschlossenen 
Dokumente eindrucksvoll die fragwürdige klinische Behandlungssituation dieser Minderjährigen von 
den Nachkriegsjahren bis 1975 und das erlittene Leid der nahezu ausschließlich auswärtig unterge-
brachten Kinder und Jugendlichen in den bremischen Belegeinrichtungen der Behindertenhilfe an-
derer Bundesländer nach. 
 
Die Studie untermauert damit die zahlreichen persönlichen Berichte der heute noch lebenden Be-
troffenen, die in den Beratungsgesprächen und Anträgen bei den Anlauf- und Beratungsstellen der 
Länder für die Stiftung zum Ausdruck gekommen sind.  
Die Leidensberichte der Opfer decken sich weitgehend mit den Leidensberichten von Opfern der 
(geschlossenen) Heimunterbringung der Nachkriegsjahre und den Berichten von Betroffenen sexu-
ellen Kindesmissbrauchs im institutionellen Bereich für das ergänzende Hilfesystem (EHS) aus dem 
Fonds sexueller Missbrauch.  
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Die Studie zeigt auf, dass psychisch kranke und behinderte Kinder und Jugendliche auch weit  nach 
Kriegsende und dem vernichtenden Euthanasiesystem des Nationalsozialismus keine Chance auf 
ein kindgerechtes Aufwachsen und eine würdevolle Behandlung, Betreuung, Versorgung und ge-
sellschaftliche Teilhabe hatten.  
 
„Kein Platz- Nirgendwo“ ist daher der Kurztitel dieser Studie, sind doch die damals belegten Einrich-
tungen kein echter Lebensort gewesen, in der überwiegenden Zahl zumindest kein Ort, der diesen 
Namen zu Recht verdient. Dies soll nicht die Arbeit derjenigen Fachkräfte geringschätzen, die sich 
dieser Arbeit unter schwierigsten räumlichen, personellen und finanziellen Rahmenbedingungen 
dennoch mit erheblichem persönlichen Einsatz in positiver menschlicher Weise gewidmet haben.  
 
Sie gebietet als bremische Studie jedoch noch einmal in besonderer Weise, die mit der UN-BRK und 
zuletzt mit dem Bundesteilhabegesetz (SGB IX) formulierten Teilhaberechte kranker und behinderter 
Bürgerinnen und Bürger zu achten, zu wahren, zu fördern und in gemeinsamer Verantwortung aller 
Akteure mit und für die Betroffenen weitest möglich außerhalb besonderer institutioneller Behand-
lungs- und Wohnformen auszugestalten und innerhalb der bremischen Gemeinwesen im Sinne des 
dort beschriebenen Teilhabeleitbildes weiter zu entwickeln. Die Studie zeigt für den Bereich der Psy-
chiatrie auch, dass neben wenigen sehr fortschrittlichen innerbremischen Angeboten auch dort die 
meisten Kinder und Jugendlichen in Einrichtungen außerhalb untergebracht wurden. Damit wurde – 
wie in der Behindertenhilfe – die Aufgabe ihrer Versorgung und die Verantwortung für ihre Situation 
außerhalb der Landesgrenzen exportiert.  
 
 
Fachpolitische Bewertung und Ausblick 
 
Die im Rahmen der verschiedenen Runden Tische und Opferfonds aufgearbeiteten Erfahrungen der 
Opfer und die erfolgte geschichtliche Aufarbeitung für das Land Bremen machen deutlich, dass Ju-
gendhilfe, Eingliederungshilfe und das Gesundheitssystem in dem Bemühen, die Rechte und die 
Würde der Betroffenen zu wahren, nicht innehalten dürfen. Dies umfasst insbesondere den An-
spruch, auch die Versorgung von Menschen mit komplexen Hilfebedarfen nicht auszulagern, son-
dern alle Bremerinnen und Bremer zu ermöglichen, vor Ort Unterstützung und Hilfe zu bekommen.  
 
Neben dem erfolgten und weiter zu führenden bedarfsgerechten Aufbau einer vorrangig ambulanten 
wohnortnahen Versorgungsstruktur in den beiden Bereichen Behindertenhilfe und Psychiatrie bein-
haltet dies auch die Weiterentwicklung einer bedarfsgerechten Infrastruktur zur schulischen und be-
ruflichen Inklusion und die Absicherung einer möglichst eigenständigen Lebensführung außerhalb 
des Transferleistungsbezug. Für viele der im Rahmen der Stiftung angehörten Betroffenen ist im 
Rahmen der zumeist geschlossenen Unterbringung kein Schulabschluss und keine tragfähige Aus-
bildung möglich gewesen, stattdessen eine institutionell organisierte Vernachlässigung oder Be-
schäftigung und Arbeit unter Zwang ohne Einzahlung von Versicherungsleistungen für damit heute 
fehlende Rentenansprüche.  
 
Auch wenn wir heute in den Einrichtungen der Behindertenhilfe und Psychiatrie sowie in den Berei-
chen Schule, Ausbildung sowie Integration bereits andere Strukturen und Schutzmaßnahmen auf-
bauen konnten, bleiben wir fachpolitisch und rechtlich aufgefordert, diese weiter zu entwickeln und 
abzusichern. Dazu gehören die verbesserten gesetzlichen Vorgaben zum Fachkräftegebot im SGB 
IX ebenso wie die Vorschriften zum Kinderschutz, die Qualitätssicherung in der Heimaufsicht und 
im Rahmen der Aufsichtskommission nach dem PsychKG und die inzwischen verschärften gesetz-
lichen Vorgaben zur Stärkung der Rechte betroffener Kinder, Jugendlicher und Erwachsener bei 
Fixierungen und sonstigen freiheitsentziehenden Maßnahmen im Rahmen zivilrechtlicher und öf-
fentlich - rechtlicher Unterbringung. 
Obwohl es auch aus Sicht des Landesbehindertenbeauftragten in den letzten Jahrzehnten zu deut-
lichen Verbesserungen im institutionellen Bereich gekommen ist, kann das Thema „Leid und 
Unrecht“ in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Psychiatrie nicht „ad Acta“ ge-
legt und als zeitlich abgeschlossen betrachtet werden. Vielmehr weist unter anderem die „Biele-
felder Studie“ über die Lebenssituation behinderter Frauen aus dem Jahr 2012 darauf hin, dass 
bei Frauen, die in Einrichtungen leben, körperliche/sexuelle Gewalt durch Bewohner*innen 
und/oder Arbeitskolleg*innen sowie psychische Gewalt durch Bewohner*innen und Personal 
eine besondere Rolle einnehmen.  
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Aus Sicht des Landesbehindertenbeauftragten unterstreicht die genannte Studie zudem, dass die 
Themen Gewalt und Gewaltschutz in Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Psychiatrie nach 
wie vor Aktualität besitzen. Schutz vor Gewalt und Prävention sind daher eine kontinuierlich und 
nachhaltig zu bearbeitende gemeinsame Aufgabe.  
 
 
C. Alternativen 
Keine.  
 
 
D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/ Gender Prüfung 
Mit dieser Berichterstattung sind keine zusätzlichen Personal- oder Sachkosten verbunden.  
 
Mit der zweiten Änderungsfassung haben die Errichter die Stiftung zur Erfüllung der Stiftungszwecke 
nunmehr mit einem Vermögen in Höhe von insgesamt bis zu 305.517.383 Euro ausgestattet. Die 
Finanzierungsanteile des Landes Bremen belaufen sich gemäß Anlage 1 in dem neu kalkulierten 
Gesamtfinanzrahmen der Länder in Höhe von 104.272.772 Euro auf anteilig 819.350 Euro. Die bis-
her erfolgten Einzahlungen bis einschl. 2020 betragen 520.969 Euro. Der nach der Neufassung der 
Finanzplanung noch zu leistende Anteil des Landes Bremen beträgt 298.381 Euro, davon  

• 2021 208.866,85 Euro 
• 2022     82.969,40 Euro 
• 2023     6.544,97 Euro. 

 
Dieser Bedarf ist gemäß Beschluss des Senats vom 01.12.2020 im Landeshaushalt Soziales, Ju-
gend, Integration und Sport hinterlegt. 
 
Der Stiftungszweck sowie die dargestellte Bremer Studie betreffen Kinder und Jugendliche aller Ge-
schlechter.  
 
 
E. Beteiligung/ Abstimmung 
Nicht erforderlich.  
 
F. Öffentlichkeitsarbeit/ Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz steht nichts entgegen. 
 
 
G. Beschlussvorschlag 

 
Landesjugendhilfeausschuss 
 
1. Der Landesjugendhilfeausschuss nimmt die erfolgte Laufzeitverlängerung der Stiftung Anerken-

nung und Hilfe zur Kenntnis und begrüßt die bis zum 30.06.2021 verlängerte Antragsfrist für 
Betroffene. 

2. Der Landesjugendhilfeausschuss nimmt den Bremer Forschungsbericht „Studie zur Situation 
von Bremer Kindern und Jugendlichen in den stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe und 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie zwischen 1949 und 1975“ zur Kenntnis. 

 
Jugendhilfeausschuss 
 
1. Der Jugendhilfeausschuss nimmt die erfolgte Laufzeitverlängerung der Stiftung Anerkennung 

und Hilfe zur Kenntnis und begrüßt die bis zum 30.06.2021 verlängerte Antragsfrist für Be-
troffene.   
 

2. Der Jugendhilfeausschuss nimmt die den Bremer Forschungsbericht „Studie zur Situation von 
Bremer Kindern und Jugendlichen in den stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe und der 
Kinder- und Jugendpsychiatrie zwischen 1949 und 1975“ zur Kenntnis.  

 
Anlagen  



Stand vom 17. Dezember 2020 

 

Verwaltungsvereinbarung 

Die Bundesrepublik Deutschland 
(im Folgenden kurz „Bund“ genannt), 

vertreten durch  
den Bundesminister für Arbeit und Soziales,  

 
 

und 
 

die Länder  
 

Baden-Württemberg, vertreten durch den Minister für Soziales und Integration,  
Berlin, vertreten durch die Senatorin für Integration, Arbeit und Soziales,  
Brandenburg, vertreten durch die Ministerin für Soziales, Gesundheit, Integration und 
Verbraucherschutz,  
Hessen, vertreten durch den Minister für Soziales und Integration,  
Mecklenburg-Vorpommern, vertreten durch die Ministerin für Soziales, Integration 
und Gleichstellung,  
Niedersachsen, vertreten durch die Ministerin für Soziales, Gesundheit und Gleich-
stellung,  
Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den Minister für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les,  
Rheinland-Pfalz, vertreten durch die Ministerin für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Demografie,  
Saarland, vertreten durch die Ministerin für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie,  
Sachsen-Anhalt, vertreten durch die Ministerin für Arbeit, Soziales und Integration,  
Schleswig-Holstein, vertreten durch den Minister für Soziales, Gesundheit, Jugend, 
Familie und Senioren 
 

sowie die Freistaaten  
 

Bayern, vertreten durch die Staatsministerin für Familie, Arbeit und Soziales,  
Sachsen, vertreten durch die Staatsministerin für Soziales und Gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt und  
Thüringen, vertreten durch die Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie 

 
und die Freien Hansestädte  

 
Bremen, vertreten durch die Senatorin für Soziales, Jugend, Integration und Sport und  
Hamburg, vertreten durch die Senatorin für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und 
Integration 

 

(im Folgenden kurz „Länder“ genannt) 

 
 
 

und 



 
die Evangelische Kirche in Deutschland, 

vertreten durch den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland,  
dieser vertreten durch den Vorsitzenden des Rates, 

vertretend zugleich die Diakonie Deutschland - Evangelischer Bundesverband / 
Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.  

 
und 

 
die (Erz-) Bistümer der Katholischen Kirche im Bundesgebiet,  

vertreten durch den Verband der Diözesen Deutschlands,  
vertretend zugleich den Deutschen Caritasverband e. V. und die Deutsche Ordens-

obernkonferenz e. V. 
 

(im Folgenden kurz „Kirchen“ genannt) 
 
 

–  alle zusammen im Folgenden kurz „Vereinbarungspartner“ genannt  – 
 
schließen folgende Vereinbarung über die Errichtung eines Hilfesystems für 
Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren 1949 bis 1975 (Bun-
desrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationären Einrichtungen 
der Behindertenhilfe oder in stationären psychiatrischen Einrichtungen Leid und 
Unrecht erfahren haben: 
 



Präambel 
 
Der Deutsche Bundestag hat mit fraktionsübergreifendem Beschluss vom 7. Juli 2011 
entschieden, dass Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren 1949 bis 
1975 (Bundesrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationären Einrich-
tungen der Behindertenhilfe oder in stationären psychiatrischen Einrichtungen Leid 
und Unrecht erfahren haben, Unterstützung erhalten sollen. Die Bundesregierung hat 
diesen Beschluss aufgegriffen und gemeinsam mit Ländern und Kirchen nach Lö-
sungswegen gesucht. 
 
Für Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren 1949 bis 1975 (Bundes-
republik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationären Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe oder in stationären psychiatrischen Einrichtungen untergebracht waren 
und dort Leid und Unrecht erfahren haben, gibt es bisher kein Hilfesystem wie für die 
ehemaligen Heimkinder aus Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, die Unterstüt-
zungsleistungen aus den beiden Fonds „Heimerziehung in der Bundesrepublik 
Deutschland in den Jahren 1949 bis 1975“ und „Heimerziehung in der DDR in den 
Jahren 1949 bis 1990“ (im Folgenden: Fonds „Heimerziehung“) erhalten können. Die 
Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder ha-
ben am 16. Juni 2016 für Bund und Länder entschieden, dass aus Respekt gegenüber 
dem Schicksal der Betroffenen und aus Gründen der Gleichbehandlung in gemeinsa-
mer Verantwortung des Bundes und der Länder gemeinsam mit den Kirchen ein unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten der Personengruppen vergleichbares Hilfesys-
tem geschaffen werden soll. 
 
Das Hilfesystem soll in Ergänzung der gesetzlichen Sozialleistungssysteme dazu die-
nen, das erlittene Leid und Unrecht der Betroffenen anzuerkennen und die Betroffenen 
bei der Bewältigung heute noch bestehender Folgewirkungen zu unterstützen. Ziel ist 
es, die damaligen Verhältnisse und Geschehnisse öffentlich anzuerkennen, wissen-
schaftlich aufzuarbeiten und das den Betroffenen widerfahrene Leid und Unrecht durch 
Gespräche individuell anzuerkennen. Weiterhin sollen Betroffene, bei denen aufgrund 
erlittenen Leids und erlebten Unrechts während der Unterbringung heute noch eine 
Folgewirkung besteht, Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen erhalten. Damit 
soll ein Beitrag zur Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen geleistet wer-
den. Ferner soll die Erwägung Berücksichtigung finden, dass Ansprüche Betroffener 
gegen die am Unrecht beteiligten Institutionen oder Personen heute nur schwer oder 
gar nicht mehr durchsetzbar sind. 
 
 
Artikel 1 - Rechtsform, Träger, Name  
 
(1) Die Vereinbarungspartner errichten zur Erfüllung der in der Präambel und der 

Satzung der Stiftung genannten Ziele und Zwecke eine nichtrechtsfähige Stiftung 
des Privatrechts in der Sonderform der Verbrauchsstiftung, die die Anforderun-
gen des Gemeinnützigkeitsrechts erfüllt.  
 

(2) Träger der Stiftung ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, vertreten 
durch die Geschäftsstelle, die das Bundesministerium für Arbeit und Soziales in 
Einzelfragen der Stiftung in Gerichtsverfahren vertritt. 
 

(3) Die Stiftung trägt den Namen „Stiftung Anerkennung und Hilfe“. Die Stiftung kann 
darüber hinaus auch den Zusatz „Stiftung zur Anerkennung und Hilfe für Men-
schen, die als Kinder und Jugendliche in der Zeit von 1949 bis 1975 (Bundesre-
publik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationären Einrichtungen der 



Behindertenhilfe oder in stationären psychiatrischen Einrichtungen Leid und Un-
recht erfahren haben“ haben.  
 

(4) Einzelheiten regelt die Satzung. 
 
 

Artikel 2 - Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen 
 
(1) Die Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen der Stiftung nach Maßgabe 

der folgenden Absätze richten sich an Menschen, die als Kinder oder Jugendliche 
in der Zeit vom 23. Mai 1949 bis zum 31. Dezember 1975 (Bundesrepublik 
Deutschland) bzw. vom 7. Oktober 1949 bis zum 2. Oktober 1990 (DDR) in sta-
tionären Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in stationären psychiatrischen 
Einrichtungen untergebracht waren und 
 

a. bei denen heute noch eine Folgewirkung aufgrund erlittenen Leids und Unrechts 
während der Unterbringung vorliegt und / oder 

 
b. die während der Unterbringung dem Grunde nach sozialversicherungspflichtig 

gearbeitet haben und deren Rentenansprüche sich aufgrund nicht gezahlter So-
zialversicherungsbeiträge gemindert haben. 

 
(2) Die Stiftung sieht drei wesentliche Elemente von Anerkennungsleistungen vor. 
 

a. Das Leid und Unrecht wird benannt und öffentlich anerkannt; damit soll es die 
von den Betroffenen eingeforderte gesellschaftliche Beachtung finden. 

 
b. Die damaligen Geschehnisse werden wissenschaftlich aufgearbeitet. Damit 

wird ein wesentlicher Beitrag zur Bewältigung und Aufarbeitung des Erlebten 
auch in der Gesellschaft geleistet; das erlebte Leid und Unrecht in stationären 
Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in stationären psychiatrischen Einrich-
tungen wird öffentlich sichtbar. Missstände der Vergangenheit werden aufge-
deckt und möglichst weitere Lehren für die Zukunft gezogen. 

 
c. Das von den Betroffenen erlittene Leid und erlebte Unrecht soll durch Gesprä-

che mit Beraterinnen und Beratern der Anlauf- und Beratungsstellen individuell 
anerkannt werden. 
 

(3)  Als Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen1 zum selbstbestimmten Ein-
satz erhalten Betroffene: 

 

                                                
1 Protokollnotiz:  
(1) Die Vereinbarungspartner sind sich darin einig, dass bei Bezug von Sozialleistungen nach dem 
Zweiten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch die Berücksichtigung der Unterstützungsleistungen der 
Stiftung als Einkommen im Sinne des § 11 a Absatz 5 SGB II bzw. § 84 Absatz 2 SGB XII sowie als 
Vermögen im Sinne des § 12 Absatz 3 Ziffer 6 SGB II bzw. § 90 Absatz 3 Satz 1 SGB XII eine beson-
dere Härte bedeuten würde und grob unbillig wäre. Eine Berücksichtigung soll deshalb unterbleiben. 
Bund und Länder tragen dafür Sorge, dass diese Auffassung in ihrem Zuständigkeitsbereich berück-
sichtigt wird und Anwendung findet. 
(2) Die Vereinbarungspartner gehen davon aus, dass die höchstrichterliche Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofes (BGH) zur Unpfändbarkeit von zweckgebundenen Ansprüchen (Urteil des BGH vom 
22. Mai 2014, Az: IX ZB 72/12) auf die Unterstützungsleistungen der Stiftung Anwendung findet. Eine 
Auszahlung der Unterstützungsleistungen, die ausschließlich freiwillig und personenbezogen ausge-
zahlt werden, an Dritte oder Gläubiger würde den Zweck und Leistungsinhalt grundlegend verändern. 



a. eine einmalige pauschale personenbezogene Geldleistung zur selbstbestimm-
ten Verwendung in Höhe von 9.000 Euro, sofern sie glaubhaft machen, in einer 
stationären Einrichtung der Behindertenhilfe oder in einer stationären psychiat-
rischen Einrichtung Leid und Unrecht erfahren zu haben und heute noch eine 
Folgewirkung zu haben,  
 

b. einen pauschalen einmaligen Betrag als finanziellen Ausgleich für entgangene 
Rentenansprüche, sofern sie glaubhaft machen, dass sie dem Grunde nach so-
zialversicherungspflichtig gearbeitet haben und eine Minderung von Rentenan-
sprüchen aufgrund nicht gezahlter Sozialversicherungsbeiträge vorliegt. Die 
Rentenersatzleistung beträgt 3.000 Euro bei sozialversicherungspflichtiger Ar-
beit von bis zu zwei Jahren und 5.000 Euro bei sozialversicherungspflichtiger 
Arbeit von mehr als zwei Jahren. Das Fehlen der Sozialversicherungsbeiträge 
ist glaubhaft zu machen, insbesondere durch Nachweis einer Lücke im Versi-
cherungsverlauf der Deutschen Rentenversicherung. 

 
(4)  Die Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen aus der Stiftung sollen nur Be-

troffene erhalten, die keine Forderungen aufgrund der Heimunterbringung, ein-
schließlich der Ansprüche wegen Rentenminderung gegen die öffentliche Hand 
und die Kirchen sowie ihre Ordensgemeinschaften und Wohlfahrtsverbände, ein-
schließlich deren Mitglieder und Einrichtungen, geltend machen. Dies soll auch 
den Ersatz von Kosten für die Rechtsverfolgung umfassen. Auszahlungen sind 
grundsätzlich auch möglich, wenn ein solcher Verzicht nicht erfolgt. 

 
(5)  Die Leistungen erfolgen auf freiwilliger Basis ohne Anerkennung einer Rechts-

pflicht. 
 
 

Artikel 3 - Verhältnis der Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen zu ver-
gleichbaren Leistungen 

 
(1) Haben Betroffene Leistungen aus den Fonds „Heimerziehung“, d. h. dem Fonds 

„Heimerziehung in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1949 bis 
1975“ und/oder „Heimerziehung in der DDR in den Jahren 1949 bis 1990“ oder 
aus dem Ergänzenden Hilfesystem, d. h. dem Fonds „Sexueller Missbrauch im 
familiären Bereich“ (FSM) oder dem „EHS - institutioneller Bereich“, erhalten, 
sind die materiellen Hilfen (Sachleistungen) dieser Hilfesysteme abschließend. 
Betroffene, die keine Rentenersatzleistungen aus einem der Fonds „Heimerzie-
hung“ erhalten haben, können bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Artikel 
2 Absatz 1 b) i. V. m. Artikel 2 Absatz 3 b) eine Rentenersatzleistung aus der 
Stiftung erhalten. Eine Rentenersatzleistung der Fonds „Heimerziehung“ von 
weniger als 3.000 Euro für Zeiträume der Unterbringung in Einrichtungen der 
Jugendhilfe kann bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Artikel 2 Absatz 1 b) 
i. V. m. Artikel 2 Absatz 3 b) auf bis zu 3.000 Euro aufgestockt werden. Eine 
Rentenersatzleistung der Fonds „Heimerziehung“ von weniger als 5.000 Euro 
für Zeiträume der Unterbringung in Einrichtungen der Jugendhilfe kann bei Vor-
liegen der Voraussetzungen nach Artikel 2 Absatz 1 b) i. V. m. Artikel 2 Absatz 
3 b) auf bis zu 5.000 Euro aufgestockt werden2. 
 

                                                
2 Protokollnotiz: 

Nach dem Willen der Vereinbarungspartner sollen die Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen 
der Stiftung abschließend sein. 



(2) Im Einzelfall an Betroffene zu demselben Zweck von den Kirchen gezahlte Leis-
tungen werden auf die Unterstützungsleistungen der Stiftung angerechnet.  
 

 
Artikel 4 – Finanzierung und Kostentragung 
 
(1) Zur Erfüllung der Stiftungsziele und -zwecke statten die Vereinbarungspartner 

die Stiftung mit einem Vermögen in Höhe von insgesamt bis zu 305.517.383 Euro 
aus (siehe Anlage 1). Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus dem Stiftungsvermö-
gen auf der Grundlage eines jährlichen Wirtschaftsplans, der dem Lenkungsaus-
schuss zur Genehmigung vorzulegen ist.  

 
(2) Aus dem Stiftungsvermögen sind die Kosten für die Anerkennung (öffentliche An-

erkennung, Anerkennung durch wissenschaftliche Aufarbeitung und individuelle 
Anerkennung durch Gespräche mit Beraterinnen und Beratern der Anlauf- und 
Beratungsstellen), die Kosten für die Unterstützungsleistungen, die Kosten für 
die Anlauf- und Beratungsstellen, die Kosten für die Geschäftsstelle sowie die 
sonstigen Aufwendungen zu finanzieren.  
 

(3) Das Stiftungsvermögen wird wie folgt verwendet und wie folgt von den Vereinba-
rungspartnern finanziell getragen:  
 

a. Für die öffentliche Anerkennung werden 260.000 Euro und für die Anerkennung 
durch wissenschaftliche Aufarbeitung 1.000.000 Euro zur Verfügung gestellt.  
Diese Kosten tragen der Bund, die Länder und die Kirchen je zu einem Drittel. 

 
b. Für die Unterstützungsleistungen werden bis zu 262.605.000 Euro zur Verfü-

gung gestellt, davon bis zu 164.160.000 Euro für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland (alt) und bis zu 98.445.000 Euro für das Gebiet der ehemaligen 
DDR (siehe Anlage 1). Diese Kosten tragen: 
 
aa.  auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland (alt) der Bund, die west-

deutschen Länder und die Kirchen je zu einem Drittel, 
 
bb.   auf dem Gebiet der ehemaligen DDR der Bund zu sieben Zwölftel, die ost-

deutschen Länder zu einem Drittel und die Kirchen zu einem Zwölftel. 
 

c. Für die Kosten der Anlauf- und Beratungsstellen werden 33.976.687 Euro 
(siehe Anlage 1) zur Verfügung gestellt.  
 
aa.  75 Prozent dieser Kosten tragen: 
 

aaa.  auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland (alt) der Bund, die west-
deutschen Länder und die Kirchen je zu einem Drittel, 

 
bbb.  auf dem Gebiet der ehemaligen DDR der Bund zu sieben Zwölftel, die 

ostdeutschen Länder zu einem Drittel und die Kirchen zu einem Zwölftel. 
 

bb.  25 Prozent dieser Kosten tragen Bund und Länder je zur Hälfte. 
 

d. Für die Kosten der Geschäftsstelle werden 6.107.696 Euro (siehe Anlage 1) zur 
Verfügung gestellt. Diese Kosten tragen Bund und Länder je zur Hälfte. 
 



e. Für die sonstigen Aufwendungen werden 1.568.000 Euro (siehe Anlage 1) im 
Stiftungsvermögen vorgehalten. Die sonstigen Aufwendungen tragen Bund, 
Länder und Kirchen je zu einem Drittel. 

 
(4) Vorbereitungskosten, die unmittelbar mit der Errichtung der Geschäftsstelle und 

der Anlauf- und Beratungsstellen im Zusammenhang stehen und vor der Errich-
tung der Stiftung am 1. Januar 2017 zahlungswirksam werden, werden durch die 
Stiftung erstattet. Zu den Vorbereitungskosten gehören nicht Kosten, die den 
Vereinbarungspartnern im Rahmen ihrer Aufgaben zur Errichtung der Stiftung 
entstehen. 
 

(5) Die Anteile der einzelnen Länder an den Kosten werden in den westdeutschen 
Ländern nach dem Königsteiner Schlüssel (1989) bzw. in den ostdeutschen Län-
dern nach den Einwohnerzahlen (Stand 31.12.1991) ermittelt; das Nähere dazu 
ist Anlage 2 zu entnehmen. 
 

(6) Nach Artikel 3 Absatz 2 anrechenbare Leistungen werden auf den gemäß Ab-
satz 3 zu leistenden Anteil der Kirchen angerechnet. Einzelheiten regelt die Sat-
zung.  
 

(7) Die von den Vereinbarungspartnern zu zahlenden Beträge sind zahlbar in Raten, 
die bei einem Start der Stiftung am 1. Januar 2017 
 

a. in 2017 insgesamt 72.000.000 Euro, 
 

b. in 2018 insgesamt 43.200.000 Euro,  
 

c. in 2019 insgesamt 72.000.000 Euro, 
 

d. in 2020 insgesamt 43.200.000 Euro, 
 

e. in 2021 insgesamt bis zu 52.582.168 Euro, 
 
f. in 2022 insgesamt bis zu 20.887.519 Euro, 
 
g. in 2023 insgesamt bis zu 1.647.696 Euro 
 

 
betragen. 

 
(8) Die Geschäftsstelle fordert die Einzahlungen unterjährig bedarfsgerecht an. Sie 

kann Einzahlungen verringern bzw. aussetzen und durch Beschluss des Len-
kungsausschusses überjährige Anforderungen vornehmen. Eine unterjährige 
und überjährige Anforderung kann auch in Teilbeträgen erfolgen. Überjährige 
Einzahlungen nach Satz 2 werden mit den Einzahlungsverpflichtungen für die 
Folgejahre verrechnet. Eine verringerte oder ausgesetzte Einzahlung hat keinen 
Einfluss auf die Höhe der Einzahlungen der Folgejahre.  
 

(9) Die Geschäftsstelle legt dem Lenkungsausschuss Quartalsberichte über die Li-
quidität der Stiftung für das laufende Jahr vor. Darüber hinaus legt die Geschäfts-
stelle bis zum 30. September jeden Jahres dem Lenkungsausschuss auf Basis 
der bis Mitte September erfolgten Zahlungen eine Liquiditätsbedarfseinschät-
zung für das folgende Jahr vor. Die Geschäftsstelle informiert den Lenkungsaus-



schuss unverzüglich über Liquiditätsprobleme der Stiftung. Die Vereinbarungs-
partner verpflichten sich, auf Beschluss des Lenkungsausschusses unverzüglich 
Maßnahmen zur Absicherung der Zahlungsfähigkeit der Stiftung im Rahmen des 
vorhandenen Stiftungsvermögens einzuleiten. 
 

(10) Sollte sich während der Laufzeit der Stiftung herausstellen, dass das Stiftungs-
vermögen nach Absatz 1 nicht ausreicht, verpflichten sich die Vereinbarungs-
partner in Verhandlungen zu treten, um das Stiftungsvermögen unter Zugrunde-
legung der Regelungen in Absatz 3 anzupassen (unter Haushaltsvorbehalt).  
 

(11) Nicht verbrauchte Mittel sind nach Abwicklung der Stiftung entsprechend der in 
Absatz 3 genannten Anteile zurückzuzahlen. 
 

(12) Diese Vereinbarung steht unter Haushaltsvorbehalt.  
 
 

Artikel 5 - Lenkungsausschuss 
 
(1) Der Lenkungsausschuss nimmt die Aufgaben der Steuerung und Kontrolle der 

Stiftung für die Vereinbarungspartner wahr. Eine zentrale Aufgabe ist es, in 
Grundsatzangelegenheiten zu entscheiden und die Leitlinien für die Anlauf- und 
Beratungsstellen und die Leistungsrichtlinien für die Erbringung von Leistungen 
festzulegen.  
 

(2) Einzelheiten regelt die Satzung. 
 
 

Artikel 6 - Regionale qualifizierte Anlauf- und Beratungsstellen 
 
(1)  Die Länder errichten bis spätestens zum 1. April 2017 regionale qualifizierte An-

lauf- und Beratungsstellen. Sie werden möglichst zentral eingerichtet; eine Ko-
operation zwischen Ländern ist möglich. Eine örtliche Organisation erfolgt nicht. 

 
(2)  Die unter der Aufsicht der Länder stehenden regionalen qualifizierten Anlauf- 
 und Beratungsstellen sollen grundsätzlich unabhängig von Trägern sein, die 
 selbst Träger von stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. stationä-
 ren psychiatrischen Einrichtungen sind. Ausgenommen sind Kommunalver-
 bände. 
 
(3)  Jede Anlauf- und Beratungsstelle soll mindestens zwei Mitarbeiter/innen haben.  
 
(4)  Eine zentrale Aufgabe der Anlauf- und Beratungsstellen ist es, Betroffene zu be-
 raten, sie bei dem Prozess der persönlichen Aufarbeitung ihrer eigenen Ge-
 schichte zu begleiten, ihnen ein Gespräch anzubieten und sie bei der Anmel-
 dung zu unterstützen. Die Beratung erfolgt auch aufsuchend. 
 
(5)  Zuständig ist eine Anlauf- und Beratungsstelle des Landes, in dem die Betroffe-

nen zum Zeitpunkt der Anmeldung ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben (Wohnortprinzip). Länder mit mehreren Anlauf- und Beratungsstellen be-
stimmen die Kriterien für die landesinterne Zuständigkeitsverteilung. 

 
(6)  Für Betroffene, die zum Zeitpunkt der Anmeldung ihren Wohnsitz oder gewöhn-

lichen Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland haben, ist eine An-
lauf- und Beratungsstelle des Landes zuständig, auf dessen Gebiet die stationäre 



Einrichtung der Behindertenhilfe oder stationäre psychiatrische Einrichtung ihren 
Sitz hat bzw. hatte. Für Betroffene, die in stationären Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe oder stationären psychiatrischen Einrichtungen in mehreren Ländern 
Leid und Unrecht erfahren haben, ist eine Anlauf- und Beratungsstelle des Lan-
des zuständig, auf dessen Gebiet die letzte Einrichtung ihren Sitz hat bzw. hatte 
(Einrichtungsprinzip). 

 
(7) Die Aufgaben einer Anlauf- und Beratungsstelle können auch durch eine vom 

Land beauftragte Stelle wahrgenommen werden. Die Aufsicht hat das beauftra-
gende Land sicherzustellen. Bei der Beauftragung gilt das Verwaltungs- und 
Haushaltsrecht des jeweiligen Landes 

 
(8)  Einzelheiten regelt die Satzung. 
 
 
Artikel 7 – Geschäftsstelle  
 
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Stiftungsverwaltung) verwaltet 

das Stiftungsvermögen getrennt von eigenem Vermögen. Hierzu errichtet die 
Stiftungsverwaltung zeitlich befristet eine Geschäftsstelle.  

  
(2) Aufgabe der Geschäftsstelle ist es, das Stiftungsvermögen zu verwalten und die 

Leistungen nach Maßgabe der Satzung, der Leistungsrichtlinien sowie der Be-
schlüsse des Lenkungsausschusses auf der Grundlage des Wirtschaftsplanes 
zu erbringen. Ferner soll sie den Kontakt und Austausch mit den Anlauf- und 
Beratungsstellen pflegen sowie Hinweise zu einer möglichst bundeseinheitli-
chen Beratungspraxis geben.  
 

(3) Einzelheiten regelt die Satzung. 
 

 
Artikel 8 – Fachbeirat 
 
(1) Ein überregionaler Fachbeirat aus ehrenamtlich tätigen Mitgliedern (Betroffene, 

Interessenvertreter/innen und Sachverständige) unterstützt die Stiftung.  
 

(2) Eine zentrale Aufgabe des überregionalen Fachbeirats ist es, den Lenkungsaus-
schuss fachlich zu beraten und die Anlauf- und Beratungsstellen mit seinem Ex-
pertenwissen zu unterstützen. 
  

(3) Das Vorschlagsrecht für die Berufung und Abberufung der Mitglieder des Fach-
beirats üben die Vereinbarungspartner aus. Die Berufung und Abberufung erfolgt 
durch die Bundesministerin für Arbeit und Soziales.  
 

(4) Die Länder können bei den Anlauf- und Beratungsstellen einen regionalen Fach-
beirat bilden, der mit örtlicher Sachkenntnis die Anlauf- und Beratungsstellen zu 
Einzelfragen berät. 
 

(5) Einzelheiten regelt die Satzung. 
 
 
Artikel 9 - Laufzeit und Anmeldefrist 
 
(1) Die Stiftung wird zum 1. Januar 2017 errichtet.  



 
(2) Betroffene müssen sich bei der zuständigen Anlauf- und Beratungsstelle ab Er-

richtung der Stiftung innerhalb von viereinhalb Jahren, somit bis zum 30. Juni 
2021, melden.  

 
(3) Die Länder gewährleisten, die bis zum 30. Juni 2021 eingegangenen  

Anmeldungen durch die Anlauf- und Beratungsstellen abzuarbeiten und bis zum 
31. Dezember 2022 bei der Geschäftsstelle die Auszahlung anzufordern. Sie stel-
len sicher, dass die Anlauf- und Beratungsstellen nach abschließender Bearbei-
tung aller eingegangenen Anmeldungen zeitnah geschlossen werden. Die Erstat-
tung der Kosten für die Anlauf- und Beratungsstellen an die Länder erfolgt maxi-
mal bis zur Höhe der pro Land konkret geschätzten Kosten (siehe Anlage 3 
„Schätzung Personal- und Sachkosten der Anlauf- und Beratungsstellen“). Dar-
über hinausgehende Kosten werden nicht erstattet. Artikel 4 Absatz 10 der Ver-
waltungsvereinbarung bleibt unberührt. 
 

(4) Die Vereinbarungspartner stellen die Bearbeitung der bis zum 30. Juni 2021 ein-
gegangenen Anmeldungen sicher und gewährleisten im Rahmen der vorhande-
nen Mittel die Auszahlung der Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen. Die 
Geschäftsstelle wird im erforderlichen Umfang aufrechterhalten und die Gremien 
der Stiftung – Lenkungsausschuss und Fachbeirat – bleiben tätig. Die Verwal-
tungsvereinbarung und Satzung gelten bis zur Beendigung der Stiftung. 

 
(5) Nach abschließender Bearbeitung der bis zum 30. Juni 2021 eingegangenen An-

meldungen prüft der Lenkungsausschuss die Erreichung der Stiftungszwecke 
nach § 2 Absatz 3 der Satzung und beschließt, ohne weitere Beteiligung der Ver-
einbarungspartner, die Beendigung der Stiftung. Die Möglichkeit der vorherigen 
Beendigung der Stiftung nach § 11 Absatz 1 Satz 2 i. V. m. § 5 Absatz 2 Buch-
stabe f der Satzung bleibt davon unberührt. 

 
(6) Entsprechend § 11 Absatz 3 der Satzung führt nach Beendigung der Stiftung die 

Bundesregierung durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die tech-
nische und organisatorische Abwicklung der Vorhaltungen für die Stiftung durch. 
Diese technisch-organisatorische Abwicklung beinhaltet insbesondere die End-
abrechnung mit den Vereinbarungspartnern sowie die Beendigung der Vertrags-
beziehungen und Maßnahmen zur Schließung der Geschäftsstelle. Die Bearbei-
tung der Anmeldungen Betroffener ist ausgeschlossen. 

 
 
Artikel 10 – Inkrafttreten und Geltungsdauer 
 
(1) Diese Vereinbarung gilt bis zur Beendigung der Stiftung, sofern sie nicht vorher 

durch die Vereinbarungspartner einvernehmlich verlängert, verändert oder auf-
gehoben wird. 
 

(2) Soweit zur Erreichung und Umsetzung der Ziele und Zwecke dieser Änderungs-
vereinbarung Satzungsänderungen erforderlich sind, ist der Lenkungsausschuss 
ausdrücklich ermächtigt, von seinem Recht nach § 5 Absatz 2 Buchstabe h der 
Satzung unter Beachtung des § 6 Absatz 3 Sätze 5 und 6 der Satzung Gebrauch 
zu machen. 
 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen der Verwaltungsvereinbarung unwirksam sein o-
der werden, soll dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt 



werden. Die Vereinbarungspartner werden in diesem Fall die unwirksame Be-
stimmung durch eine andere ersetzen, die dem Sinn und Zweck der weggefallen 
Regelung am ehesten entspricht. 

 
(4) Änderungen oder Ergänzungen der Verwaltungsvereinbarung bedürfen der 

Schriftform. 
 
 
 
 



Anlage 1

2014 2015 2016
 1. Phase

2017 

 2. Phase

2018 

 3. Phase

2019 

 4. Phase

2020 

 5. Phase

2021 

 6. Phase     

2022 
2023  Gesamt 

Kosten für die Leistungen zur Beratung und für die Vermittlung der Leistungen insgesamt
Personalkosten

Gehälter (AG-Brutto)         4.335.408 €          4.552.178 €          4.779.787 €          5.018.777 €         5.269.716 €      5.533.201 €                         29.489.067 € 

 Kosten für Assistenzbedarf  

 z.B. Dolmetscher und weiterer Assistenzbedarf              25.000 €               25.000 €               25.000 €               25.000 €              25.000 €            25.000 €                               150.000 € 

Reisekosten

 Reisekosten der A+B-Stellen für die aufsuchende Beratung            320.000 €             320.000 €             320.000 €             320.000 €            320.000 €          320.000 €                            1.920.000 € 

Sachkosten

Kosten für sächliche Verwaltungsausgaben (Geschäftsbedarf und Kommunikation, 

Geräte, Ausstattungsgegenstände, Software, Wartung, Mieten, Aus- und Fortbildung, 

Dienstleistungen durch Dritte, vermischte und nicht aufteilbare sächliche 

Verwaltungsausgaben) und für Investitionen (kleine Um- und Erweiterungsbauten) 

           328.440 €             344.862 €             362.105 €             380.210 €            399.221 €          419.182 €                            2.234.020 € 

Mobiliar/Hardware            183.600 €                        -   €                        -   €                        -   €                       -   €                     -   €                               183.600 € 

        5.192.448 €          5.242.040 €          5.486.892 €          5.743.987 €         6.013.936 €      6.297.383 €                     33.976.687 € 

 z. B. Kosten für Fachbeirat, Öffentlichkeitsarbeit, Machbarkeitsstudie, 

Veranstaltungen, Vorbereitungskosten, Abwicklungskosten 
158.000,00 €  172.000,00 €           231.000,00 €  159.000,00 €     118.000,00 €      124.000,00 €      160.000,00 € 113.000,00 €     113.000,00 € 220.000,00 €                            1.568.000 € 

158.000 €        172.000 €                231.000 €        159.000 €          118.000 €           124.000 €           160.000 €           113.000 €          113.000 €        220.000 €                1.568.000 €                          

810.000 €           850.000 €          890.000 €        1.427.696 €             6.107.696 €                          

                        3,00 € 

Wissenschaftliche Aufarbeitung            200.000 €             200.000 €             200.000 €             200.000 €            200.000 €               1.000.000 € 

Öffentliche Anerkennung              65.000 €             130.000 €               65.000 €                        -   €                       -   €                  260.000 € 

      265.000,00 €        330.000,00 €        265.000,00 €        200.000,00 €       200.000,00 €            1.260.000 € 

Variante 2

Unterstützungsleistungen

262.605.000 €

BRD 164.160.000 € 1/3 54.720.000 € 1/3 54.720.000 € 1/3 54.720.000 €

DDR 98.445.000 € 7/12 57.426.250 € 1/3 32.815.000 € 1/12 8.203.750 €

Anlauf- und Beratungsstellen

33.976.687 €

Leistungen zur Beratung (75 %) 25.482.515 €

BRD 12.817.705 € 1/3 4.272.568 € 1/3 4.272.568 € 1/3 4.272.568 €

DDR 12.664.810 € 7/12 7.387.806 € 1/3 4.221.603 € 1/12 1.055.401 €

Vermittlung der Leistungen (25 %) 8.494.172 € 1/2 4.247.086 € 1/2 4.247.086 €

Sonstige Aufwendungen

1.568.000 € 1/3 522.667 € 1/3 522.667 € 1/3 522.667 €

Geschäftsstelle

6.107.696 € 1/2 3.053.848 € 1/2 3.053.848 €

Wissenschaftliche Aufarbeitung und öffentliche Anerkennung

1.260.000 € 1/3 420.000 € 1/3 420.000 € 1/3 420.000 €

305.517.383 € 69.194.386 €

262.605.000 €98.445.000 €164.160.000 €Kosten für die pauschale Geldleistung und die Rentenersatzleistung (auf Basis der den Errichtern am 2. September 2020 vorgelegten Schätzung)

Schätzung der Kosten für die Geschäftsstelle
 Personal- sowie Sachkosten (einschließlich der Kosten im Abwicklungsprozess), 

Kosten Info-Hotline  
2.130.000 €                                                                          

2.130.000 €                                                                          

810.000 €           850.000 €          890.000 €        1.427.696 €                                        6.107.696 € 

Länder

262.605.000 €98.445.000 €164.160.000 €Insgesamt

Bemerkung:

Die Kosten lassen sich überwiegend nur überschlägig schätzen: Einige Kostenfaktoren sind z. B. von den zu erwartenden Fallzahlen abhängig.

 Übersicht der Schätzung der Gesamtkosten der 

Stiftung Anerkennung und Hilfe 

Schätzung der Kosten für die Unterstützungsleistungen

Kosten für wissenschaftliche Aufarbeitung und öffentliche Anerkennung

Schätzung der Kosten für die Unterstützungsleistungen

 Insgesamt  DDR  BRD 

Schätzung der Kosten für die Anlauf- und Beratungsstellen

Schätzung der sonstigen Aufwendungen

132.050.225 € 104.272.772 €

Kirchen

 Anteile von Bund, Ländern und Kirchen an den geschätzten Kosten der 

Stiftung Anerkennung und Hilfe 

Bund



Anlage 2

 Prozentanteil 

Königsteiner 

Schlüssel 1989 

 Prozentanteil 

Einwohnerzahl neue 

Bundesländer 

(31.12.1991) 

BRD DDR BRD DDR BRD DDR BRD DDR BRD DDR BRD DDR BRD DDR BRD DDR
54.720.000                 32.815.000                4.272.568                4.221.603              2.136.284 €             2.110.802 €             262.902 €           259.765 €           1.536.086 €              1.517.762 €               211.260 €           208.740 €             

Berlin 2,79509% 8,11000% 1.529.473 2.661.297 €                 119.422 €                  342.372 €                 59.711 €                  171.186 €                 7.348 €                21.067 €              42.935 €                   123.090 €                  5.905 €                16.929 €               1.764.795 €         3.335.941 €          
Baden-Württemberg 15,39912% 8.426.398 657.938 €                  328.969 €                40.485 €              236.544 €                 32.532 €              9.722.866 €         
Bayern 18,05442% 9.879.379 771.387 €                  385.694 €                47.465 €              277.331 €                 38.142 €              11.399.398 €       

Bremen 1,29769% 710.096 55.445 €                     27.722 €                  3.412 €                19.934 €                   2.741 €                819.350 €             
Hessen 9,19124% 5.029.447 392.702 €                  196.351 €                24.164 €              141.185 €                 19.417 €              5.803.266 €         

Hamburg 3,16602% 1.732.446 135.270 €                  67.635 €                  8.324 €                48.633 €                   6.689 €                1.998.997 €         
Niedersachsen 11,26988% 6.166.878 481.513 €                  240.757 €                29.629 €              173.115 €                 23.809 €              7.115.701 €         
Nordrhein-Westfalen 27,19143% 14.879.150 1.161.772 €               580.886 €                71.487 €              417.684 €                 57.445 €              17.168.424 €       

Rheinland-Pfalz 5,77576% 3.160.496 246.773 €                  123.387 €                15.185 €              88.721 €                   12.202 €              3.646.763 €         
Schleswig Holstein 4,14800% 2.269.786 177.226 €                  88.613 €                  10.905 €              63.717 €                   8.763 €                2.619.010 €         

Saarland 1,71135% 936.451 73.119 €                     36.559 €                  4.499 €                26.288 €                   3.615 €                1.080.531 €         
Brandenburg 16,10000% 5.283.215 €                 679.678 €                 339.839 €                 41.822 €              244.360 €                  33.607 €               6.622.521 €          
Mecklenburg-Vorpommern 11,98000% 3.931.237 €                 505.748 €                 252.874 €                 31.120 €              181.828 €                  25.007 €               4.927.814 €          

Sachsen 29,63000% 9.723.085 €                 1.250.861 €             625.431 €                 76.968 €              449.713 €                  61.850 €               12.187.907 €       
Sachsen-Anhalt 17,88000% 5.867.322 €                 754.823 €                 377.411 €                 46.446 €              271.376 €                  37.323 €               7.354.701 €          

Thüringen 16,30000% 5.348.845 €                 688.121 €                 344.061 €                 42.342 €              247.395 €                  34.025 €               6.704.789 €          
100% 100% 54.720.000 32.815.000 €               4.272.568 €               4.221.603 €             2.136.284 €             2.110.802 €             262.902 €           259.765 €           1.536.086 €              1.517.762 €               211.260 €           208.740 €             63.139.100 €       41.133.672 €        

104.272.772 €     

 Anteile der einzelnen Länder an den geschätzten Kosten der 

Stiftung Anerkennung und Hilfe 

 Anlauf- und Beratungsstellen 

 Unterstützungsleistungen  Leistungen zur Beratung  Vermittlung der Leistungen  
 Wissenschaftliche Aufarbeitung 

und öffentliche Anerkennung 
 Sonstige Aufwendungen   Geschäftsstelle  

Bemerkung:

Die Kosten lassen sich überwiegend nur überschlägig schätzen: Einige Kostenfaktoren sind z. B. von den zu erwartenden Fallzahlen abhängig.

 GESAMTKOSTEN DER LÄNDER 



Anlage 3

Prozentanteil 

Königsteiner 

Schlüssel 

1989

Prozentanteil 

Einwohnerzahl 

neue Bundesländer 

(31.12.1991)

Einmalige 

Sachkosten der 

Anlauf- und 

Beratungsstellen

1. Phase 2. Phase 3. Phase 4. Phase 5. Phase 6. Phase 1. Phase 2. Phase 3. Phase 4. Phase 5. Phase 6. Phase 1. Phase 2. Phase 3. Phase 4. Phase 5. Phase 6. Phase

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2017 2018 2019 2020 2021 2022

Berlin 2,79509% 8,11000% 191.268 €         200.831 €      210.873 €      221.417 €      232.487 €      244.112 €         1.300.988 €     14.490 €     15.215 €     15.975 €     16.774 €     17.613 €     18.493 €     98.560 €        8.100 €                  18.757 €     18.757 €     18.757 €     18.757 €     18.757 €     18.757 €     112.539 €      1.520.187 €                                

Baden-Württemberg 15,39912% 382.536 €         401.663 €      421.746 €      442.833 €      464.975 €      488.224 €         2.601.977 €     28.980 €     30.429 €     31.950 €     33.548 €     35.225 €     36.987 €     197.119 €      16.200 €                26.722 €     26.722 €     26.722 €     26.722 €     26.722 €     26.722 €     160.333 €      2.975.629 €                                

Bayern 18,05442% 382.536 €         401.663 €      421.746 €      442.833 €      464.975 €      488.224 €         2.601.977 €     28.980 €     30.429 €     31.950 €     33.548 €     35.225 €     36.987 €     197.119 €      16.200 €                31.330 €     31.330 €     31.330 €     31.330 €     31.330 €     31.330 €     187.979 €      3.003.275 €                                

Bremen 1,29769% 127.512 €         133.888 €      140.582 €      147.611 €      154.992 €      162.741 €         867.326 €         9.660 €       10.143 €     10.650 €     11.183 €     11.742 €     12.329 €     65.706 €        5.400 €                  2.252 €       2.252 €       2.252 €       2.252 €       2.252 €       2.252 €       13.511 €        951.943 €                                   

Hessen 9,19124% 191.268 €         200.831 €      210.873 €      221.417 €      232.487 €      244.112 €         1.300.988 €     14.490 €     15.215 €     15.975 €     16.774 €     17.613 €     18.493 €     98.560 €        8.100 €                  15.950 €     15.950 €     15.950 €     15.950 €     15.950 €     15.950 €     95.698 €        1.503.346 €                                

Hamburg 3,16602% 127.512 €         133.888 €      140.582 €      147.611 €      154.992 €      162.741 €         867.326 €         9.660 €       10.143 €     10.650 €     11.183 €     11.742 €     12.329 €     65.706 €        5.400 €                  5.494 €       5.494 €       5.494 €       5.494 €       5.494 €       5.494 €       32.964 €        971.396 €                                   

Niedersachsen 11,26988% 255.024 €         267.775 €      281.164 €      295.222 €      309.983 €      325.482 €         1.734.651 €     19.320 €     20.286 €     21.300 €     22.365 €     23.484 €     24.658 €     131.413 €      10.800 €                19.557 €     19.557 €     19.557 €     19.557 €     19.557 €     19.557 €     117.340 €      1.994.204 €                                

Nordrhein-Westfalen 27,19143% 573.804 €         602.494 €      632.619 €      664.250 €      697.462 €      732.335 €         3.902.965 €     43.470 €     45.644 €     47.926 €     50.322 €     52.838 €     55.480 €     295.679 €      24.300 €                47.185 €     47.185 €     47.185 €     47.185 €     47.185 €     47.185 €     283.112 €      4.506.056 €                                

Rheinland-Pfalz 5,77576% 127.512 €         133.888 €      140.582 €      147.611 €      154.992 €      162.741 €         867.326 €         9.660 €       10.143 €     10.650 €     11.183 €     11.742 €     12.329 €     65.706 €        5.400 €                  10.023 €     10.023 €     10.023 €     10.023 €     10.023 €     10.023 €     60.136 €        998.568 €                                   

Schleswig Holstein 4,14800% 127.512 €         133.888 €      140.582 €      147.611 €      154.992 €      162.741 €         867.326 €         9.660 €       10.143 €     10.650 €     11.183 €     11.742 €     12.329 €     65.706 €        5.400 €                  7.198 €       7.198 €       7.198 €       7.198 €       7.198 €       7.198 €       43.188 €        981.620 €                                   

Saarland 1,71135% 127.512 €         133.888 €      140.582 €      147.611 €      154.992 €      162.741 €         867.326 €         9.660 €       10.143 €     10.650 €     11.183 €     11.742 €     12.329 €     65.706 €        5.400 €                  2.970 €       2.970 €       2.970 €       2.970 €       2.970 €       2.970 €       17.818 €        956.250 €                                   

Brandenburg 16,10000% 318.780 €         334.719 €      351.455 €      369.028 €      387.479 €      406.853 €         2.168.314 €     24.150 €     25.358 €     26.625 €     27.957 €     29.354 €     30.822 €     164.266 €      13.500 €                27.607 €     27.607 €     27.607 €     27.607 €     27.607 €     27.607 €     165.640 €      2.511.720 €                                

Mecklenburg-Vorpommern 11,98000% 191.268 €         200.831 €      210.873 €      221.417 €      232.487 €      244.112 €         1.300.988 €     14.490 €     15.215 €     15.975 €     16.774 €     17.613 €     18.493 €     98.560 €        8.100 €                  20.542 €     20.542 €     20.542 €     20.542 €     20.542 €     20.542 €     123.252 €      1.530.900 €                                

Sachsen 29,63000% 573.804 €         602.494 €      632.619 €      664.250 €      697.462 €      732.335 €         3.902.965 €     43.470 €     45.644 €     47.926 €     50.322 €     52.838 €     55.480 €     295.679 €      24.300 €                50.806 €     50.806 €     50.806 €     50.806 €     50.806 €     50.806 €     304.839 €      4.527.783 €                                

Sachsen-Anhalt 17,88000% 318.780 €         334.719 €      351.455 €      369.028 €      387.479 €      406.853 €         2.168.314 €     24.150 €     25.358 €     26.625 €     27.957 €     29.354 €     30.822 €     164.266 €      13.500 €                30.659 €     30.659 €     30.659 €     30.659 €     30.659 €     30.659 €     183.953 €      2.530.033 €                                

Thüringen 16,30000% 318.780 €         334.719 €      351.455 €      369.028 €      387.479 €      406.853 €         2.168.314 €     24.150 €     25.358 €     26.625 €     27.957 €     29.354 €     30.822 €     164.266 €      13.500 €                27.950 €     27.950 €     27.950 €     27.950 €     27.950 €     27.950 €     167.697 €      2.513.777 €                                

100% 100% 4.335.408 €      4.552.178 €   4.779.787 €   5.018.777 €   5.269.716 €   5.533.201 €     29.489.067 €   328.440 €   344.862 €   362.105 €   380.210 €   399.221 €   419.182 €   2.234.020 €   183.600 €              345.000 €   345.000 €   345.000 €   345.000 €   345.000 €   345.000 €   2.070.000 €   33.976.687 €                              

BRD DDR Gesamt Gesamt Gesamt Gesamt

Schätzung Personal- und Sachkosten der Anlauf- und Beratungsstellen - Verteilung auf die Länder

Personalkosten der Anlauf- und Beratungsstellen Laufende Sachkosten der Anlauf- und Beratungsstellen
Laufende Kosten für Assistenzbedarf und 

Reisekosten für aufsuchende Beratung

GESAMT 

PERSONAL- UND SACHKOSTEN 

DER ANLAUF- UND 

BERATUNGSSTELLEN
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In Deutschland war die Situation für Kinder und Jugendliche mit geistigen und 
psychischen Beeinträchtigungen nach Ende des Zweiten Weltkriegs katastro-
phal. Bremen war das einzige Bundesland, in dem bis Mitte der 1970er Jahre 
eine stationäre Einrichtung der Behindertenhilfe und der Jugendpsychiatrie 
fehlte.

Wo fanden diese Kinder und Jugendlichen überhaupt Unterstützung und  
Hilfe? Wie sah ihre Behandlung aus?

Diese Studie dokumentiert die Situation von Bremer Kindern und Jugend- 
lichen mit geistigen und psychischen Beeinträchtigungen in der Zeit von 
1949 bis 1975. Während des gesamten Untersuchungszeitraums mussten die  
betroffenen Familien ihre Kinder ins niedersächsische Umland oder in Einrich-
tungen abgeben, die zum Teil viele hundert Kilometer von Bremen entfernt 
lagen. Hier waren die räumlichen, personellen und therapeutischen Bedin-
gungen äußerst problematisch. Häufig wurden in diesen Institutionen die 
minderjährigen Bewohner*innen mit einer Medikation behandelt, die in ih-
rem Umfang und in ihrer Intensität erhebliche gesundheitliche Schädigungen 
nach sich zog.

Eine zentrale Rolle in der Diagnostik und Unterstützung von Eltern und Kin-
dern hatte die 1949 in der Bremer Nervenklinik (heute Klinikum Bremen-
Ost) eröffnete „Kinderbeobachtungsstation“. Hier bemühten sich Ärzt*innen, 
Psycholog*innen und Erzieher*innen um das seelische und körperliche Wohl 
der aufgenommenen Mädchen und Jungen. Besonders schwierig war indes 
die Lage für Jugendliche und Kinder, die auf den Stationen der Erwachsenen-
psychiatrie leben mussten.
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Geleitworte

Bereits 2011 wurde ein Fonds geschaffen, der Men-
schen entschädigt, denen während der Heimun-
terbringung in den Jahren 1949-1975 Leid und Un-
recht zugefügt wurde. Seit 2017 gilt dies auch für 
Menschen, die in diesem Zeitraum als Kinder und 
Jugendliche in den stationären Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie untergebracht waren. Die 
Stiftung Anerkennung und Hilfe 
bietet Unterstützungsleistungen 
und Rentenersatzzahlungen. Es 
geht aber nicht nur um Entschä-
digung, sondern auch um öf-
fentliche Anerkennung und wis-
senschaftliche Aufarbeitung des 
erlittenen Leids. Daher hat mein 
Haus gemeinsam mit der Senato-
rin für Soziales die hier vorliegen-
de Studie zur Situation von Bre-
mer Kindern und Jugendlichen 
in den stationären Einrichtungen 
der Behindertenhilfe und der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie zwi-
schen 1949 und 1975 in Auftrag 
gegeben. Ich danke der Forscherin Gerda Engel-
bracht für die akribische Arbeit in den Archiven, das 
engagierte Aufspüren von Zeitzeugen und die sen-
siblen Gespräche mit Betroffenen. Frau Engelbracht 
ist es gelungen, durch den Mix von Daten, Dokumen-
ten und Zeitzeugenberichten die Geschichte erfahr-
bar zu machen. Was ich durch die Studie erfahren 
habe, hat mich tief bewegt. Kinder und Jugendliche 
sind durch Zwangsfütterung erstickt, wurden miss-
handelt und sexuellem Missbrauch ausgesetzt. Ein 
Zusammenspiel von Verantwortungsverschiebung, 
Ignoranz, Menschenverachtung und Sparpolitik. Die 
meisten Kinder und Jugendlichen wurden in Einrich-
tungen außerhalb Bremens untergebracht. Damit 

wurde die Aufgabe ihrer Versorgung und die Ver-
antwortung für ihre Situation exportiert. Daneben 
hat es auch sehr fortschrittliche, richtungsweisende 
Angebote gegeben, bei denen die Kinder und Ju-
gendlichen mit Respekt und Zuneigung behandelt 
wurden und die therapeutische Förderung im Mit-
telpunkt stand. 

In den vergangenen 40 Jahren 
hat sich die Versorgungssituation 
deutlich verbessert. Mit dem Be-
schluss zur Psychiatriereform von 
2013 hat sich die Bürgerschaft 
dazu bekannt, dass die psychiatri-
sche Versorgung weiterentwickelt 
wird und die Wahrung der Men-
schenrechte, die wohnortnahe 
Versorgung und die Vermeidung 
stationärer Behandlung in den 
Mittelpunkt gerückt werden. Dies 
betonen auch die Behinderten-
rechtskonvention der Vereinten 
Nationen und das neue Bundes-
teilhabegesetz. Die betroffenen 

psychisch kranken Menschen und Angehörigen 
sollen Einfluss haben und Einfluss nehmen. Hierfür 
setzt sich mein Ressort engagiert ein. Psychiatrie-
Erfahrene und Angehörige gestalten die Versorgung 
als Genesungsbegleiter*innen mit, sie sind beteiligt 
an der Besuchskommission und in den Gemeinde
psychiatrischen Verbünden und sie bestimmen die 
Entwicklung der psychiatrischen Versorgung in allen 
wichtigen Gremien mit.

Die geschichtliche Aufarbeitung macht aber deut-
lich, dass wir in unserem Bemühen, die Rechte und 
die Würde der Betroffenen zu wahren, nicht inne-
halten dürfen und gerade die Versorgung von Men-

schen mit komplexen Hilfebedarfen nicht auslagern 
dürfen, denn alle Bremer Bürger*innen haben das 
Recht, in Bremen vor Ort Unterstützung und Hilfe zu 
bekommen.

Claudia Bernhard 
Senatorin für Gesundheit, Frauen  
und Verbraucherschutz
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1110

Geleitworte · Anja StahmannGeleitworte · Anja Stahmann

Die gemeinsam von meinem Ressort und dem Res-
sort für Gesundheit in Auftrag gegebene Untersu-
chung zur Situation von Bremer Kindern und Ju-
gendlichen in Einrichtungen der Behindertenhilfe 
und der Psychiatrie zwischen 1949 und 1975 zeigt 
einmal mehr: Nach dem Ende des Nationalsozialis-
mus, der vom menschenverachtenden Umgang mit 
behinderten Menschen bis hin zur 
Euthanasie geprägt war, bedurfte 
es vieler Auseinandersetzungen 
und langer Entwicklungen, bis wür-
devolle, geschützte Betreuungs- 
und Versorgungsstrukturen für 
Kinder und Jugendliche mit Behin-
derungen geschaffen wurden. 

Mit der Überschrift für diese Studie: 
„Kein Platz - Nirgendwo“ fasst die 
Forscherin Frau Gerda Engelbracht 
eindringlich zusammen, wie wenig 
auch das Land Bremen mit seinen 
Stadtgemeinden in der Lage war, 
innerhalb der eigenen Landes-
grenzen ausreichende und unter-
stützende Einrichtungen der Behindertenhilfe oder 
der Psychiatrie aufzubauen. Lange wurden Bremer 
Kinder und Jugendliche ungeschützt in meistenteils 
auswärtige Einrichtungen verlegt und dort verges-
sen. 

Der Bericht zeigt darüber hinaus, dass behinderte 
und kranke Minderjährige dort ebenso wie in Ein-
richtungen innerhalb der Bremer Landesgrenzen bis 
weit in die 1970er Jahre hinein Opfer von Gewalt, 
Missbrauch oder sogar von Medizinversuchen wur-
den. 

Mein besonderer Dank gilt Frau Egelbracht für ihre 
intensiven Recherchen, umfangreichen persönli-

chen Gespräche und Auswertungen. In enger Zu-
sammenarbeit mit den zuständigen Ressorts ist es 
ihr gelungen, Verschüttetes und Verdrängtes an die 
Öffentlichkeit zu bringen. 

Diese Studie ist nicht nur als Aufforderung zu ver-
stehen, das von den Opfern erlittene Leid und Un-

recht anzuerkennen, sondern 
ein eindringlicher Appell daran, 
Menschen mit Behinderungen 
ein sicheres, menschenwürdi-
ges und weitestgehend selbst-
bestimmtes Leben zu ermögli-
chen.  

Im Rahmen der Stiftung Aner-
kennung und Hilfe, zu der das 
Land Bremen seinen finanziel-
len Beitrag leistet, begegnen 
wir heute einigen Opfern der 
damaligen Zeit, die als Kinder 
und Jugendliche betroffen wa-
ren, als längst Erwachsene. Eine 
viel größere Gruppe der damals 

Minderjährigen erreichen wir jedoch nicht mehr.  

Ich möchte deshalb diese Veröffentlichung zum An-
lass nehmen, um öffentlich zum Ausdruck zu brin-
gen: Wir sehen das geschehene Unrecht und erken-
nen das damals erlittene ebenso wie das bleibende 
Leid der vielen Betroffenen an.

Die Opfer der damaligen Zeit müssen uns heute 
und in Zukunft persönliche Mahnung, zugleich aber 
auch gesamtgesellschaftliche und fachpolitische 
Aufforderung sein, sich für die Schaffung guter, be-
darfsgerechter und inklusiver Versorgungstrukturen 
für Menschen mit Beeinträchtigungen einzusetzen.

Mit dem Bundesteilhabegesetz liegt uns heute ein 
gesetzlicher und gesamtgesellschaftlicher Auftrag 
zur gleichberechtigten Inklusion behinderter Men-
schen in allen Lebensbereichen und Lebenslagen 
vor: Auf Grundlage eines wertschätzenden Leitbildes 
und klarer Vorgaben zu einer neuen Rechtsstellung 
von Behinderten verbürgt dieses Gesetz das Recht 
behinderter Menschen auf Teilnahme und Teilha-
be – gerade auch bei der Gestaltung von Hilfen, die 
sie selbst betreffen. Behinderte Menschen werden 
endlich als Leistungsberechtigte angesehen statt als 
Fürsorgeempfängerinnen und Fürsorgeempfänger. 

Diesen Auftrag haben wir politisch und als Behörde, 
die für Menschen mit Behinderungen zuständig ist, 
angenommen. 

Gemeinsam mit den Verbänden und Trägern in der 
Behindertenhilfe und nicht zuletzt mit jedem ein-
zelnen Leistungsberechtigten selbst gilt es sicher-
zustellen, dass sich Ausschluss, Missbrauch oder 
Gewalt in ihren vielen Formen strukturell wie per-
sönlich nicht wiederholen. 

Das klare Bekenntnis meines Hauses zum Vorrang 
von selbstbestimmt-autonomen, ambulant beglei-
teten Lebensformen sowie deren zielgerichteter 
Ausbau ist ein Schritt, dies sicherzustellen. Aber 
insbesondere dort, wo die sogenannten „besonde-
ren institutionellen Lebens- und Wohnformen“ im 
Einzelfall weiterhin gebraucht werden, sind wir auf-
gefordert dafür Sorge zu tragen, dass Kinder und 
Jugendliche mit Behinderungen sicher aufwachsen 
und soweit möglich Teil des „Miteinander–Lebens“ 
in einer inklusiven Gesellschaft werden. Dies gelingt 
nur dadurch, dass Menschen mit Behinderungen gut 
und zugleich wertschätzend gefördert und unter-
stützt werden, und durch eine Betreuung oder Pfle-
ge, die auf Grundlage allgemeiner Menschenwürde 

die Partei für behinderte Menschen ergreift. Ebenso 
notwendig sind gesicherte Beschwerdemöglichkei-
ten - auch für Kinder und Jugendliche - sowie eine 
offensive staatliche Aufsicht mit der Garantie, dass 
im Notfall unmittelbare Schutzmaßnahmen umge-
setzt werden.

An die Stelle des „Kein Platz – Nirgendwo“ gehört ein 
klares Bekenntnis zu einem inklusiven Versorgungs-
recht und einer inklusiven Versorgungsverantwor-
tung.

 

Anja Stahmann 
Senatorin für Soziales, Jugend, Integration  
und Sport
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Die Lektüre der vorliegenden Studie zur Situation 
behinderter Kinder und Jugendlicher in stationären 
Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Psychi-
atrie in der Region Bremen hinterlässt einen bedrü-
ckenden Eindruck. Die Untersuchung zeigt, dass be-
hinderte Jugendliche und Kinder im Zeitraum 1949 
bis 1975 in diesen Einrichtungen körperliche und se-
xuelle Gewalt erlitten haben, dass 
es Zwangsfütterungen, proble-
matische (Zwangs-) Medikatio-
nen und ebenso fragwürdige und 
sinnlose Gehirnoperationen gab. 
All dies waren Verletzungen der 
Rechte behinderter Menschen, 
ihres Rechts auf körperliche Un-
versehrtheit und ihrer Menschen-
würde, die unser Grundgesetz 
allen Menschen garantiert. Dieses 
Leid und Unrecht zu untersuchen, 
zu benennen und anzuerkennen, 
kann ein kleiner Beitrag dazu sein, 
den Opfern der Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und der Psychi-
atrie ihre Würde zurückzugeben 
auch wenn all das, was sie erlitten haben, nicht un-
geschehen gemacht werden kann.

Und die Untersuchung macht deutlich, dass all das 
Leid, die Gewalt und das Unrecht, dass Kinder und 
Jugendliche in diesen Einrichtungen bis 1975 erfah-
ren – oder besser gesagt – erlitten haben, nicht nur 
in Einzelfällen vorkam, sondern bereits in der Struk-
tur der untersuchten Einrichtungen angelegt war. 
Es ging offenkundig in diesen Einrichtungen auch 
darum, dauerhaft einen kostengünstigen und mög-
lichst störungsfreien Betriebsablauf zu realisieren. 

1	 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/lebenssituation-und-belastungen-von-frauen-mit-behinderungen-und-
beeintraechtigungen-in-deutschland/80578 (2.10.2019)

Sie waren mit zu wenig und nicht für ihre Aufgaben 
hinreichend qualifiziertem Personal ausgestattet, 
die räumlichen Bedingungen waren schlecht; die 
Kinder und Jugendlichen hatten häufig in den Ein-
richtungen mit ihren vorherrschenden Schlafsälen 
keinerlei Privatsphäre. Den behinderten Kindern 
und Jugendlichen wurde keine Wertschätzung ent-

gegengebracht. Die Strukturen 
innerhalb der Einrichtungen der 
Behindertenhilfe sowie der Psych-
iatrie im untersuchten Zeitraum 
förderten Gewalt und Unrecht 
und verhinderten dies nicht etwa.

Auch wenn es in den letzten Jahr-
zehnten zu deutlichen Verbes-
serungen gekommen ist, kann 
das Thema „Leid und Unrecht“ 
in diesen Institutionen nicht „ad 
Acta“ gelegt und als zeitlich ab-
geschlossen betrachtet werden. 
Vielmehr weist die „Bielefelder 
Studie“ über die Lebenssituation 
behinderter Frauen, die 2012 ver-

öffentlicht wurde, darauf hin, dass bei den befrag-
ten Frauen, die in Einrichtungen leben, körperliche/
sexuelle Gewalt durch Bewohner*innen und/oder 
Arbeitskolleg*innen sowie psychische Gewalt durch 
Bewohner*innen und Personal eine besondere Rolle 
einnehmen.1 Das „Team Wallraff“ berichtete Anfang 
2017 im Fernsehsender RTL davon, dass behinderte 
Menschen in Einrichtungen, in denen eine RTL-Re-
porterin recherchiert hatte, vom Personal gedemü-
tigt, respektlos herumkommandiert und verspottet 
wurden und das Stubenarrest und Essensentzug als 
Strafe eingesetzt wurden.

Dies macht deutlich, dass Gewalt und Gewaltschutz 
in Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Psy-
chiatrie nach wie vor Aktualität besitzen. Schutz vor 
Gewalt und Prävention sind eine kontinuierlich und 
nachhaltig zu bearbeitende Aufgabe. Auch dazu, 
den Blick hierfür zu schärfen, kann die vorliegende 
Studie einen Beitrag leisten.

Dr. Joachim Steinbrück  
Der Landesbehindertenbeauftragte 
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Rentenersatzleistung in Höhe von bis zu 5.000 
Euro erhalten. 

Bis zum 31.12.2020 – die Antragsfrist wurde inzwi-
schen um ein Jahr verlängert – können sich Betrof-
fene für eine individuelle Beratung sowie für Aner-
kennungs- und Unterstützungsleistungen bei den 
Anlauf- und Beratungsstellen anmelden. 

Für die Frauen und Männer wie für die Gesellschaft 
ist es ein wichtiger und notwendiger Schritt, das 
individuelle Leid und Unrecht zur Kenntnis zu neh-
men und zu würdigen und darüber hinaus durch 
die wissenschaftliche Aufarbeitung öffentlich anzu-
erkennen. Letzteres hat die Stiftung Anerkennung 
und Hilfe als zentralen Punkt in ihrer Aufgabenliste 
ausdrücklich formuliert. 

Der wissenschaftliche Blick auf die Situation von 
Menschen mit geistigen und körperlichen Behinde-
rungen begann spät. Dabei fokussieren die wenigen 
Publikationen, die ausnahmslos seit 2010 erschie-
nen sind, vor allem einzelne Einrichtungen.8 2016 
erschien die erste regionale Studie. Unter dem Titel 
„Heimkinderzeit“ analysierten die Autor*innen die 
„Situation von Kindern und Jugendlichen in Einrich-
tungen der katholischen Behindertenhilfe in West-
deutschland (1949-1975)“.9 In seiner historischen 
Einordnung kommt der Historiker Dr. Uwe Kaminsky 
zu dem Schluss, dass das „Ziel eine[r] quantitative[n] 
Annäherung an den Gegenstand von Behinderung 
und den Umgang damit“ unvollständig bleiben 
muss. Ganz im Gegenteil eröffne „die historisch not-
wendige Verunklarung des Begriffes ‚Behinderung‘ 
erst den Blick darauf […], dass es sich um ein fluides 
Feld von ‚Anstalten‘ und offenen Einrichtungen han-
delt, mit denen man zu tun hat.“10 Tatsächlich lebten 
die Betroffenen in ganz verschiedenen Institutionen: 
u.a. in Behinderteneinrichtungen, psychiatrischen 
Krankenhäusern, Heil- und Pflegeanstalten oder 
„Bildungsheimen“.11

8	 Schmuhl, Winkler 2010, 2011, Winkler 2012, Frings 2012, 2013, Engelbracht, Hauser 2013, Konersmann 2012, Hähner-Rombach 2013.
9	 Siebert, Arnold, Kramer 2016.
10	 Kaminsky 2016a, S. 25-55.
11	 Ders., S. 48.

Nach aktuellem Forschungsstand ist davon auszu-
gehen, dass zwischen 1949 und 1975 „in der BRD 
insgesamt rd. 116.100 [junge Menschen], davon 
66.500 in stationären Einrichtungen der Psychiatrie 
und 49.600 in stationären Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe“ untergebracht waren. In Bremen sollte 
es bis zum Oktober 1973 dauern, bis das erste „Voll-
heim“ für Kinder und Jugendliche mit einer geisti-
gen Behinderung bzw. „seelischen Störung“ einge-
richtet wurde. (s. dazu S. 23)

Um mehr Erkenntnisse über die spezifische Lage in 
Bremen zu gewinnen, haben die Senatorin für Wis-
senschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz und 
die Senatorin für Soziales, Jugend, Integration und 
Sport im November 2018 ein eigenes Forschungs-
projekt in Auftrag gegeben. Ziel des Projekts ist 
eine Analyse der Situation von Bremer Kindern und 
Jugendlichen in den stationären Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsych-
iatrie im Zeitraum von 1949 bis 1975.

Dazu wurden folgende Themenbereiche bearbeitet:

•	 Wie war die rechtliche Situation? 
•	 Wie war die Entwicklung von Einrichtungen für 

Kinder und Jugendliche mit geistigen oder psy-
chischen Beeinträchtigungen in Bremen?

•	 In welchen auswärtigen Einrichtungen wurden 
betroffene Kinder und Jugendliche unterge-
bracht?

•	 Welche Kapazitäten hatten diese Einrichtungen?
•	 Wie hoch war die Zahl der betroffenen Personen?
•	 Wie war die Situation in den Heimen und Klini-

ken?
•	 Wie war der Umgang mit den Betroffenen?
•	 Was ist über erlittenes Unrecht und Leid betroffe-

ner Kinder und Jugendlicher in Form von gedul-
deter körperlicher oder seelischer Gewalt, ärztli-
chen oder pädagogischen Zwangsmaßnahmen, 
Missbrauch/sexueller Gewalt, Medikamenten-
missbrauch, Medikamentenversuchen, stereotak-

0. Einleitung

2	 Für Bremen legte Robert Fuchs 2012 eine grundlegende Dokumentation zur Geschichte der Bremer Heimerziehung zwischen 1945 und 1975 vor. Fuchs 
2012.

3	 Wendelin, Loerbroks 2010.
4	 http://www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de (27.6.2019).
5	 https://www.bmas.de/DE/Themen/Teilhabe-Inklusion/Stiftung-Anerkennung-und-Hilfe/stiftung-anerkennung-und-hilfe.html (27.6.2019).
6	 http://www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de/DE/Infos-fuer-Betroffene/Wie-unterstuetzt-die-Stiftung/wie-unterstuetzt-die-stiftung.html (27.6.2019)
7	 http://www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de/SharedDocs/Downloads/DE/projektuebersicht-wissenschaftliche-aufarbeitung.xlsx?__

blob=publicationFile&v=2 (27.6.2019).

Der Runde Tisch Heimerziehung (RTH), bei dem es 
um die Situation von Kindern und Jugendlichen in 
den Jahren 1949 bis 1975 ging,2 wurde 2008 von 
der deutschen Bundesregierung eingerichtet. Im 
2010 veröffentlichten Abschlussbericht wiesen die 
Autor*innen ausdrücklich darauf hin, dass die „Bear-
beitung der Thematik der Behindertenheime nicht 
enthalten [sei], obwohl dort von ähnlichen Prob-
lemen wie in der Heimerziehung der Jugendhilfe 
berichtet“ werde.3 Da es für Menschen, die in sta-
tionären Einrichtungen der Behindertenhilfe oder 
stationären psychiatrischen Einrichtungen gelebt 
hatten, keinen Anspruch auf Entschädigung gab, 
wurde am 1.1.2017 die Stiftung Anerkennung und 
Hilfe durch die Einrichter – zu denen auch das Bun-
desland Bremen zählt – ins Leben gerufen.4 Träger 
ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 
„Gemeinsam mit den Ländern und den christlichen 
Kirchen wurde dieses Hilfesystem für Menschen, die 
als Kinder oder Jugendliche in den Jahren 1949 bis 
1975 (Bundesrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 
1990 (Deutsche Demokratische Republik) in stati-
onären Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. 
der Psychiatrie Leid und Unrecht erfahren haben, 
errichtet.“5 

Als zentraler Teil der Stiftung werden folgende Auf-
gaben erfüllt: 

1.	 Die öffentliche Anerkennung: Dabei thematisiert 
die Stiftung die „Geschehnisse in betroffenen Ein-
richtungen […] und macht somit in der Gesell-
schaft darauf aufmerksam. Das Leid und Unrecht 

wird benannt und öffentlich anerkannt. Damit 
soll es die von den Betroffenen angemahnte ge-
sellschaftliche Beachtung finden. Bund, Länder 
und Kirchen erkennen auf diese Weise die Miss-
stände und Versäumnisse der Vergangenheit an 
und kommunizieren sie umfänglich.“6

2.	 Die Anerkennung durch wissenschaftliche Aufar-
beitung der Leids- und Unrechtserfahrungen: Fe-
derführend ist dabei das Forschungsprojekt durch 
die Universität Düsseldorf, dass auf Bundesebene 
durchgeführt wird. Darin beleuchten und erfas-
sen die beauftragten Wissenschaftler*innen in-
tensiv die Leid- und Unrechtserfahrungen, sowie 
Art und Umfang der Geschehnisse und machen 
diese nachvollziehbar. „Damit wird ein wesentli-
cher Beitrag zur Bewältigung und Aufarbeitung 
des Erlebten auch in der Gesellschaft geleistet; 
das erlebte Leid und Unrecht wird öffentlich 
sichtbar. Die Missstände der Vergangenheit sollen 
nicht nur aufgedeckt, sondern auch Lehren für die 
Zukunft gezogen werden.“ Inzwischen sind zum 
Forschungsprojekt der Universität Düsseldorf 
zahlreiche regionale Studien hinzugekommen.7 

3.	 Die Berater*innen arbeiten in den Anlauf- und 
Beratungsstellen in persönlichen Gesprächen ge-
meinsam mit den Betroffenen die Erlebnisse auf. 
Sind die Voraussetzungen für die Anmeldung er-
füllt, erhalten die Betroffenen eine Geldpauschale 
in Höhe von 9.000 Euro. Unter bestimmten Vor-
aussetzungen können sie zudem eine einmalige 
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12	 StAB 4,130/4-342. Weitere Hinweise auf frühere fördernde Maßnahmen für Blinde, Taubstumme und Schwerhörige aus Bremen finden sich in Blandow 
2019. Zu den rechtlichen Grundlagen der Heimeinweisung s. auch Hähner-Rombach, Hartig 2019, S. 97f.

13	 StAB 4,124/3-325, Gotthard 20.8.1955.
14	 StAB 4,130/4-325, Senator für das Wohlfahrtswesen Karl Krammig (1908-1991) an den Senator für die Finanzen, 1.12.1958. Ebenso Senatorin Mevissen: 

„Es ist Aufgabe des Landesfürsorgeverbandes Bremen, Vorsorge zu treffen, daß geeignete Einrichtungen für die Unterbringung von Geisteskranken, 
Geistesschwachen, Blinden, Taubstummen, Epileptikern und Körperbehinderten bereitstehen. Diese Verpflichtung ergibt sich aus § 1 der Vierten VO zur 
Vereinfachung des Fürsorgerechts vom 9.11.1944 (RGBl. I S. 323) in Verbindung mit Ziff. 7 (1) der Fürsorgerechtsvereinbarung. Sie ist durch ein Gutachten 
der Zentralen Spruchstelle für Fürsorgestreitsachen A 7/54 vom 29.5.1958 nochmals ausdrücklich festgestellt worden.“ StAB 4,130/4-327, 26.4.1960.

15	 StAB 4,130/4-349, Gühne 13.11.1957.
16	 Kaminsky 2016a, S. 37.
17	 Welke 2012, S. 249.

Laut § 2 des Gesetzes über die „Fürsorge für 
hilfsbedürftige minderjährige Blinde, Taubstumme, 
Geistessschwache, Epileptische, Krüppel und über 
Krüppelberatung“ von 1925 hatte das „Jugendamt in 
Bremen […] für die Verwahrung, Kur und Pflege der 
hilfsbedürftigen minderjährigen […] aus den Städ-
ten Bremen und Vegesack sowie dem bremischen 
Landgebiet, soweit sie der Anstaltspflege bedürfen, 
in geeigneten Anstalten zu sorgen. Soweit diese Min-
derjährigen bildungsfähig sind, umfaßt die Fürsor-
ge auch ihre Erziehung und Erwerbsbefähigung.“12 
Nach Ende des Zweiten Weltkriegs wurden „min-
derjährige schwachsinnige Kinder“ weiterhin nach 
dem 1925 (s. Anlage 1) erlassenen Gesetz von der 
Beratungsstelle für Körperbehinderte beim Gesund-
heitsamt Bremen medizinisch betreut. Die Übernah-
me der wirtschaftlichen Betreuung im Rahmen der 
offenen Fürsorge übernahm das Jugendamt. Für die 
Anstaltsfürsorge war der Landesfürsorgeverband 
zuständig.13 

Aufgabe des Bremer Landesfürsorgeverbandes 
war es zudem, „Vorsorge zu treffen, dass geeignete 
Einrichtungen für die Unterbringung“ dieses Per-
sonenkreises zur Verfügung gestellt wurden. Dem-
entsprechend wies der zuständige Senator für das 
Wohlfahrtswesen bereits Ende der 1950er Jahre 
darauf hin, dass eine entsprechende Einrichtung für 
„schwachsinnige Minderjährige“ fehle.14 Das erste 
Wohnheim für Jugendliche wurde jedoch nicht vom 

Land Bremen errichtet, sondern 1968 von der Le-
benshilfe. (s. S. 22)

Nach Verabschiedung des Körperbehindertengeset-
zes am 28.2.1957 trafen sich die leitenden Mitarbei-
ter des Bremer Gesundheitssenats, des Wohlfahrts-, 
des Jugend- und des Gesundheitsamtes, um die 
Aufhebung des „Krüppelfürsorgegesetzes“ zu be-
sprechen. Das Gesetz sei „im Laufe der Jahre völlig 
durchlöchert“ worden. Bereits seit 1942 seien – bis 
auf die Kostenregelung durch das Jugendamt – alle 
Aufgaben an das Gesundheitsamt übertragen wor-
den.15 Zudem wurde durch die Verabschiedung des 
Körperbehindertengesetzes nunmehr die Gruppe 
der Körperbehinderten herausgenommen.

Ein „Umorientierungsprozess von der Fürsorge zur 
Sozialhilfe“ setzte erst ab 1961 mit der Verabschie-
dung des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) ein. Da-
rin wurde der „Übergang vom Almosenprinzip zum 
Rechtsanspruch auf Hilfe“16 festgeschrieben. Aller-
dings war der im § 39 BSHG genannte Personenkreis 
zunächst begrenzt. Er betraf lediglich „körperbehin-
derte oder von einer Körperbehinderung bedrohte 
Personen, blinde oder von Blindheit bedrohte Perso-
nen, Personen mit einer Beeinträchtigung der Hör-
fähigkeit oder der Sprechfähigkeit und ‚Personen 
deren geistige Kräfte schwach entwickelt‘“ waren.17 
Den hier genannten Personen wurde ein Rechts-
anspruch auf die sogenannte Eingliederungshilfe 
zugebilligt, während die „Eingliederungshilfe“ für 

tischen Eingriffen dokumentiert oder glaubhaft 
berichtet?

•	 Um diese Fragen beantworten zu können, waren 
folgende Recherchearbeiten notwendig:

•	 Auswertung von wissenschaftlichen Untersu-
chungen und Fachliteratur

•	 Kontaktaufnahme zu verschiedenen inner- und 
außerbremischen Kliniken und Einrichtungen der 
Behindertenhilfe

•	 Recherchen im Archiv des Klinikums Bremen-Ost, 
im Staatsarchiv Bremen und Oldenburg sowie im 
Archiv der Rotenburger Werke

•	 Interviews mit Betroffenen und Zeitzeug*innen. 
Alle Namen die mit einem Sternchen (*) versehen 
sind, wurden aus Gründen des Datenschutzes 
und der Persönlichkeitsrechte durch Pseudonyme 
ersetzt.

Mein Dank gilt der Senatorin für Wissenschaft, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz und der Senatorin 
für Soziales, Jugend, Integration und Sport, die mich 
mit diesem wichtigen Forschungsprojekt beauftragt 
haben. Ebenso Barbara Hellbach, Jörg Utschakowski 
und Dr. Joachim Steinbrück, die den gesamten Ar-
beitsprozess begleiteten. Danken möchte ich auch 
Sabine Rosenbrock vom Amt für Versorgung und In-
tegration Bremen für die gute Zusammenarbeit und 
Herrn Horst Beyer, der mir seine Diplomarbeit über 
das Evangelische Hospital Lilienthal (heute: Diakoni-
sche Behindertenhilfe gGmbH) zugänglich gemacht 
hat. 

Ebenso geht mein Dank an die Mitarbeiter*innen 
aus dem Staatsarchiv Bremen, dem Ellener Hof, dem 
Landesarchiv Oldenburg, den Rotenburger Werken, 
der Stiftung Waldheim und dem Albertushof. 

Prof. Dr. Jürgen Blandow und Achim Tischer (Leitung 
der KulturAmbulanz) haben das Projekt als sach-
kundige und kritische Diskussionspartner begleitet. 
Mein besonderer Dank gilt den beiden Zeitzeugen, 
die sich bereit erklärt haben, über ihre Erinnerungen 
zu berichten.
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24	 S. dazu Hammer 2007. 1959 gab es in Friedehorst drei Heime in denen 58 Kinder und 108 Jugendliche (46 männlich, 62 weiblich) lebten. Sie alle litten an 
Hirn- oder Rückenmarksverletzungen bzw. Nervenschäden, zudem an Schäden der Extremitäten, der Wirbelsäule einschließlich der peripheren Nerven. 
StAB 4,130/4-349, Diehl an Hauptgesundheitsamt, 2.11.1959.

25	 StAB 4,10, Pers. Stade, Carl Wilhelm. Kündigungsschreiben zum 31.3.1947 von Stade an den Senator für das Gesundheitswesen Ehlers, 15.2.1947. „Die 
seit einigen Monaten im bremischen Gesundheitswesen bemerkbare Entwicklung, die darauf hinausläuft, den fachtechnischen Einfluß des ärztlichen 
Mitarbeiters des Senators für das Gesundheitswesen mehr und mehr auszuschalten und durch maßgebende Einwirkungen der Verwaltungsbürokratie zu 
ersetzen, beeinträchtigt die lebensnahe und erfolgreiche Durchführung der öffentlichen Gesundheitspflege so stark und widerspricht so grundsätzlich 
der von mir seit Jahrzehnten in der Gesundheitsverwaltung in Bremen […] ausgeübten Amtstätigkeit, das mir eine weitere verantwortliche Mitarbeit zu 
meinem Bedauern nicht möglich ist.“

26	 StAB 4,130/4-369, Heimbach an Stade, 11.9.1946.
27	 S. dazu Engelbracht 1995 und 2014, S. 52-56.
28	 1937 waren die 170 Bewohner*innen aus der oldenburgischen Unterrichts- und Pflegeanstalt Gertrudenheim hier untergekommen. S. dazu Engelbracht 

2014, S. 58-64.

Während 1947 die Vereinigten Anstalten der Inne-
ren Mission Friedehorst für Kinder und Jugendliche 
mit körperlichen Behinderungen in Bremen-Lesum 
eröffnet wurden,24 war die Situation für die gleiche 
Altersgruppe von Menschen mit geistigen und psy-
chischen Behinderungen nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs nicht nur in Bremen katastrophal. Im 
September 1946 schrieb Dr. Martha Heimbach, seit 
Herbst 1942 Leiterin der Beratungsstelle für Körper-
behinderte am Hauptgesundheitsamt, an Dr. Carl 
Stade,25 den Leiter der Landesgesundheitsamtes: 
„Es häufen sich bei den jetzigen schlechten Wohn-
verhältnissen die Anträge auf Unterbringung pfle-
gebedürftiger Kinder“. Für die gesunden Geschwis-
ter sei es „kaum tragbar […], in den jetzt so engen 
Wohnungen mit den schwachsinnigen oder idio-
tischen Geschwistern zusammen zu leben. […] Für 
uns ist Reddersen ausgefallen, ebenso Blankenburg 
und Rotenburg, die viel Kinder von uns aufnahmen. 
Auch Lüneburg, das oft von uns aufnahm, schreibt 
uns jetzt ab mit der Begründung, dass es nur für 
Hannover aufnehmen könne. Alsterdorf teilt mit, 
dass es nicht mal genug Platz für Hamburg habe, 
Schleswig erklärt sich ebenfalls nur für Schleswig-
Holstein zuständig. Gelegentlich nimmt Wehnen 
uns noch einen Fall ab. Für Säuglinge, die ebenfalls 
jetzt öfters als früher untergebracht werden sollen, 
ist garnichts da. Ich habe fast nur das Kleine Wald-
heim Etelsen zur Verfügung, das ganz ordentlich ist, 
aber entschieden überbelegt.“26 

Auf die Gründe, warum das Haus Reddersen und 
die niedersächsischen Traditionseinrichtungen aus-
gefallen waren, soll hier nur kurz eingegangen wer-
den. Das Haus Reddersen, 1898 als erste und einzige 
bremische Pflege- und Erziehungsanstalt für geistig 
und körperlich behinderte Kinder und Jugendliche 
gegründet, wurde im August 1939 vollständig auf-
gelöst und vom St. Joseph-Stift als Hilfskrankenhaus 
übernommen.27 Auch die Bewohner*innen aus dem 
Kloster Blankenburg mussten im September 1941 
ihr Heim verlassen,28 ebenso erging es vielen hun-
dert Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen aus 
den Rotenburger Anstalten. Zwischen Juli und Ok-

„seelisch wesentlich behinderte Menschen“ erst mit 
dem 2. Änderungsgesetz zum BSHG vom 19.8.1969 
in Kraft trat. Im 3. Änderungsgesetz vom 25.3.1974 
wurde die „Eingliederungshilfe“ nun auch „alle[n] 
nicht nur vorübergehend körperlich, geistig oder 
seelisch wesentlich behinderte[n] Menschen […] 
und von einer solchen Behinderung bedrohte Men-
schen“ gewährt.18 

Die Mehrzahl der Kinder und Jugendlichen, um die 
es in dieser Studie geht, unterstanden der Jugend-
fürsorge, die durch das 1922/24 erlassene Reichsju-
gendwohlfahrtsgesetz geregelt wurde. Auch nach 
Gründung der Bundesrepublik 1949 blieb der Kern 
des Gesetzes von einigen Änderungen abgesehen 
bis zum Kinder- und Jugendhilfegesetz von 1991 in 
Kraft.19 

Diagnostizierten Ärzt*innen in einer psychiatrischen 
oder heilpädagogischen Einrichtung „auf der Ebene 
von Vermutungen und auf der Basis von Verhaltens-
schwierigkeiten“ eine „geistige Behinderung“ oder 
einen vermeintlich „angeborenen Hirnschaden“,20 
erfolgte nicht selten ihre Abschiebung bzw. Fehlplat-
zierung in stationäre Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe. Denn laut Jugendwohlfahrtsgesetz waren 
„Minderjährige, die an geistigen Regelwidrigkeiten 
leiden (Psychopathie, Epilepsie, schwere Erziehbar-
keit usw.) oder an schweren ansteckenden Erkran-
kungen (Tuberkulose, Geschlechtskrankheiten usw.) 
[in] Sonderanstalten oder Sonderabteilungen unter-
zubringen [soweit es] aus hygienischen oder päda-
gogischen Gründen“ als geboten erschien.21 

Nach Einschätzung der Rechtswissenschaftlerin 
Prof. Dr. Friederike Wapler regelten das Jugendwohl-
fahrtsgesetz (JWG) und das öffentliche Fürsorge-
recht gleiche oder ähnliche Tatbestände. Daher kam 
sie zu dem Ergebnis, dass eine „schematische Dar-
stellung, nach der Kinder mit Erziehungsdefiziten 

18	 Allerdings wurde die „Eingliederungshilfe nur und solange gewährt […], wie nach der Besonderheit des Einzelfalles und Art und Schwere der Behinde-
rung Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe erfüllt werden kann.“ Ebd. S. 250.

19	 Lenhard-Schramm 2017, S. 6.
20	 Kaminsky 2016a, S. 39.
21	 Lenhard-Schramm 2017, S. 7.
22	 Wapler 2013, S. 10.
23	 Jungmann 2016, S. 102f. „Das entspricht einem Anteil von rd. 23% der […] berechneten Schätzung aller 49.600 Mädchen und Jungen bzw. weiblichen 

und männlichen Jugendlichen, die im Untersuchungszeitraum in der BRD in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe untergebracht gewesen sein 
könnten.“

in die Zuständigkeit der Jugendhilfe und Kinder mit 
Behinderung in die des öffentlichen Fürsorgerechts 
fielen“, nicht möglich sei.22 In seiner drei Jahre später 
erschienenen Machbarkeitsstudie für die Stiftung 
Anerkennung und Hilfe kommt der Mediziner und 
Psychologe Dr. Joachim Jungmann allerdings zu 
dem Ergebnis, dass etwa 10% der stationär unterge-
brachten jungen Menschen und damit „11.600 Kin-
der und Jugendliche in dem für die BRD definierten 
27-jährigen Untersuchungszeitraum von einer […] 
‚Fehlleitung‘ in stationäre Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe betroffen“ waren.23 

Das Haus Reddersen, um 1920.
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richtungen zu übernehmen.“35 Wie bereits erwähnt, 
wäre es nach der Gesetzeslage die Aufgabe des LFV 
Bremen gewesen, eine entsprechende Einrichtung 
zur Verfügung zu stellen. 

Bereits 1955 hatte Hermann Edzard, Vorsitzender des 
Vereins Haus Reddersen als Finanzierungsgrundlage 
200.000 DM angeboten,36 zudem vorgeschlagen, 
in der Nähe der „Vereinigten Anstalten der Inneren 
Mission ‚Friedehorst‘“ in Bremen-Lesum ein entspre-
chendes Heim mit 80 Plätzen – mit der Möglichkeit 
einer Erweiterung auf 150 Plätze – zu errichten. Die 
Realisierung des Gebäudes (die geschätzten Kosten 
beliefen sich auf 400.000 DM), sollte durch ein un-
verzinsliches Darlehen aus öffentlichen Mitteln un-
terstützt werden.37 Die „Krüppelanstalt Friedehorst“ 
– hier lebten insbesondere Kinder mit körperlichen 
Behinderungen – hielt man für besonders geeignet, 
da „Schwachsinn und Verkrüppelung nicht selten 
gemeinsam“ auftreten würden und deshalb eine 
gemeinsame Beschulung und gemeinsame Ausbil-
dungsversuche unternommen werden könnten.

Tatsächlich bemühte sich der Vorstand des Vereins 
Haus Reddersen in Kooperation mit den senatori-
schen Stellen für Wohlfahrt, Bauwesen und Finanzen 
in den kommenden Jahren, ein geeignetes Objekt 
zu finden. Allerdings verliefen die Verhandlungen 
ausgesprochen schleppend und führten letztend-
lich zu keinem Ergebnis. 

Im Gespräch waren zunächst das Gut Hohehorst 
in Schwanewede (1956)38 und die von Bremen an-
gekaufte „Heilstätte Blankenburg“ (1957).39 Senats-
direktor Gotthard plädierte sehr für die letztere 

35	 Ebd. Neubert an Gotthard, 2.5.1958.
36	 1955 ging das Gebäudeensemble des ehemaligen Hauses Reddersen in den Besitz der Stadt Bremen über. Bereits 1951 hatte es die Bremer Nervenklinik 

gepachtet und als Außenstelle für Langzeitpatient*innen genutzt. Im Januar 1978 wurde es schließlich abgerissen. Engelbracht 1995, S. 60 und 2004, S. 
68ff.

37	 StAB 4,124/3-325, Gotthard 20.8.1955. 
38	 Ebd. Degener (Senator für das Wohlfahrtswesen) an den Senator für das Bauwesen und den Senator für die Finanzen, 7.1.1957. Das hochherrschaftliche 

Gebäude war Ende der 1920er Jahre von Carl Lahusen, dem Besitzer der Nordwolle errichtet worden. Seit 1937 diente es als Lebensborn Heim. Nach 
Kriegsende pachtete das Deutsche Rote Kreuz das Gelände und betrieb hier zwischen 1948 und 1954 eine Tbc-Heilstätte. 1958 kaufte die Stadt Bremen 
das Anwesen für die Errichtung einer Klinik für Innere Medizin. https://de.wikipedia.org/wiki/Herrenhaus_Hohehorst#cite_note-7 (27.6.2019).

39	 StAB 4,124/3-325, Gotthard an den Senator für das Gesundheitswesen, 18.10.1957. Greul an den Senator für das Gesundheitswesen, 4.11.1957.
40	 Ebd. Gotthard an den Senator für das Gesundheitswesen, 5.12.1957.
41	 Ebd. Neubert (Vermerk), 28.4.1958.
42	 Ebd. Notiz eines Telefongesprächs zwischen Gotthard und Edzard, 26.6.1958.
43	 Ebd. Gotthard (Aktenvermerk), 9.8.1960. Neubert (Vermerk), 6.12.1960.
44	 http://www.dbh-lilienthal.de/seit-1960-in-Lilienthal.html (27.6.2019).
45	 StAB 4,124/3-325, Neubert (Vermerk), 6.12.1960.
46	 Hoffnung für geistig behinderte Kinder. Zweigstelle der „Lebenshilfe“ gegründet. In: Weser-Kurier 12.3.1960.
47	 Zur Geschichte der 1958 gegründeten Lebenshilfe s. Schmuhl, Winkler 2018.

Variante, da sich durch die Kooperation „mit dem 
Pflegeheim Kloster Blankenburg […] die späteren 
Betriebskosten äusserst günstig stellen dürften, 
ganz besonders hinsichtlich der ärztlichen und 
pflegerischen Betreuung der Heiminsassen.“40 1958 
gab es zudem Verhandlungen über den Ankauf des 
Mütter- und Säuglingsheims in Osterholz-Tenever. 
Hier sollten „bedingt bildungsfähige, aber heimpfle-
gebedürftige“ Kinder untergebracht werden, wäh-
rend man in Blankenburg eine Station für „nicht 
mehr bildungsfähige, geistesschwache Kinder“ un-
ter 14 Jahren plante.41 Im selben Jahr gab es Gesprä-
che mit dem Verein Ellener Hof, um auf dem Gelände 
ein Stück Bauland zu erwerben. Wie in Blankenburg 
erhoffte man sich auch hier Vorteile aus der gemein-
samen Bewirtschaftung und der Nähe zur Nerven-
klinik.42 Ein weiterer Versuch, ein Grundstück der 
Egestorff-Stiftung beim ehemaligen Säuglingsheim 
zu erwerben, schlug ebenfalls fehl. (1960)43 

Eine Wende trat ein, als das 1947 in Neuenkirchen 
gegründete Evangelische Hospital einem Trup-
penübungsplatz weichen musste. Bereits im De-
zember 1962 erfolgte der Umzug nach Lilienthal,44 
die offizielle Eröffnung als Evangelisches Hospital 
Lilienthal fand am 11.10.1963 statt. Drei Jahre zu-
vor hatte der Bremer Finanzsenator ein Darlehen in 
Höhe von 400.000 DM bewilligt, mit der Auflage 50 
Plätze für „nicht mehr bildungsfähige ‚geistesschwa-
che‘ Bremer Kinder bis zu 14 Jahren in dem neuen 
Pflegeheim in Lilienthal zur Verfügung zu stellen.“45 
Etwa zur gleichen Zeit bemühte sich die kurz zu-
vor gegründete (10.3.1960) 46 Bremer Zweigstelle 
der Lebenshilfe47 für das geistig behinderte Kind 
in Kooperation mit dem Verein Haus Reddersen, 

tober 1941 wurden sie verdrängt, da die Gebäude 
nun als Reservelazarett, zudem als Ausweichkran-
kenhaus für Bremen dienen sollten. Viele der betrof-
fenen Kinder und Jugendliche überlebten das Ende 
des Zweiten Weltkriegs nicht. Sie starben an den Fol-
gen überdosierter Medikamente, durch Nahrungs-
entzug oder durch Vernachlässigung.29

In der Heil- und Pflegeanstalt Lüneburg hatte man 
zur gleichen Zeit (im Oktober 1941) eine sogenannte 
Kinderfachabteilung eingerichtet. Hier wurden bis 
März 1945 Kinder mit Behinderungen systematisch 
ermordet. Mehr als 30 Bremer Kinder fanden in der 
„Kinderfachabteilung“ den Tod. Für die Überwei-
sung der Bremer Kinder in die Tötungsanstalt war 
übrigens Martha Heimbach zuständig.30 

Nach heutigem Kenntnisstand zählen zu den etwa 
200.000 Opfern der verschiedenen Mordaktionen 
mehr als 10.000 Kinder und Jugendliche im Alter von 
wenigen Monaten bis zum vollendeten 20. Lebens-
jahr. Es waren Mädchen und Jungen, die als störend, 
behindert oder „lebensunwert“ angesehen wurden. 
Ihnen allen wurde das Recht auf Leben abgespro-
chen.

Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass 
sich der Platz für Kinder und Jugendliche mit Be-
hinderungen als ausgesprochen begrenzt erwies. 
Im August 1955 verschickte Bodo Heyne,31 Direktor 
der Bremer Inneren Mission und Vorsitzender der 
Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtsverbän-
de in Bremen, in Absprache mit Heinrich Gotthard32 
Senatsdirektor beim Senator für Wohlfahrt und Ge-
sundheit eine Einladung, um die „Lage der Schwach-
sinnigen, insbesondere der Kinder und Jugendli-
chen“ zu besprechen. Bei der Zusammenkunft im 
Wichernhaus waren neben Heyne und Gotthard, der 
Kaufmann und Makler Hermann Edzard33 vom Ver-

29	 S. dazu ausführlich Geschäftsführender Vorstand der Rotenburger Anstalten d.I.M. 1992, Kaminsky 2016, Wilke 2018, S. 25-77.
30	 S. dazu Engelbracht 2014.
31	 Bodo Heyne stand von 1922 bis 1963 als Inspektor (später Direktor) der Bremer Inneren Mission vor. Kurzbiografie von Heyne in Braun, Grünzinger 2006, 

S. 112. 
32	 Heinrich Gotthard war 1953 bis 1962, zunächst als Senatsdirektor Vertreter von Johannes Degener CDU (Senator für Wohlfahrt und Gesundheit), ab 1961 

Vertreter von Annemarie Mevissen SPD (bis 1975 Senatorin für Wohlfahrt und Jugend). https://de.wikipedia.org/wiki/Bremer_Staatsr%C3%A4te_und_
Stellvertreter_von_Senatoren (27.6.2019).

33	 Wiederaufbau der Kirchen gefördert. Makler Hermann Edzard im Alter von 77 Jahren gestorben. In: Weser Kurier 4.5.1968. Der Kaufmann und Häuser-
makler Hermann Edzard war Besitzer der 1885 gegründeten Firma Edzard, Franke & Co., die sich bis heute in Familienbesitz befindet. https://www.edzard.
de/unternehmen/historie/ (27.6.2019). Seit der Wahl im Jahr 1954 war Dr. Otto Meyer Vorsitzer und Hermann Edzard Rechnungsführer des Vereins Haus 
Reddersen, der 1959 in Stiftung „Kinderheim Haus Reddersen“ umgewandelt wurde. StAB 2-J.6.p.2.I.6.

34	 StAB 4,124/3-325, Gühne an Neubert, 31.8.1955. 

ein Haus Reddersen, Medizinalrat Dr. Rolf Gühne von 
der Beratungsstelle für Körperbehinderte im Haupt-
gesundheitsamt Bremen und Verwaltungsober-
inspektor Kurt Neubert vom Senator für das Wohl-
fahrtswesen anwesend. Laut Besprechungsprotokoll 
betreute die Beratungsstelle des Gesundheitsamtes 
„452 schwachsinnige Kinder und Jugendliche in der 
Stadt Bremen.“ Von ihnen lebten 169 in Heimen und 
Anstalten. 

Schon 1953 hatte das Bremer Gesundheitsamt eine 
„Umfrage bei sämtlichen Landesfürsorgeverbänden 
und bei der Josefsgesellschaft für Krüppelfürsorge 
[dem katholischen Träger von Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderung, G.E.]“ initiiert, mit dem 
Ergebnis, dass die „entsprechende[n] Einrichtungen 
in der Bundesrepublik voll belegt“ seien und bei 
Aufnahmen „mit langen Wartezeiten gerechnet 
werden“ müsse. Die meisten Anstalten würden 
die Aufnahme von Kindern und Jugendlichen aus 
anderen Bundesländern zudem ablehnen. Daher 
sei man gezwungen, Kinder und Jugendliche in 
Heimen unterzubringen, die „zufällig über Platz 
verfügten“, sich aber häufig als ungeeignet erwiesen. 
Eine Förderung, Beschulung und Beschäftigung sei 
hier nur selten durchführbar, zudem der wichtige 
familiäre Kontakt zum Elternhaus aufgrund der 
Entfernung kaum möglich.34 

Andererseits seien „[f ]amiliäre Zerrüttungen und 
negative Einflüsse auf die gesunden Geschwister“ 
die Folge, wenn Kinder, wegen des Mangels an ge-
eigneten Heimplätzen in der Familie bleiben müss-
ten. Zum einen plädierte man aus diesem Grund, 
für die „Schaffung eines entsprechenden Heimes 
in Bremen“, zum anderen gab es die Forderung der 
auswärtigen Heimträger, die „auf Kosten des Landes-
fürsorgeverbandes (LFV) Bremen untergebrachte[n] 
geistesschwache[n] Kinder in geeignete Bremer Ein-
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Im September 1970 konnte das zweite Wohnheim 
der Lebenshilfe Richtfest feiern. In Erweiterung der 
Einrichtung an der Gröpelinger Heerstraße gab es 
nun in der Fischerhuder Straße 31 Platz für 29 „geis-
tig behinderte Jugendliche und Heranwachsende 
beiderlei Geschlechts.“53 Bis 1977 folgten drei weite-
re Einrichtungen der Lebenshilfe. Hier lebten jedoch 
ausschließlich Erwachsene (1974: Delbrückstraße 
16, 1976: Langenfeld 4, 1977: Langenfeld 7).54

Im Oktober 1973 öffnete schließlich das Therapie-
zentrum der Hans-Wendt-Stiftung seine Tore. Auf 
dem Gelände am Lehesterdeich gab es erstmals 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs ein sogenanntes 
Vollheim (bestehend aus drei Häusern) in denen drei 
Gruppen von je zehn Kindern leben konnten. Zu-
dem gab es ein Institut für die Diagnose, Beratung 
und Behandlung von „seelisch kranken Kindern“ 
und Jugendlichen. Beim Richtfest im April 1972 hat-
te die Vorstandsvorsitzende der Stiftung Annemarie 
Mevissen die zentrale Bedeutung dieser Einrichtung 
hervorgehoben. Dieses Zentrum, so die Bremer Se-
natorin für Soziales, Jugend und Sport habe „in der 
Bundesrepublik kein direktes Vorbild“ und könne 
„als Modelleinrichtung“ gelten. Für „die Kinder aus 
Bremen und der näheren Umgebung“, so Mevissen, 
sei „hier eine Einrichtung geschaffen worden, die alle 
Erkenntnisse auf dem medizinischen Sektor und alle 
Hilfsmöglichkeiten in sich vereinigt.“ Der 7000  m2 
umfassende Therapietrakt bestand aus acht Thera-
pieräumen, mit angeschlossenen Räumen für die 
Beratung, drei Werk- und Malräumen, zwei Räumen 
für die therapeutische Gruppenarbeit und einem 
großen Gymnastikraum.55 

53	 Wohnheim für behinderte Kinder richtfertig. In: Weser-Kurier 15.9.1970.
54	 Vielen Dank an Herrn Andreas Hoops, Geschäftsführer der Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Bremen e.V. für diese Informationen. 

E-Mail 25.1.2019.
55	 Therapiezentrum Borgfeld gerichtet. Modell der Hans-Wendt-Stiftung dient seelisch kranken Kindern. In: Weser-Kurier 29.04.1972. Die Aufgabe heißt 

helfen und heilen. Therapiezentrum der Hans-Wendt-Stiftung eingeweiht / Modell für Bundesrepublik. In: Weser-Kurier 30.10.1973.
56	 StAB 4,124/3-348, Gühne an Hauptgesundheitsamt, 27.1.1950.
57	 StAB 4,124/3-326, Gesamtplan über die für geistig Behinderte in der Stadt Bremen zu schaffenden Hilfen, Senator*in für Wohlfahrt und Jugend (Mevis-

sen), für das Bildungswesen (Dehnkamp) und für das Gesundheitswesen (Wessling), 25.10.1961.
58	 StAB 4,124/3-348, Gühne an Landesfürsorgeverband, 25.1.1952.
59	 StAB 4,124/3-325, Gühne an Neubert, 31.8.1955.
60	 StAB 4,123/1-1954, Schopmans an Gühne, 7.9.1967.
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Wie viele Kinder und Jugendliche mit geistigen Be-
hinderungen haben in den Jahren 1949 bis 1975 
in Bremen gelebt und in welchen Heimen wurden 
sie untergebracht? Informationen zu diesen Fragen 
sind nur in wenigen, zudem ausgesprochen hetero-
genen, Dokumenten enthalten. 

Die ersten detaillierten Informationen zur Zahl der 
Minderjährigen mit geistigen und körperlichen Be-
hinderungen liegen aus dem Jahr 1950 vor.56 Danach 
wurden 572 sogenannte Krüppelfälle – unter ihnen 
72 mit „Lippen-, Kiefer-, Gaumenspalten“ – von der 
Beratungsstelle für körperbehinderte Kinder und 
Jugendliche im Hauptgesundheitsamt betreut. Von 
den 500 Mädchen und Jungen lebten 102 in Anstal-
ten oder Heimen (s. Anlage 2). 1961 hatte sich die 
Situation nicht wesentlich geändert. Nun gab es in 
Bremen 459 (Bremen-Stadt 391, Bremen-Nord 68) 
bekannte Minderjährige mit geistigen, psychischen, 
körperlichen und sonstigen Behinderungen im Alter 
zwischen 4 und 21 Jahren. Von ihnen lebten 163 in 
Heimen. (s. Anlage 3, S. 2)57 

Die detaillierten Aufstellungen aus den Jahren 
1950,1952,58 195559 und 196760 (s. Anlage 4) ver-
mitteln einen Überblick über die Orte und Heime, 
in denen die Kinder und Jugendlichen aus Bremen 
untergebracht waren. Viele von ihnen lebten im 
Waldheim Cluvenhagen (auch Waldheim Etelsen ge-
nannt), in den Rotenburger Anstalten, im Albertus-
hof, den Anstalten Wehnen und Bethel und seit 1963 
im neu eröffneten Evangelischen Hospital Lilienthal. 
Die Liste der Einrichtungen macht zudem deutlich, 
wie groß die Anstrengungen der Mitarbeiter*innen 
im Hauptgesundheitsamt waren, um überhaupt ei-
nen Platz in einem Heim zu bekommen. Die bereits 
1955 formulierte Schwierigkeit, dass praktisch alle 

ein „unabhängiges neues ‚Haus Reddersen‘“ für 50 
Jungen und 25 Mädchen zu schaffen. Dieses, so 
Gerhard Petzold (Vorsitzender der Lebenshilfe, Bre-
men) solle einen „selbständigen Charakter“ haben, 
„neutral geleitet und weder vom Staat noch von der 
Kirche ‚geschluckt‘“ werden. Ebenfalls im März 1960 
hatte sich Amalie (Mally) Fährmann – Vorstandsmit-
glied der Bremer Lebenshilfe – in einem langen Brief 
an die Senatorin Annemarie Mevissen gewandt. Die 
Mutter eines behinderten Sohnes, der in Folge feh-
lender Bremer Heimplätze in den Rotenburger An-
stalten leben musste, forderte in ihrem Schreiben, 
dass „auch Bremen, wie andere Städte der Bundes-
republik, Einrichtungen zur heilpädagogischen Er-
ziehung geistig behinderter Kinder schaffen“ müsse. 
Die Lebenshilfe bemühe sich, die „gesteckten Ziele“ 
zu verwirklichen, diese seien letztlich aber nur durch 
„staatliche Mittel“ erreichbar.48 Drei Jahre später 
konstatierte Senatsdirektor Günter Stahl, Nachfolger 
von Heinrich Gotthard, dass er „angesichts der zahl-
reichen sozialen Aufgaben des Staates […] die Fi-
nanzierung eines Vollheimes für 75 Behinderte, das 
ein Millionenobjekt darstelle,“ für „utopisch“ halte.49

Trotz großer Bemühungen scheiterte letztendlich 
der Versuch, ein Heim für noch bedingt „bildungs-
fähige geistesschwache“ Kinder und Jugendliche 
zu errichten. 1966 wurde die Stiftung Kinderheim 
Haus Reddersen – so der Name nach Umbenennung 
1959 – aufgelöst und das inzwischen auf 300.000 
DM angewachsene Vermögen dem Verein Friede-
horst übertragen. Daran war die Auflage geknüpft, 
das „Haus 9 unter dem Namen ‚Haus Reddersen‘ für 
die Aufnahme geistig und körperlich behinderter 
Kinder um- und auszubauen“.50 

48	 StAB 4,124/3-327, Fährmann an Mevissen, 14.3.1960.
49	 Hoffnung auf neues „Haus Reddersen“. In: Bremer Nachrichten 6.12.1963.
50	 StAB 2-J.6.p.2.I.6, „Haus Reddersen“ jetzt in Friedehorst. StAB 4,124/3-325, s. dazu auch den Aktenvermerk des Vereins Lebenshilfe vom 12.11.1962: Darin 

heißt es, die Stiftung Haus Reddersen habe ihre Mittel Friedehorst zur Verfügung gestellt. „In einem weiteren Gespräch mit Pastor Diehl hat ihm dieser 
erklärt, daß Friedehorst z.Zt. noch keine Möglichkeiten erwogen habe, Aufgaben, die dem Stiftungszweck Haus Reddersen entsprechen, durchzuführen. 
Erwogen wurde, ob Friedehorst mit diesen Mitteln eine Einrichtung für Doppeltgeschädigte (Geistig- Behinderte und körperlich Behinderte) schaffen 
wollen.“ Nach Auskunft von Dr. Stefan Kiekel (Referent Projektmanagement, Organisations- und Unternehmensentwicklung in Friedehorst) habe das 
Haus 9 niemals einen anderen Namen als „Haus 9“ getragen. Der Name „Reddersen“ sei unbekannt. Lediglich in der Friedehorster Chronik (Hammer 2007, 
S. 70f.) wird erwähnt, dass 1964/65 für Baumaßnahmen des Hauses 9 die Stiftung Haus Reddersen 300.000 DM angeboten habe. „Dafür, daß das Geld 
tatsächlich eingegangen oder das Vermögen tatsächlich auf die Vereinigten Anstalten der Inneren Mission Friedehorst e.V. übergegangen ist, gibt es lei-
der hier keinen Nachweis“. E-Mail von Dr. Stefan Kiekel, 5.2.2019. Hier müsste im Archiv des Evangelischen Werkes für Diakonie und Entwicklung (Berlin) 
weiter geforscht werden.

51	 StAB 4,124/3-325, Marschner an Senator für Wohlfahrt und Jugend, 2.3.1965.
52	 Mitglieder griffen tief in die Tasche. Verein „Lebenshilfe für das geistig behinderte Kind“ eröffnete Wohnheim für Jugendliche. In: Weser-Kurier 1.3.1968.

Im Jahr zuvor hatte der Verein Lebenshilfe (Vorsit-
zender: Gerhard Petzold, Geschäftsführer Georg 
Gries) einen weiteren Anlauf unternommen, um 
ein „Wohnheim für geistig behinderte Kinder und 
Erwachsene“ zu errichten. Als Ort der Einrichtung 
mit 25 bis 40 Plätzen hatte man das Gelände der 
Hans-Wendt-Stiftung am Lehesterdeich ins Auge 
gefasst. Unterstützung kam in dieser Situation vom 
Amtsleiter des Jugendamts Bremen Regierungsrat 
Hans Marschner. Dieser plädierte für eine derartige 
Einrichtung, da „Minderjährige bisher nur außerhalb 
Bremens ein Heim finden können [… und] die Lili-
enthaler Anstalten zwar reine Pflegefälle und auch 
beschulbare Kinder aufnehmen, jedoch die dazwi-
schen liegende Gruppe aussparen.“ Zu bedenken sei 
jedoch, dass diese Bewohner*innen dem gesamten 
Komplex ein negatives Gepräge geben würden. Da-
rüber hinaus könnten „ältere geistig Behinderte die 
übrigen Heimkinder leicht zu Objekten ihrer Trieb-
befriedigung machen“. Nicht zuletzt aus diesem 
Grund trat er dafür ein, das Wohnheim an anderer 
Stelle zu errichten.51 

Im März 1968 eröffnete die Lebenshilfe dann ihr 
erstes Wohnheim für Jugendliche in der Gröpelin-
ger Heerstraße 168. Finanziert aus Spenden der 
Sparkasse, des Lions Club, der Aktion Sorgenkind 
und Lottomitteln konnten hier zwölf männliche Ju-
gendliche leben, die im Martinshof arbeiteten. Laut 
Weser-Kurier war das Wohnheim das fünfte seiner 
Art in Westdeutschland. Bei der Eröffnung bezeich-
nete Frau „Bürgermeister Mevissen“ die Entwicklung 
weg von der Anstalt, hin zur ambulanten Hilfe als 
zukunftsweisend. Allerdings dürfe „nicht utopisch 
geplant werden“ und die Gesellschaft müsse sich 
„stärker noch als bisher ihrer Mitverantwortung für 
die Schwachen in ihren Reihen bewußt werden.“52
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Heime und Anstalten63 Bewohner*innen
1950 1952 1955 1967

Taubstummenanstalt Heiligenbronn, Kreis Rottweil 1 1
Krüppelanstalt Volmarstein/Ruhr 1
Kinderklinik Bremen 1
Kinderheim Hermann Hildebrandhaus, Bremen 1
Heilerziehungsheim Johannes-Stift, Erlshausen, Eichsfeld 
(kath.)

1 1

Heilerziehungsheim Gescher/Westf. (kath.) 1 1 1
Heilanstalt Osnabrück 1
Haus Kannen in Amelsbüren, Münster (kath.) 1
Erziehungsheim Kloster zum Guten Hirten (kath.) 1
Alsterdorfer Anstalten, Hamburg 1 1
Wahrendorffsche Anstalten, Ilten/Hannover 1
Lobetalarbeit, Celle 7
Erziehungs-, Pflegeheim Vorwerk, Lübeck 6
Neuerkeröder Anstalten, bei Braunschweig 1
Anstalt Haus Sannum, Oldenburg 3
Pestalozzistiftung, Großburgwedel 5
Eckwälden, Kreis Göppingen 1
Heidehäuser Hermannsburg 2
Paulinenpflege Winnenden 1
Westf. Landespflegeanstalt, Benninghausen 1
Heilpädagogisches Heim „Sonnenhaus“, Unterleitner 2
DRK Kinderheim, Langen 1
Großes Waisenhaus, Braunschweig 1
Kalmenhof, Idstein 1
Kinderheim Friedrichshulde, Schenefeld 1
Birkenhof, Neu-Weetze 2
Jugendheim Waldhaus, Malsch 1
Krankenanstalt St. Josef, Amesbüren bei Münster/Westf. 1
Provinzialheilanstalt Eickelborn, über Lippstadt 1
Pflegeanstalt Polsingen, über Treuchtlingen/Mfr. 1
Mädchen-Waisenhaus, Bremen-Horn 2

63	 Die Schreibweise der Einrichtungen wurde aus den Dokumenten übernommen.

geeigneten Einrichtungen voll belegt seien und die 
betreffenden Eltern mit Wartezeiten von mindestens 
einem halben bis zwei Jahren rechnen müssten, än-

61	 StAB 4,124/3-325, Gühne an Senator für das Wohlfahrtswesen z.Hd. Neubert, 31.8.1955.
62	 Die Schreibweise der Einrichtungen wurde aus den Dokumenten übernommen.

derte sich während des gesamten Untersuchungs-
zeitraums nicht wesentlich.61

Heime und Anstalten62 Bewohner*innen
1950 1952 1955 1967

Waldheim Cluvenhagen 20 26 29 16

Heilanstalt Rotenburg 8 10 20 55
Ev. Hospital Lilienthal 43
Albertushof bei Delmenhorst 13 20 4
Heilanstalt Wehnen/Oldenburg 13 6 13 2
Heilanstalt Bethel 2 3 12
Heilanstalt Wittekindshof, Bad Oeynhausen 7 5 9 2
Gertrudenheim Oldenburg 3 8 3
Erziehungsheim Ellener Hof, Bremen 3 3 3
Taubstummenanstalt Osnabrück 1 3
Frauenheim Himmelsthür, bei Hildesheim 1 3 3
Pflegenest Stächele, Lesumstotel 3
Heil- und Pflegeanstalt Ansbach/Mittelfranken 1 2
Krankenhaus Hamburg-Langenhorn 2
St. Johannes Anstalten, Mosbach/Bosbach 2 8
Heilanstalt Niedermarsberg 3 2 1
Nervenklinik Bremen-Osterholz 2 1
Kloster Heggbach, Kreis Biberach (kath.) 1 1 1
St. Josefsheim, Bigge a.d. Ruhr (kath.) 1
Heil- und Pflegeanstalt Eben-Ezer, Lemgo/Lippe 1
St. Josefshaus, Mönchen-Gladbach 1 1
Fichtenhof, Bremen-Schönebeck 1
Krüppelanstalt Annastift, Hannover 8
Heilanstalt Bruckberg, Ansbach 6 3
Diakonissenhaus, Lesum und Stenun 4
Nieders. Blindenanstalt, Hannover 3
Heilanstalt Treysa 3 5
Friedehorst Bremen-Lesum 3 1
Pflegeheim Ribbesbüttel/Annastift Hannover 2 1
Heilerziehungsheim Cloppenburg St. Vinzenz-Haus (kath.) 2 1 2
Tbc-Krankenhaus Kutzenberg (psychiatrische Abteilung) 1 1
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Erst nach Auflösung der langzeitpsychiatrischen 
Klinik Kloster Blankenburg Ende 1988 und der Eröff-
nung von Einrichtungen durch verschiedene Träger 
(Arbeiter-Samariter-Bund, Arbeiterwohlfahrt, Innere 
Mission, Sozialwerk der Freien Christengemeinde) 
reduzierte sich die Zahl der auf einen Bremer Heim
platz wartenden bis Ende 1991 auf 556 Personen 
und damit auf fast ein Drittel.68

2.2. Ambulante Hilfsangebote

Während die Bauplanung von Heimen für Menschen 
mit größerem Unterstützungsbedarf stagnierte, kam 
es in den 1960er Jahren zu einer positiven Entwick-
lung von ambulanten Hilfsangeboten, Förderein-
richtungen und ersten Wohnheimen. Ein wichtiger 
Auslöser waren die Aktivitäten der Bremer Lebens-
hilfe. Bereits im Januar 1961 hatte die Gruppe eine 
internationale Arbeitstagung im Bremer Rathaus 
initiiert, an der Expert*innen aus Kassel, Berlin, Den 
Haag und Zürich teilnahmen, zudem Vertreter*innen 
der verschiedenen senatorischen Dienststellen.69 Ein 
bedeutendes Resultat war der „Gesamtplan über die 
für geistig Behinderte in der Stadt Bremen zu schaf-
fenden Hilfen“ (s. Anlage 3),70 den Georg Gries, Leiter 
des Bremer Martinshofes und Geschäftsführer der 
Lebenshilfe angeregt hatte. Im Oktober 1961 leg-
ten die Senator*innen Annemarie Mevissen (Wohl-
fahrt und Jugend), Willy Dehnkamp (Bildung) und 
Karl Weßling (Gesundheit) den achtseitigen Bericht 
vor. „Es war das erste umfassende Konzept zur Pla-
nung der Hilfe für behinderte Menschen in der Bun-
desrepublik Deutschland mit dem Ziel, ein System 
von Fördergruppen, Sonderschulen, Werkstätten 
und betreuenden Wohnheimen für Menschen mit 
geistigen Behinderungen zu schaffen.“71 

In dem Gesamtplan wurde festgeschrieben, der „Be-
treuung geistig Behinderter in offenen Einrichtun-
gen [, den] Vorrang vor der Betreuung in geschlos-

68	 Henning, Kruckenberg, Roemer 1993, S. 97.
69	 S. dazu Hautop, Niehoff 2004, S. 66f. Hilfe für geistig schwache Kinder. In: Weser-Kurier 30.1.1961; Hilfe für geistig behinderte Kinder In: Weser-Kurier 

9.2.1961.
70	 StAB 4,124/3-326.
71	 Hautop, Niehoff 2004, S.66f.
72	 StAB 4,124/3-326, Gesamtplan, S. 7.
73	 Hautop, Niehoff 2004, S.68f
74	 Hilfe für geistig behinderte Kinder. In: Weser-Kurier 28.11.1961. 

senen Einrichtungen“ zu geben und sie, „solange 
wie möglich in der Familie zu halten“. Aus diesem 
Grunde sei es erforderlich, die bisher gewährten Hil-
fen den Erfordernissen entsprechend neu zu gestal-
ten oder weiter auszubauen. Als wichtigste neu zu 
schaffende Einrichtungen wurden angeführt:

•	 Beratungsstellen für geistig Behinderte beim HGA 
Bremen und BGA Bremen-Nord

•	 Heilpädagogische Kindertagesheime (Bremen-
Nord, -Mitte und -Neustadt)

•	 Sonderschulen (Bremen-Nord, -Mitte und -Neu-
stadt)

•	 Anlernstätten und Beschützende Werkstätten
•	 Freizeiteinrichtungen und Wohnheime.

Die Wohnheime – hier dachte man in erster Linie an 
Einrichtungen für ältere Jugendliche und Erwach-
sene – sollten in der Nähe der Werkstätten errichtet 
werden, „um die Selbständigkeit der geistig Behin-
derten auch nach außen hin zu betonen und zu för-
dern und dem Behinderten die Verbindung zu dem 
vertrauten Lebenskreis weitgehend zu erhalten.“72 
Bereits 1962 wurde auf dem Gelände des Martins-
hofes am Buntentorsteinweg ein „Wohnheim für 
Beschäftigte mit geistigen Behinderungen“ eröff-
net. 1965 lebten hier 104 Bewohner*innen, ein Jahr 
später hatte sich ihre Zahl auf 116 erhöht.73 Ab März 
1968 folgten dann weitere Wohnheime für Jugend-
liche.

Während 1961 noch „227 geistig behinderte Kinder 
in Bremen ohne Förderung“ aufwuchsen, hatte sich 
zwei Jahre später einiges getan. Es gab vier Förder-
gruppen: die erste wurde 1961 in Alt-Aumund ein-
gerichtet, die zweite Ende des Jahres in der Bremer 
Neustadt. Für 1962 waren zwei weitere Gruppen in 
Walle und in der Gartenstadt-Vahr geplant. Im Perso-
naletat hatte der Bildungssenator „vier Jugendleite-
rinnenstellen vorgesehen“.74 Im Februar 1963 folgte 
die erste ganztägige Fördergruppe auf dem Gelände 

Nach einer groben Schätzung im Entwurf zum soge-
nannten Behindertenplan aus dem Jahr 1976 lebten 
1972 in der Stadt Bremen 2.209 und in Bremerhaven 
552 Menschen mit geistiger Behinderung. Darunter 
Kinder und Jugendliche im Alter von bis zu 21 Jah-
ren: in der Stadt Bremen 1.095 und in Bremerhaven 
274.64 

Einige Jahre zuvor hatten die Mitarbeiter*innen der 
Behindertenfürsorge im Hauptgesundheitsamt als 
Grund für den zahlenmäßigen Anstieg konstatiert, 
dass die Ursache nicht in der „Zunahme der Behin-
derungen an sich“ zu sehen sei, sondern in der ver-
mehrten „Inanspruchnahme der Beratungsstellen“. 
An den „Schwierigkeiten […] geistig behinderte 
Kinder und Jugendliche in Heimen“ unterzubringen, 
hatte sich bis zu diesem Zeitpunkt nichts geändert.65 

64	 StAB 4,130/4-344, Hilfen für Behinderte in Bremen – Behindertenplan – Entwurf Fassung 1.6.1976, S. 24.
65	 StAB 4,124/3-343, Bericht über die Behindertenfürsorge von Geissler und Schopmans, 14.9.1972.
66	 StAB 4,124/3-325, Anders (Vermerk), 17.12.1958; 4,124/3-327, Aufstellung Schöllhammer Juni 1965; 4,123/1-1954, Schopmans an Gühne, 7.9.1967.
67	 StAB 4,124/3-371, Schopmans und Tempel an Senator für Gesundheit, 10.9.1970.

Über die Zahl der auf einen Heimplatz wartenden 
Eltern liegen nur wenige und ungenaue Zahlen vor. 
1955 standen 30 Kinder und Jugendliche auf der 
Warteliste, 1965 hatte sich ihre Zahl auf 46 erhöht 
und zwei Jahre später wurde mit einem Platzbedarf 
für 134 Minderjährige kalkuliert.66 Von dieser Grup-
pe, seien 56 „lebenspraktisch bildungsfähig“ (39 
männlich, 17 weiblich), und 78 Pflegefälle (40 männ-
lich, 38 weiblich). 1970 ging man in Bremen bereits 
von einem Bedarf von 200 Plätzen für Menschen 
mit Behinderung bis zum 18. Lebensjahr und alters-
übergreifend von insgesamt 700 Anstaltsplätzen für 
„Schwerstbehinderte“ aus.67 

Noch 1980 lebten 1.400 Bremer Bürger*innen mit ei-
ner geistigen Behinderung (Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene) in Einrichtungen außerhalb Bremens. 

„Behinderte in Bremen 1972“.
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des Martinshofes75 und im Januar 1964 eröffnete die 
erste Kleinkindergruppe in der Neustadt.76 

Zudem gab es im September 1961 zum ersten Mal 
das Angebot für 31 Kinder mit geistiger Behinde-
rung im Alter von 4 bis 12 Jahren an einer vierwö-
chigen Freizeit in der „Kinder-Tageserholungsstätte 
am Lehesterdeich“ (Hans-Wendt-Stiftung) teilzu-
nehmen. Angeregt durch die Lebenshilfe und finan-
ziert von der Gesundheitsbehörde und vom Jugend-
amt konnten die Jungen und Mädchen „zum ersten 
Mal in ihrem Leben“ diese neue Erfahrung abseits 
des Elternhauses machen. (S. dazu #) Die Betreu-
ung übernahmen Dr. Marianne Schöllhammer vom 
Hauptgesundheitsamt, eine Jugendleiterin, eine 
Krankengymnastin und ein Praktikant der Pädagogi-
schen Hochschule. Nach Abschluss der Freizeit bot 
die Ärztin erstmalig wöchentliche „Sprechstunden 
für Eltern geistig behinderter Kinder“ im Haus der 
Familie (Mathildenstraße) an.77 Die seit 1959 am Ge-
sundheitsamt tätige Fachärztin für Psychiatrie und 
Neurologie und zugleich Fachärztin für Kinderkrank-
heiten war zuständig für Minderjährige mit einer Be-
hinderung. 

Seit dieser Zeit lag die Beratung von Menschen mit 
körperlichen, geistigen und psychischen Behinde-
rungen bei Dr. Anton Schopmans und Dr. Schöllham-
mer (später Schöllhammer-Schürer, bzw. Schürer). 
Während Schopmans bereits seit April 1960 in der 
neu eröffneten Abteilung für psychische Gesund-
heit78 zweimal wöchentlich für jeweils drei Stunden 
eine persönliche Beratung für „erwachsene Geistes-
kranke, Geistesschwache und Epileptiker“ anbot, 
öffnete die Beratungsstelle für Kinder- und Jugend-
psychiatrie erst 1968. Die Einrichtung der Ambulanz 
stand übrigens im direkten Zusammenhang mit der 
Einstellung von Prof. Dr. Josef Paul, dem ersten Leiter 
der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie. Dieser 

75	 Hilfe für geistig behinderte Kinder. Erste ganztägige Fördergruppe auf dem Gelände des Martinshofes. In: Bremer Nachrichten 27.2.1963. 
76	 Hoffnung auf neues „Haus Reddersen“. In: Bremer Nachrichten 6.12.1963. 
77	 Das Mädchen kann doch allein essen. In: Bremer Nachrichten 2.10.1961. S. auch die 1978 vorgelegte Aufstellung über die „Einrichtungen für geistig 

Behinderte und psychisch Kranke in Bremen“, StAB 4,124/3-345, Schopmans, 6.6.1978. 
78	 Nach einer längeren Diskussion hatte man sich auf diese Bezeichnung geeinigt. Zuvor waren folgende Namen im Gespräch: „Beratungsstelle für Geistes-

kranke und Süchtige“, „Beratungsstelle für Psychohygiene“ und „Beratungsstelle für psychisch Kranke und Süchtige“. StAB 4,130/4-353.
79	 StAB 4,123/1-1954.
80	 StAB 4,130/4-352, Gühne HGA an Senator für Gesundheitswesen, 25.1.1963.
81	 Weser-Kurier 5.3.1964.
82	 Weser-Kurier 15.8.1964.
83	 StAB 4,130/4-353, Informationsblatt „Hilfe ist möglich“.

hatte bei seinem Dienstantritt eine ambulante Bera-
tungsstelle im Gesundheitsamt gefordert.79 Jeden 
Dienstag und Mittwoch von 9 bis 11 Uhr und don-
nerstags von 16 bis 18 Uhr konnten sich nun Betrof-
fene vor Ort von Dr. Schöllhammer beraten lassen. 
1963 hatte Schopmans, bis dahin hauptberuflich in 
der Bremer Nervenklinik angestellt, die Leitung der 
Geschäftsstelle „Behindertenfürsorge“ beim Haupt-
gesundheitsamt übernommen.80 

In den 1960/70er Jahren war Marianne Schöllham-
mer die zentrale Person im Hauptgesundheitsamt, 
wenn es um die Beratung von Familien aber auch 
um die Entwicklung von Fördermöglichkeiten für 
Minderjährige mit geistiger Behinderung ging. So 
begleitete sie die bereits erwähnten „Kuren“ in der 
Hans-Wendt-Stiftung, referierte bei Arbeitstagun-
gen für Mitarbeiter*innen, die in Beschützenden 
Werkstätten in Nordwestdeutschland tätig waren81 
und reiste im Sommer 1964 mit einer Bremer Dele-
gation in die Niederlande. Hier sollten Mustereinrich-
tungen zur Beschäftigung und Förderung besichtigt 
werden, um Erfahrungen für die dringend benötigte 
Umstrukturierung und Weiterentwicklung des Mar-
tinshofes zu sammeln.82 

Auch die Öffentlichkeitsarbeit nahm in diesen Jah-
ren zu. Um Familien, in denen Kinder mit einer Be-
hinderung lebten, zu erreichen, wurde 1962 ein 
„Merkblatt“ verteilt, dass Personen, die beruflich mit 
den Betroffenen in Kontakt kamen, zur „Mithilfe bei 
der Hilfe für Behinderte“ verpflichtete.83 

Hilfe ist möglich. Merkblatt über die Verpflichtung zur 
Mithilfe bei der Hilfe für Behinderte, 1962.
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3.1. Die Bremer Nervenklinik 
(heute: Klinikum Bremen-Ost)

3.1.1. Die Quellenlage

Im Klinikum Bremen-Ost ist eine Karteikartensamm-
lung überliefert, in der etwa 65.000 Patient*innen 
verzeichnet sind. Es sind Männer und Frauen, aber 
auch Kinder und Jugendliche, die seit der Eröffnung 
des psychiatrischen Krankenhauses im Jahr 1904 bis 
Mitte der 1970er Jahre aufgenommen wurden. Die 
ca. DIN A6 großen Karten sind in siebzig Holzschub-
kästen in alphabetischer Reihenfolge abgelegt. Auf 
jeder Karte ist der Name der Patientin/des Patienten, 
das Geburtsdatum, in der Regel der Geburtsort, das 
Aufnahme- und das Entlassungsdatum verzeichnet. 
Bei mehrfachen Aufnahmen und Entlassungen auch 
diese Daten. In den meisten Fällen ist der Entlas-
sungsgrund90 oder der Verlegungsort angegeben. 
Nicht verzeichnet ist die Diagnose.

Um die Kinder und Jugendlichen herauszufiltern, 
die auf Grund ihres Geburtsjahrgangs und dem Zeit-
punkt ihres Aufenthalts, in die Gruppe der Antrags-
berechtigten bei der Stiftung Anerkennung und 
Hilfe fallen könnten, wurden elf der siebzig Schub-
kästen durchgesehen, die entsprechenden Karten 
herausgesucht und die Daten in eine Excel-Datei 
eingetragen.91 Es fanden sich Karten von insgesamt 
1.242 Kindern und Jugendlichen, hochgerechnet auf 
die insgesamt 70 Kästen würde sich damit eine Zahl 
von ca. 7.000 Kindern und Jugendlichen ergeben. 

Die Auswertung der 1.242 Karten ergab, dass in 
dem für die Untersuchung relevanten Zeitraum we-
sentlich mehr männliche als weibliche Kinder und 
Jugendliche aufgenommen wurden. Als Überwei-
sungsorte tauchen u.a. auf: das Kinderkrankenhaus 
Brauel (bei Zeven), die Rotenburger Anstalten, das 
Waldkrankenhaus Drangstedt (bei Wesermünde), 
die Neurochirurgie, die Bodelschwinghschen An-

90	 Z.B. i. w. ä. Beh. (in weitere ärztliche Behandlung), geb. i. w. ä. Beh. (gebessert in weitere ärztliche Behandlung), n. abgeschl. Behdlg. (nach abgeschlos-
sener Behandlung), n. abgeschl. Beob. (nach abgeschlossener Beobachtung), a. eig. Wunsch (auf eigenen Wunsch), gg. ärztl. Rat. (gegen ärztlichen Rat), 
geb. (gebessert), ungeh. (ungeheilt), arbeitsfähig, gestorben, entwichen.

91	 Mein herzlicher Dank für diese mühevolle Arbeit geht an die Praktikant*innen der KulturAmbulanz Fabienne Eggers und Nico Rapke. 
92	 Ein Problem stellt dabei die unsystematische Ordnung des Krankenaktenarchivs dar. Alle Akten sind nach Geschlechtern geordnet, ein großer Teil in offe-

nen Regalen nach dem Anfangsbuchstaben und dem Entlassungsdatum. Andere sind in Kartons (ebenfalls nach Anfangsbuchstaben und Entlassungsda-
tum) abgelegt und ein dritter Teil ist ebenfalls in Kartons abgelegt, allerdings numerisch geordnet. 

stalten in Bethel, der Albertushof (Delmenhorst), das 
Friederikenstift Hahnemühlen, das „Krüppelheim“ 
Friedehorst, die Erziehungsanstalt Frauenheim Him-
melsthür (bei Hildesheim) und das Marienstift Pa-
penburg.

Die Alterszusammensetzung verteilt sich wie folgt:

Alter Jungen Mädchen

0–3 33 10

4–6 65 32

7–9 106 38

10–14 189 78

15–17 137 112

18–21 274 168

804 438

Da Stammlisten mit Diagnosen lediglich bis 1952 
überliefert sind, wäre es nur mit großem Arbeits-
aufwand möglich, die Akten der für dieses Thema 
relevanten Kinder und Jugendlichen zu ermitteln. 
Diese zeitaufwändige Forschungsarbeit ist im Rah-
men der Studie leider nicht möglich. Zudem wurden 
vor wenigen Jahren sämtliche Krankenakten mit 
Entlassungsdatum ab dem 1.1.1969 vernichtet. Eine 
stichprobenartige Recherche in den erhalten geblie-
benen Akten macht allerdings deutlich, dass eine 
Auswertung der archivierten Akten zu wichtigen 
und aufschlussreichen Erkenntnissen über die Un-
tersuchungs- und Behandlungsformen in der psy-
chiatrischen ebenso wie in der psychotherapeutisch 
orientierten Kinderstation der Bremer Nervenklinik 
führen könnte.92

3. Über-Leben in der „Sonderwelt“

84	 Frings 2012, Schmuhl, Winkler 2011, 2012, Winkler 2012, Engelbracht, Hauser 2013, Winkler, Schmuhl 2014, 2017, Winkler 2018. 
85	 Goffman 1972. Die amerikanische Originalausgabe erschien 1961. 
86	 Vgl. dazu grundlegend Schmuhl, Winkler 2011, S. 32–44, hier S. 32.
87	 Winkler 2017 http://www.schmuhl-winkler.de/pages/Alsterdorf-Winkler.pdf (27.6.2019).
88	 Wagner 2018, S. 307.
89	 S. dazu Jantzen 2002, 2003.

Beim Vergleich mit Forschungsberichten über die 
„Sonderwelten“ der Anstalten und Heime der „Be-
hindertenhilfe“ wird deutlich, dass sich der Alltag in 
den Institutionen der 1950er bis 1970er Jahre weit-
gehend ähnelte.84 Stellt man sich die Frage, wie die 
damaligen Anstalten – und zwar unabhängig von 
ihrer Zweckgebundenheit und Zielsetzung – funkti-
onierten, gelangt man unweigerlich auf die 1972 in 
deutscher Übersetzung erschienene Studie zur „to-
talen Institution“ von Erving Goffman.85 Nach seiner 
Definition verfolgten derartige Institutionen „in aller 
Regel gesellschaftlich gebilligte Ziele, z. B. Heilung, 
Erziehung, Ausbildung, Bewahrung, Vergeltung, Ab-
schreckung [und] Heiligung“.86 

Dem Soziologen war bei seinen Forschungen aufge-
fallen, dass es in allen diesen Institutionen, „nicht nur 
um die Therapie und Verwahrung der Patientinnen 
und Patienten ging, sondern auch darum, dauerhaft 
einen kostengünstigen und möglichst störungsfrei-
en Betriebsablauf zu realisieren. Um dies zu errei-
chen, wurden sowohl die Strukturen als auch die 
‚Insassen‘ den organisatorischen Bedürfnissen der 
Institution angepasst.“ Diese Organisationsziele und 
Organisationslogik lassen sich auf fast alle damali-
gen Einrichtungen der „Behindertenhilfe“ übertra-
gen. Sie waren geprägt von prekären materiellen 
Rahmenbedingungen, einer hohen Belegungsdich-
te und einem strukturellen Personalmangel. Letzte-
rer war häufig verbunden mit einer unzureichenden 
fachlichen Qualifikation, zudem führten die überlan-
gen Arbeitszeiten zu einer permanenten Überforde-
rungssituation.87 

Ebenfalls gab es in den Einrichtungen dieser Zeit 
eine deutliche medizinisch-psychiatrische Ausrich-
tung. Nach Prof. Dr. Hermann Stutte, dem ersten 
Lehrstuhlinhaber für Kinder- und Jugendpsychiat-
rie in Deutschland, sollte der heilpädagogische Er-
ziehungsplan auf einer klaren Diagnose aufgebaut 
und Heilpädagogik somit „letztlich angewandte Kin-
derpsychiatrie“ sein. Als problematisch interpretiert 
die Pharmazeutin Sylvia Wagner die Etablierung der 
medizinischen Dominanz gegenüber der Heilpäda-
gogik, wenn etwa „der Einsatz der Medizin zur Auf-
rechterhaltung des Systems im Sinne einer totalen 
Institution (wie z.B. durch Sedierung von Bewohnern 
mit Psychopharmaka) genutzt wird [oder] wenn eine 
Pathologisierung abweichenden Verhaltens oder 
abweichender Anschauungen erfolgt“.88

Obwohl gerade über den Bewohner*innen von ge-
schlossenen „Behindertenanstalten“ ein Leben lang 
der Schatten direkter und struktureller Gewalt lag,89 
wurde mit der grundlegenden Erforschung indivi-
dueller Gewalterfahrung erst in den letzten Jahren 
begonnen.

Nachfolgend werden die Institutionen vorgestellt, 
in denen die meisten Bremer*innen leben mussten. 
Dazu zählen die Bremer Nervenklinik und die Heil- 
und Pflegeanstalt Wehnen als Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, zudem die Anstalten 
der „Behindertenfürsorge“: das Waldheim Cluvenha-
gen, der Albertushof, das Evangelische Hospital Lili-
enthal und die Rotenburger Anstalten.
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geschädigt[e]“ Jungen im Al-
ter zwischen 12 und 20 Jahren 
lebten.97 (S. dazu S. 66) Bereits 
1955 hatte man die Einrichtung 
zur „Unterbringung von geistes-
schwachen Minderjährigen“ an-
erkannt.98

In der Kinderbeobachtungsstati-
on der Nervenklinik wurden bis 
1961 etwa tausend Kinder un-
tersucht und behandelt oder in 
geeignete Heime weitervermit-
telt. Die statistische Verweildauer 
lag in diesen Jahren zwischen 51 
(1955) und 79 Tagen (1962).

Während sich in den ersten fünf 
Jahren neuro- und psychopatho-
logische Krankheitsbilder in etwa 
die Waage gehalten hätten, so 
die leitende Ärztin, sei „es in den Jahren von 1955 bis 
1960 zu einem leichten Überwiegen der Verhaltens-
störungen gekommen. Die hirnorganischen Krank-
heitsbilder seien innerhalb des gleichen Zeitraumes 
ebenfalls auf das Fünffache angestiegen.99 

1956 zog die Beobachtungsstation vom Gelände der 
Bremer Nervenklinik nach Bremen Horn, in das ehe-
malige „Knabenhaus“ des Hauses Reddersen. Anfang 
der 1960er Jahre gab es dann heftige Diskussionen 
über die Zukunft der Abteilung. Zum einen befand 
sich das Gebäude in einem baulich nicht mehr ver-
tretbaren Zustand, zum anderen stritt man um die 
fachliche Ausgestaltung der Einrichtung. Den Argu-
menten für die psychotherapeutische Prägung der 
Station standen Argumente gegenüber, die für eine 
Stärkung des pädiatrisch-psychiatrischen Ansatzes 
plädierten. Diagnostik und Behandlung von orga-
nisch gestörten Kindern sollten größere Bedeutung 

97	 StAB 4,130/4-344, Bericht einer Besichtigung des Ellener Hofs, 1.12.1969: „In der heilpädagogischen Abteilung im Haus 7 werden Jungen im Alter zwi-
schen 12 und 20 Jahren aufgenommen, die zum grössten Teil hirnorganisch geschädigt sind.“ Seit drei Monaten habe ein Neurologe die gesundheitliche 
Versorgung und Betreuung der Abteilung übernommen. „Die medikamentöse Behandlung dieser Minderjährigen wird jetzt regelmässig überwacht. 
[… Der Neurologe] ist darum bemüht, die Erzieher in seiner Arbeit mit einzubeziehen und sie möglichst weitgehend zu informieren. Herr J[…] hat 
Verbindung mit der Anstalt Bethel aufgenommen, damit dort evtl. Mitarbeiter […] für ihre speziellen Aufgaben mit dem Personenkreis des Hauses 7 
geschult werden können. Die Minderjährigen der Heilpädagogischen Abteilung bekommen zum Teil grössere Dosen von Medikamenten verordnet. [… 
Herr S.] will veranlassen, dass von jetzt an nur noch namentlich aufgeführte Erzieher die Medikamente aus dem verschlossenen Schrank im Dienstzimmer 
entnehmen und an die Jungen austeilen dürfen.“

98	 StAB 4,130/4-344, Gühne an Landesfürsorgeverband, 28.10.1955.
99	 Rauterberg 1966.

erlangen. Da es tatsächlich an Platz für Patient*innen 
mit „hirnorganisch-bedingten Krankheitszuständen” 
fehlte, entschloss man sich zu einem Kompromiss. 
Neben der psychotherapeutisch ausgerichteten Kin-
derbeobachtungsstation wurde im Oktober 1962 
eine „psychiatrische Kinder-Abteilung” mit fünf-
zehn Betten auf dem Gelände der Bremer Nerven-
klinik eröffnet. In der geschlossenen Kinderstation, 
deren Bettenzahl bis 1963 auf 25 anstieg, sollten 
Patient*innen mit „Verdacht einer zentralneurologi-
schen Erkrankung” und stärker „überwachungsbe-
dürftige“ Kinder behandelt werden. Seit Eröffnung 
dieser Abteilung wurden alle jungen Patient*innen 
zunächst dort aufgenommen und untersucht und 
je nach Indikation entweder weiterbehandelt, ent-
lassen oder auf die psychotherapeutische Station 
verlegt. Diese war bereits 1964 ins komfortable Haus 
Schotteck im Bremer Stadtteil St. Magnus umgezo-
gen. 

3.1.2. Kinder und Jugendliche in der Bremer 
Nervenklinik

Die im Dezember 1949 eröffnete Kinderbeobach-
tungsstation auf dem Gelände der Bremer Nerven-
klinik war ein Meilenstein der Diagnostik, Unter-
stützung und Förderung von Kindern mit geistigen 

Behinderungen, hirnorganischen Erkrankungen 
und/oder psychosozialen Problemen.93 Im Mai 1945 
hatte der Psychiater Prof. Dr. Heinrich Schulte die 
Leitung der Nervenklinik übernommen. Als aktiver 
Vertreter der Mental-Health-Bewegung, war es sein 
Ziel, die Grenzen zwischen Psychiatrie, Neurologie 
und Psychotherapie zu überwinden. Mit diesen Ide-

93	 Die nachfolgenden Zitate zur Geschichte der Kinderbeobachtungsstation sind entnommen: Engelbracht 2004, S. 132-146 und 2017, S. 579-595. Wichtige 
Details liefert darüber hinaus die Masterarbeit von Fabia Popken 2017.

94	 Brodersen 1954, S. 79.
95	 StAB 4,130/4-342, Vermerk Bachmann (Senator für das Jugendwesen), 11.11.1959.
96	 Engelbracht 2018, S. 69ff; Delitzsch, Koepke, Rieckmann, Traeger, Weber 2002.

en stieß Schulte bei dem zuständigen US-amerika-
nischen „Public Health & Welfare Adviser“ (Berater 
für öffentliche Gesundheit und Wohlfahrt) auf offe-
ne Ohren. Zwischen Schulte und dem Sanitätsoffi-
zier Gerald N. Rein entwickelte sich ein „informeller 
freundschaftlicher Gesprächsaustausch“, bei dem 
der Entschluss fiel, zwei psychotherapeutisch ausge-
richtete Projekte in Angriff zu nehmen: die Kinder-
beobachtungsstation auf dem Gelände der Bremer 
Nervenklinik und eine Erziehungsberatungsstelle 
in der Stadtmitte. Beim Aufbau der Erziehungsbera-
tungsstelle übernahmen die Amerikaner einen be-
deutenden finanziellen Anteil, indem sie Gelder für 
die Gebäuderenovierung, die Personalkosten, die 
Einrichtung sowie Spiel- und Testmaterialien in Höhe 
von mindestens 30.000 DM zur Verfügung stellten. 
Es ist davon auszugehen, dass US-amerikanische 
Gelder ebenfalls in den Aufbau der Kinderbeobach-
tungsstation flossen. Bei dieser Förderung spielten 
natürlich auch gesellschaftspolitische Erwägungen 
eine Rolle. Der Demokratisierungsprozess sollte 
beschleunigt, autoritäre Verhaltensmuster und die 
damit auftretenden unbewussten Entwicklungen in 
Familien durch Erarbeitung von tiefenpsychologi-
schen Zusammenhängen bewusstgemacht werden. 

In der Kinderbeobachtungsstation war Platz für 
15  Jungen und Mädchen, die in den ersten Jahren 
von einer Ärztin, einer Psychologin, einer Jugendlei-
terin, Kindergärtnerinnen und -pflegerinnen, sowie 
einem Pfleger in „möglichst familiärer Atmosphäre“ 
betreut wurden.94 Noch Ende der 1950er Jahre und 
weit darüber hinaus, galt die Kinderabteilung der 
Nervenklinik Osterholz als wichtigste „heilpädagogi-
sche Einrichtung“ in Bremen aber auch im Umland.95 

Im nahegelegenen Ellener Hof, 1847 als Rettungsan-
stalt für „sittlich verwahrloste Kinder“ gegründet,96 
gab es im Untersuchungszeitraum ebenfalls eine 
„heilpädagogische Abteilung“, in der laut einem 
Bericht von 1969 zum „größten Teil hirnorganisch 

Das „Team“ der Kinderbeobachtungsstation, um 1954.

In einem Nebengebäude des ehemaligen Haus Reddersen  
war die Kinderbeobachtungsstation von 1956 bis 1964 untergebracht.
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ein Kündigungsgrund. So erinnerte sich der renom-
mierte Kinder- und Jugendpsychiater Prof. Dr. Ger-
hardt Nissen (1955/56 und 1961 bis 1963 leitender 
Arzt der Kinderbeobachtungsstation), dass Kindern 
und Jugendlichen vieles erlaubt war, „was heute 
nicht mehr geduldet wird.“ Sie durften, „um eine 
therapeutisch erhoffte ‚Katharsis‘ zu erreichen, ihre 
Therapeuten schlagen; die Arme einiger Kollegen 
wiesen blaue Flecken auf.“104

Zusätzlich wurden „routinemäßig Röntgenaufnah-
men des Schädels angefertigt, obgleich fast nie ein 
pathologischer Befund erhoben werden konnte. In 
seltenen Fällen“, erinnerte sich Nissen, „mußten Lum-
balpunktionen mit und ohne Luftfüllungen der Hirn-
kammern durchgeführt werden 
[…,] eine oft mit Aufregung ver-
bundene und riskante diagnosti-
sche Maßnahme.“105 1998 berich-
tete er, wie die Vorbereitungen 
für diese Untersuchungen ablie-
fen. Auf der Station sei die Nar-
kose über den Darm durch Brei 
eingeleitet worden, dann habe 
man die kleinen Patient*innen 
mit der Bahre über das Gelände 
in die Gehirnchirurgie getragen. 
Das sei fast unverantwortlich ge-
wesen, aber damals nicht anders 
zu machen.106 

Das 1950ebenfalls auf dem Ge-
lände der Bremer Nervenklinik-
eingerichtete EEG Labor führte zu 
einer erheblichen Erweiterung des diagnostischen 
und therapeutischen Spektrums.107 Zwischen 1956 
und 1960 wurden 64 EEG’s und im selben Zeitraum 
die sehr schmerzhaften Pneumencephalographien 
bei 65 Kindern durchgeführt.108 Die stichprobenar-
tige Sichtung von Krankenakten aus dem Zeitraum 
1950/52 ergab, dass nur in einem von vier Fällen die 

104	 Nissen 2005, S. 505
105	 Ebd. S. 504.
106	 AKHM 13.07.14-01/OS, Telefoninterview Prof. Dr. Gerhard Nissen, 17.12.1998. 
107	 Engelbracht 2004, S. 96ff. 
108	 Schulte, Meyer, Vogt 1961, S. 46.
109	 AKBO Krankenakte Heinrich Bollmann*, *1943.
110	 AKHM 13.07.14-01/OS, Handschriftlicher Bericht von Dr. Armin Sausmikat, Februar 2004. 

Einverständniserklärung der Eltern zur Durchfüh-
rung einer Pneumencephalographie vorlag. Im Ge-
gensatz dazu sind in allen gesichteten Krankenakten 
aus den 1960er Jahren Formblätter zur Einverständ-
niserklärung erhalten.

Von Beginn an war der Bedarf nach einem Platz in 
der Kinderbeobachtungsstation groß. So gab es im 
November 1951 bereits 30 Voranmeldungen.109 Die 
Spitze lag Mitte der 1960er Jahre bei 70 Anmeldun-
gen, erinnerte sich Dr. Armin Sausmikat, der von 
1964 bis 1999 als Oberarzt auf der Kinderstation 
arbeitete. Hintergrund dieser großen Nachfrage sei 
gewesen, „dass es damals noch keine Neuropädiat-
rie in der Kinderklinik gab [die wurde dort erst 1968 

eingerichtet, G.E.], so dass alle neurologischen Un-
tersuchungen […] bei uns in Zusammenarbeit mit 
der neurologischen Abteilung […] durchgeführt 
werden mussten. Außerdem gab es keine nieder-
gelassenen Kinder- und Jugendpsychiater und nur 
eine Erziehungsberatungsstelle.“110 Noch Anfang 
1972 gab es in der Beratungsstelle in der Graf-Molt-

1968 wurde die Klinik für Kinder- und Jugendpsych-
iatrie schließlich als sechste selbständige Abteilung 
der Städtischen Nervenklinik eröffnet. Als leitenden 
Arzt hatte man Prof. Dr. Josef Paul, einen Facharzt 
für Kinderkrankheiten und seit 1961 für das Fach 
Kinderheilkunde habilitiert, eingestellt. Dieser ver-
suchte von Beginn an, eine Verbesserung der räumli-
chen und institutionellen Situation herbeizuführen. 
Doch seine zahlreichen Schreiben mit detaillierten 
Planungen zum Neubau einer Kinder- und Jugend-
psychiatrischen Klinik fanden beim Bremer Gesund-
heitssenat keinen Zuspruch. So gab es dann bis 1977 
vier Standorte: die psychotherapeutisch ausgerich-
tete Station im Haus Schotteck, die Stationen der 
Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie auf dem 
Gelände der Bremer Nervenklinik, eine Abteilung 
für „Untherapierbare” im Kloster Blankenburg und 
die Stationen der Erwachsenenpsychiatrie. Erst nach 
Eröffnung des Krankenhausneubaus 1977 wurden 
fast alle Abteilungen – mit Ausnahme der Station 
für jugendliche Patient*innen aus dem Kloster Blan-
kenburg – in der vierten und fünften Etage des Zen-
tralkrankenhauses Bremen-Ost untergebracht. Die 
Bettenzahl hatte sich nun auf 95 erhöht. Obwohl die 
bereits 1968 eingeführte Bezeichnung Klinik für Kin-
der- und Jugendpsychiatrie auf das Vorhandensein 
einer jugendpsychiatrischen Station schließen lässt, 
wurde eine solche Abteilung erst 1977 eröffnet.

Die seit 1949 aufgenommenen Kinder wurden in 
der Regel durch niedergelassene Ärzt*innen, Hei-
me, Schulen, Krankenhäuser, das Jugendamt, das 
Gesundheitsamt und die Erziehungsberatungsstelle 
überwiesen. Während des Aufenthalts in der Kin-
derstation stand die Diagnostik und die Weichen-
stellung für den weiteren Behandlungsweg im Vor-
dergrund. So erinnerte sich Dr. Ellinor Schneider, 
die als erste Ärztin die Station übernahm, dass wie 
der Name schon sagte, auf der Beobachtungsstati-
on eine „Differentialdiagnose festgestellt werden“ 
sollte. „Handelte es sich vielleicht um ein somatisch-
cerebrales Leiden, um eine pädagogisch zu korrigie-
rende Verhaltensstörung, oder um eine beginnende 

100	 AKHM 13.07.14-01/OS, Brief Dr. Ellinor Schneider, 11.12.1998. 
101	 Popken 2017, S. 39.
102	 Brodersen 1954, S. 82.
103	 AKHM 13.07.14-01/OS, Interview Dr. Lieselotte Meyer, 1.2.1999. 

Neurose, die man dann einer längeren ambulanten 
Psychotherapie (entweder des Kindes oder eines 
oder beider Elternteile) zuführen müsste. Da die Psy-
chotherapeuten bei uns damals noch mehr als dünn 
gesät waren, war das nicht so einfach, wurde aber 
mit den Jahren zunehmend besser.“100 Die Histori-
kerin Fabia Popken, die für ihre Masterarbeit Akten 
aus dem Zeitraum 1950/52 analysiert hat, kommt 
zu dem Ergebnis, „dass die Empfehlung eines (teils 
vorrübergehenden) Heimaufenthaltes generell sehr 
individuell und unter Einbezug verschiedenster Fak-
toren getroffen wurde.“101 Und 1954 schrieb Dr. Eli-
sabeth Brodersen (1951 bis 1955 leitende Ärztin der 
Kinderstation): manche „Kinder hatten es sicher hier 
besser als zu Hause und es kam öfter vor, daß frü-
here Kinder uns – manchmal sogar heimlich – wie-
der besuchten, als daß umgekehrt Kinder versuch-
ten, von uns fortzulaufen. Einzelkinder fanden hier 
Spielkameraden, Kinder aus zum Teil sehr verwahr-
losten Verhältnissen lernten hier Ordnung kennen 
und schätzen, Kinder, die sich sonst überall zurück-
gesetzt fühlten und nicht beliebt waren, lebten bei 
uns auf, denn sie wußten sehr bald, daß sie alle ‚ihre 
Schwierigkeiten‘ hatten und lebten sich hier leichter 
in die Gemeinschaft ein.“102 Als „Schattenseite der Ar-
beit“, bewertete Dr. Lieselotte Meyer (1956 bis 1961 
leitende Ärztin der Kinderbeobachtungsstation), die 
zeitliche Begrenzung des Aufenthalts. Wenn ein Ver-
trauensverhältnis hergestellt worden war, hätten die 
Kinder bald wieder in ihre bedrängenden Verhältnis-
se entlassen werden müssen. Eine längere, beglei-
tende Therapie habe sie an dieser Stelle als sinnvol-
ler erachtet.103

Während des Aufenthalts in der Kinderbeobach-
tungsstation gab es körperliche, neurologische und 
psychologische Untersuchungen. Zu letzteren zähl-
ten u.a. der Sceno-, Bühler-Hetzer, Wartegg und der 
Rorschach Test. In den ersten Jahrzehnten gab es 
eine klare Ausrichtung auf die Psychotherapie. Die 
in den 1950er Jahren allgemein übliche körperliche 
Züchtigung als Bestrafung für unerwünschtes Ver-
halten war auf der Station strengstens verboten und 

Die Psychagogin Marianne Vogt mit einem jungen Patienten  
beim Scenotest, um 1957.
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on, bis sie 1950 in die Beratungsstelle wechselten. 
Wie Marianne Vogt hatten die beiden 1955 ihre Aus-
bildung als Psychagoginnen am Stuttgarter Institut 
abgeschlossen.115 

Nachdem die psychotherapeutische Kinderstation 
1956 vom Gelände des Krankenhauses in die „Villa 
Brahmkamp“ umgezogen war, wurden alle Aufge-
nommenen zunächst in der Kinderstation der Bremer 
Nervenklinik ärztlich und psychologisch untersucht 
und bei Bedarf der stationären Psychotherapie zu-
geführt. In Horn standen fünf Schlafräume und drei 
Spielräume zur Verfügung. Außerdem gab es einen 
sogenannten Schmierraum, der für „Bastelarbeiten 
jeglicher Art sowie für die therapeutisch so wirksa-
me Wandschmiererei“ zur Verfügung stand.  „Zwei 
große Becken aus Steinemaille und Fliesen, die mit 
Wasser, Sand oder Ton gefüllt sind, locken hier zum 
Mantschen und zu Sandkämpfen”.116 Der Aufenthalt 
in der psychotherapeutischen Außenstelle konnte 
sich über Wochen, zum Teil über Monate erstrecken 
und auch nach der Entlassung weitergeführt wer-
den, wie die Berichte in verschiedenen Akten bele-
gen. (s. Anlage 6117)

Bereits 1962 hatte Dr. Paul Geissler, 1947 bis 1976 
Leiter des Gesundheitsamtes, auf folgenden Aspekt 
hingewiesen: „Wenn eine klinische Untersuchung 
und Begutachtung von Schwachsinnsformen, An-
fallsleiden und neurologischen Erkrankungen un-
umgänglich war, wurden […] diese Kinder und 
Jugendlichen auf den Erwachsenenstationen der 
Nervenklinik untergebracht, was aus verschiedenen 
Gründen untragbar ist. Es ist schließlich aus psy-
chologischen Gründen […] ungünstig Kinder in die 
Nervenklinik Osterholz einweisen zu müssen.“118 (S. 
dazu das Interview mit Bernhard Lichte*, S. 70 ff) Zu 
dieser Gruppe zählten auch Kinder, die sich unruhig 
und aggressiv verhielten. Sie wurden, wie Beispiele 
belegen, ebenfalls auf den Erwachsenenstationen 

115	 S. dazu auch Platte 2011, S. 32 f.
116	 Schulte, Meyer, Vogt 1961.
117	 AKBO Paula Borchers*, *1959.
118	 AKHM 13.07.14-01/OS, Geissler an Gesundheitssenator, 27.2.1962. 
119	 StAB 4,123/1-1954, Wieser und Rauterberg an Senator für das Gesundheitswesen, 26.4.1967.
120	 Alle Namen von Kindern und Jugendlichen, aus deren Akten zitiert wird, wurden aus Gründen des Datenschutzes und der Persönlichkeitsrechte durch 

Pseudonyme ersetzt und im Text mit einem Sternchen (*) versehen.
121	 AKBO Ulrich Sachse*, *1956. Über ähnliche Situationen wird aus der Kinderabteilung des Psychiatrischen Landeskrankenhauses Weissenau berichtet. 

Afschar-Hamdi, Schepker 2017, S. 535. 
122	 AKBO Stefan Tacke*, *1952.

untergebracht. 1967 wandten sich Prof. Dr. Stefan 
Wieser (1964 bis 1973 Leiter der Bremer Nervenkli-
nik) und Dr. Eva Rauterberg (1963 bis 1971 leiten-
de Ärztin der Kinderstation) an den Senator für das 
Gesundheitswesen.119 Als „Notlösung“, schrieben 
sie, müsse man Kinder, die auf der Kinderstation 
„störend und gefährlich“ seien, auf einer „Station für 
erwachsene Geisteskranke“ unterbringen. So habe 
man den 8-jährigen Ulrich Sachse*120, nachdem er 
eine Schwester auf der Kinderstation „ernstlich ver-
letzt“ hatte, in den Wachsaal des Hauses 13 („Haus 
für unruhige Männer“) verlegt, wo er insgesamt 
zehn Monate bleiben musste. Ebenso erging es dem 
10-jährigen Detlef Nowak*. „Diese Kinder“, so Wie-
ser und Rauterberg, „sind auf der Kinderstation nur 
solange tragbar, wie man sie während der Zeit der 
Beobachtung und Diagnostik im Einzelzimmer iso-
lieren kann, wo sie aus Gründen der Überwachung 
meist im Bett gehalten werden müssen.“ Auf der 
Erwachsenen Station seien die Kinder vor sexuellen 
Übergriffen nicht zu schützen. So habe Ulrich „sexu-
elle Angebote als Ausdruck seiner psychischen Iso-
lierung und Verwahrlosung von den erwachsenen 
Patienten angenommen“.121 Hinzu käme, das Fehlen 
jeglicher schulischen Förderung und die fehlende 
pädagogische Ausbildung der Pfleger. Nachdrück-
lich wiesen beide darauf hin, „daß die Suche nach ei-
nem geeigneten Heim keine ärztliche Aufgabe [sei], 
sondern die Aufgabe der Jugendämter, die das Kind 
zur Diagnostik“ eingewiesen hätten.

Ähnliche Erfahrungen musste der 11-jährige Stefan 
Tacke* machen, den man 1963 „wegen Pflegeschwie-
rigkeiten“ aus dem Gertrudenheim Oldenburg in die 
langzeitpsychiatrische Außenstelle der Bremer Ner-
venklinik, ins Kloster Blankenburg verlegte.122 Stefan, 
der infolge einer Hirnhautentzündung in seiner geis-
tigen Entwicklung beeinträchtigt war und den die 
Ärzte als „dranghaft, reizbar, unruhig und umtriebig“ 
beschrieben, erhielt nun verschiedene Mittel zur 

ke-Straße eine Warteliste mit 120 Anmeldungen und 
Wartezeiten von vier bis neun Monaten.111 

Wie die gesichteten und ausgewerteten Akten aus 
den 1950er und 1960er Jahren belegen, begegne-
ten die Mitarbeiter*innen der Station den kleinen 

Patient*innen zum überwiegenden Teil mit großem 
Verständnis und Empathie.112 Im Vordergrund stan-
den Untersuchungen, Diagnostik und schließlich 
die Empfehlungen für den weiteren Lebensweg der 
Kinder. Viele von ihnen kamen aus problematischen 
Familiensituationen, drohten zu verwahrlosen oder 
litten unter „Angstneurosen“. 

Bei jeder Neuaufnahme wurde routinemäßig ein 
EEG durchgeführt, bei Verdacht auf hirnorganische 
Prozesse eine Pneumencephalographie und in fast 
allen Fällen psychologische Untersuchungen. Eben-
falls sind in den Akten die Namen der Medikamente 
und die Dosis der Medikamentierung notiert. 

111	 Vielen Kindern kann nicht geholfen werden. Die Erziehungs-Beratungsstelle ist überlastet / Wartezeiten bis zu neun Monaten / Mitarbeit der Eltern ist 
erforderlich. In: Weser-Kurier 19.02.1972.

112	 Engelbracht 2004, S. 132ff. und 2017, sowie Popken 2017.
113	 Engelbracht 2017, S. 587.
114	 S. dazu https://www.vakjp.de (27.6.2019).

Eine zentrale Rolle spielte Marianne Vogt, die ihre Ar-
beit in der Bremer Kinderbeobachtungsstation 1955 
aufnahm und bis 1989 fortführte. Frau Vogt gehörte 
zu den „Wegbereiterinnen der klinischen Psycho-
therapie für Kinder und Jugendliche im Nachkriegs-
deutschland“, so Dr. Hans-Jürgen Seeberger (1959 

bis 1982 Gründer und Leiter der 
Klinik für Psychosomatische Me-
dizin) anlässlich ihrer Verabschie-
dung: „Sie verstand es, einen 
psychotherapeutischen Stil zu 
entwickeln, der im Wesentlichen 
durch die Tiefenpsychologie, 
durch die Psychoanalyse geprägt 
war, aber auch Elemente des ein-
übenden Lernens, des Vorbild-
Seins enthielt. Man vergisst heu-
te leicht, dass es auch nach 1945 
noch lange Zeit einen erhebli-
chen Widerstand in der Gesell-
schaft, in den Institutionen und 
bei den Ärzten und Psychologen 
gab, der fast unüberwindbar war 
gegen die Psychoanalyse. […] Es 
gehört zu den besonderen Bega-
bungen von Frau Vogt, dass es ihr 
gelang, dafür zu sorgen, dass das 
Interesse dieser Institutionen für 
die Psychotherapie bei Kindern 

und Jugendlichen nie versiegte sondern zunahm.“113 

1954 hatte Marianne Vogt ihre Abschlussprü-
fung als Psychagogin – sie war eine der ersten 
Absolvent*innen – am Stuttgarter Institut für Psy-
chotherapie und Tiefenpsychologie e. V. abgelegt. 
1953 war dort die „Vereinigung Deutscher Psych-
agogen“ gegründet worden, die erst 1975 in „Ver-
einigung Analytischer Kinder- und Jugendlichen-
Psychotherapeuten“ umbenannt wurde.114 Neben 
ihr arbeiteten zwei weitere Psychagoginnen in der 
Bremer Erziehungsberatungsstelle. Margarete Bü-
cking und Hanna Wilkens gehörten zu den ersten 
Mitarbeiter*innen in der Kinderbeobachtungsstati-

Ein EEG wird abgeleitet, 1963.
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anstaltsbedingten Erscheinungen, an einem seeli-
schen Hospitalismus leiden.“126 Eine Situation, die 
keineswegs Einzelfälle betraf, denn zwischen 1965 
und 1968 wurden 333 Jugendliche (169 männliche, 
164 weibliche) zwischen vierzehn und siebzehn Jah-
ren auf den Stationen der Erwachsenenpsychiatrie 
aufgenommen.127 

Vor dem Hintergrund des enormen Platzmangels in 
der Bremer Nervenklinik ging das Jugendamt dazu 
über, die Minderjährigen in auswärtigen jugendpsy-
chiatrischen Kliniken untersuchen zu lassen. Nach oft 
„langwierigen und mühevollen Verhandlungen“ sei-
en 1965 bis 1968 hundert Jugendliche (55% männ-
lich, 45% weiblich) in die Kliniken Wunstorf (50%), 
Marburg (20%), in den Wichernstift Delmenhorst 
(8%), andere in die Kliniken Heiligenhafen, Bonn, 
Freiburg, Göttingen und Weißenburg eingewiesen 
worden. Bei weiteren 200 Jugendlichen musste we-
gen fehlender Plätze auf die notwendigen Untersu-
chungen verzichtet werden.128

In der Tat kristallisierten sich die fehlenden Unter-
bringungsmöglichkeiten für störende und aggres-
sive Kinder und Jugendliche als Dauerproblem im 
Klinikalltag heraus. Ohne Erfolg hatte der Bremer 
Klinikdirektor seit seinem Amtsantritt 1964 immer 
wieder auf die Dringlichkeit einer jugendpsychi-
atrischen Abteilung hingewiesen.129 „Ich erinnere 
daran“, schrieb Wieser 1967 in einem Brief an den 
Gesundheitssenator, „daß seit Wochen Kinder und 
Jugendliche in der geschlossenen Männerstation 
des Hauses 13 verwahrt werden. Im Wachsaal dieser 
Station, der für außerordentlich erregte und aggres-
sive Geisteskranke, für katatone Zustände, für epi-
leptische Ausnahmezustände oder für Verwahrloste 
bestimmt ist, sind gegenwärtig nicht weniger als 
vier Kinder und Jugendliche in langfristiger Verwah-
rung. Einer der Jugendlichen ist 17 Jahre, der andere 
16, ein Kind 15 und das vierte 13 Jahre alt.“ 

126	 Ebd. S. 5.
127	 Ebd. Josef Paul an den Senator für das Gesundheitswesen, 26.3.1969, Anlage 4.
128	 Ebd. Josef Paul an Senator für Gesundheitswesen, 18.7.1969. Die Jugendlichen verteilten sich auf folgende Altersgruppen: 13-Jährige (12%), 14-Jährige 

(6%), 15-Jährige (6%), 16-Jährige (12%), 17-Jährige (30%), 18-Jährige (12%), 19-Jährige (6%).
129	 AKHM 13.07.14-01/OS, Wieser an Senatsdirektor Koch (Senator für das Gesundheitswesen), 20.4.1964. 
130	 StAB 4,123/1-1954, Stefan Wieser an den Senator für das Gesundheitswesen, 8.11.1968. 
131	 Ebd. Josef Paul an den Senator für das Gesundheitswesen, 18.11.1970.
132	 Interview Dr. Armin Sausmikat, 26.02.1999. 

Er rechne nicht damit, dass in der nächsten Zeit Ein-
richtungen einer „verwahrenden Jugendpsychiatrie“ 
geschaffen würden, und rege deshalb an, eine der-
artige Station in der langzeitpsychiatrischen Klinik 
Kloster Blankenburg einzurichten.130 

Wie bereits einleitend beschrieben wurde im Früh-
jahr 1969 dort eine „jugendpsychiatrische Station 
für Verwahrfälle und Imbezille“ eingerichtet. Die ge-
zeigten Beispiele verdeutlichen, dass man allerdings 
schon vor 1969 Kinder auf den dortigen Erwachse-
nenstationen unterbrachte. Die neuerrichtete Sta-
tion gehörte zwar zur Nervenklinik aber nicht zur 
Kinder- und Jugendpsychiatrie. 1970 lebten dort 
dreißig Kinder und Jugendliche.131 Zu wenig und für 
die neue Patient*innengruppe nicht qualifiziertes 
Personal, dazu ständige Neueinweisungen von Kran-
ken, die besonderer Pflege und Aufmerksamkeit be-
durften, machten die Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen für Patient*innen ebenso wie für das Personal 
unerträglich. Jahre später erinnerte sich ein ehema-
liger ärztlicher Mitarbeiter an die katastrophale Situ-
ation. Nach Blankenburg seien „untherapierbare Fäl-
le“ überwiesen worden. Er selbst habe die Abteilung 
als „unmöglich“ empfunden. „Man kann sagen, das 
war eine Art von Tierhaltung. Die waren einfach ein-
geschlossen, also es war alles abgeschlossen, es gab 
keine Therapie, es gab nichts. Manchmal waren in 
dieser Station, man kann sie kaum Station nennen, 
gerade drei untergebracht. Aber das war ja gerade 
das Schlimme. Drei, die dann auch noch isoliert wa-
ren, die dann nicht mal Skat spielen konnten. Blan-
kenburg war eine Katastrophe. Also, freie Bahn dem 
Hospitalismus.“132 

Da, wie bereits einleitend erwähnt, alle Akten ab 
Entlassungsdatum 1.1.1969 vernichtet wurden, ist 
es nicht möglich, weitere Informationen zu Situation 
der Bewohner*innen auf der jugendpsychiatrischen 
Station in Blankenburg zu gewinnen. 

psychischen und motorischen Sedierung. Unter an-
derem Noludar, Haloperidol, Akineton, Reserpin und 
Phasein.123 Ein Jahr nach seiner Aufnahme wurde in 
der Krankenakte erstmals von sexuellen Übergriffen 
durch ältere Patienten berichtet. Diese Situation än-
derte sich auch in den folgenden Monaten nicht. So 
hieß es, dass der Junge ständig von den „erwachse-
nen Patienten zu Unzüchtigkeiten herangezogen“ 
und deshalb beaufsichtigt werden müsse. Nach 
mehreren Versuchen, einen Platz für den Jungen zu 
finden (u.a. in den Nieder-Ramstädter Heimen bei 
Darmstadt), konnte er nach 18 Monaten endlich aus 
Blankenburg in die Rotenburger Anstalten umzie-
hen. 

Parallelen zeigen sich ebenfalls in der Akte des 
13-jährigen Gustav Wagner*.124 Im Alter von vier 
Jahren wurde er auf Wunsch der Mutter im Gertru-
denheim Oldenburg aufgenommen. Neun Jahre 
später beantragte man von hieraus seine Verlegung, 
da er „wegen seiner Unruhe nicht mehr tragbar“ sei. 
Im Juni 1965 erfolge seine Aufnahme in der lang-
zeitpsychiatrischen Klinik Kloster Blankenburg. Hier 
angekommen, diagnostizierten die Ärzte: „Schwach-
sinn vom Grade einer Imbezillität. Sprachverständ-

123	 Noludar: Wirkstoff Methyprylon Sedativum und Hypnotikum; Haloperidol: Neuroleptikum; Akineton: Wirkstoff Biperiden, Anticholinergika, wird als Anti-
parkinsonmittel verwendet; Reserpin: Neuroleptikum.

124	 AKBO Gustav Wagner*, *1952.
125	 StAB 4,123/1-1954, Josef Paul an den Senator für das Gesundheitswesen, 18.7.1969, S. 4.

nis ist zu einem gewissen Teil vorhanden, einfache 
Aufträge werden ausgeführt.“ Zur „Dämpfung der 
Umtriebigkeit“ wurde zunächst Phasein, dann Halo
peridol (5 Tropfen täglich) verordnet. Das Zimmer 
musste sich der Junge mit „einem älteren sehr auf-
merksamen Alkoholiker“ teilen. Zwischen den Zeilen 
wird deutlich, dass auch Gustav „sittlicher Gefähr-
dung durch erwachsene Patienten“ ausgesetzt war. 
So wurde eine „Dame der Bremer Bürgerschaft um 
Überprüfung der Unterbringung eines Kindes un-
ter Erwachsenen in Blankenburg gebeten“, mit dem 
„Hinweis auf entsprechende Gefahren“. Und auch 
der zuständige Arzt in Blankenburg wandte sich wie-
derholt an das Bremer Jugendamt und bat um einen 
Platz in einer heilpädagogischen Einrichtung. Denn 
„wir möchten auch die hier immerhin möglichen 
Schäden für ihn vermeiden.“ Gustav lebte fast zwei 
Jahre in Blankenburg bis er endlich im Tausch mit ei-
nem älteren Bewohner in die Rotenburger Anstalten 
umziehen konnte. 

Es gibt aber auch Hinweise, dass es in der Kinder-
beobachtungsstation auf dem Gelände der Bremer 
Nervenklinik zu Übergriffen kam. So schrieb Josef 
Paul 1969 an den Senator für das Gesundheitswe-
sen. Es habe sich als „besonders nachteilig“ ausge-
wirkt, dass in der Etage über der Kinderstation, „alte 
Männer untergebracht“ seien, die u.a. „Mädchen 
nachstellen und sie küssen.“125 

Während man Kinder nur in Ausnahmesituationen 
auf den Erwachsenenstationen unterbrachte, war 
dieser Zustand für Jugendliche über vierzehn Jah-
ren die Regel. Seit Mitte der 1960er Jahre stand die 
problematische Situation von Jugendlichen auf den 
Stationen der Erwachsenenpsychiatrie immer wie-
der im Fokus der Kritik: Diese Form der Unterbrin-
gung führe zum einen dazu, dass die Jugendlichen 
von ihren Zimmernachbarn irritiert und belästigt 
würden, andererseits sei jeden Tag zu beobachten, 
wie sie „mangels Möglichkeiten, sich altersgemäß 
zu beschäftigen, angeleitet und erzogen zu wer-
den, einen Gefängniskoller bekommen und unter 

Luftaufnahme vom Kloster Blankenburg,  
um 2010. 
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kung dominiert, dass Eva „durch ihre Blindheit stark 
behindert“ sei. Dennoch lernte sie zu gehen und 
konnte sich aufgrund ihres „ausgeprägten Tastge-
fühls […] geschickt im Raum“ bewegen. (1958) 

In einem Schreiben an den Bremer Senator für Wohl-
fahrt schilderte die zuständige Ärztin die Fortschrit-
te der inzwischen Neunjährigen. Das Kind sei „mo-
torisch jetzt ausserordentlich gewandt, findet sich 
gut in der ihm vertrauten Umgebung zurecht. Es 
zeigt auch Sprachverständnis, führt leichte Aufträge 
durch, plappert viele oft gehörte Sätze nach, ohne 
spontane Sprachäusserungen. Sie ist jetzt sauber, 
muss aber noch gefüttert werden.“ (1962)

Ein Jahr später wurde Evas körperlicher Zustand als 
unverändert beschrieben, allerdings sei sie „geistig 
[…] deutlich zurückgegangen. Sie sitzt jetzt meist 
still auf ihrem Stühlchen, hat ihren Kopf auf die Knie 
gelegt. Sie klettert nicht mehr von sich aus herum, 
ist auch auf Anregung hin nicht dazu zu bekommen, 
in das Laufgitter zu steigen.“ Warum sich das im Jahr 
zuvor „motorisch […] ausserordentlich gewandt[e]“ 
Kind nun völlig in sich zurückgezogen hatte, ist der 
Akte nicht zu entnehmen. 

1965 heißt es über die nun 14-Jährige: „Am liebsten 
sitzt sie ausgezogen in der für sie üblichen zusam-
mengekauerten Haltung.“ Als bei der Jugendlichen, 
sehr wahrscheinlich in Folge ihrer pubertären Ent-
wicklung, „Erregungszustände“ auftraten, wurde sie 
mit Luminal (3 x tägl. 0,1 mg), zudem mit Esucos (10 
mg) und Apydan (1/2 Tabl.) sediert .140

Im November 1966 erfolgte die Verlegung der nun 
15-jährigen Eva von der Kinderstation, auf der sie 
mehr als zwölf Jahre gelebt hatte, „aus organisato-
rischen Gründen“ auf eine Frauenstation. Hier lebte 
sie noch genau ein Jahr. Eva, die während ihres ge-
samten Aufenthaltes in Wehnen nur mit „pürierter 
Kost“ „gefüttert“ wurde, starb letztlich an den Fol-

140	 Luminal: Wirkstoff Phenobarbital, Barbiturat, Betäubungsmittel; Esucos: Wirkstoff Dixyrazin, Neuroleptikum. Das Medikament wurde 1969 eingeführt und 
ist seit 1991 nicht mehr im Handel. Apydan: Oxcarbazepin ist ein Arzneistoff, der zur Dauerbehandlung bestimmter Formen der Epilepsie als Antikonvul-
sivum verwendet wird.

141	 S. dazu auch die Publikation über Kinder und Jugendliche mit Behinderungen in der Wiener Psychiatrie von 1945 bis 1989, in der die Autor*innen von 
„gewaltsamen Ausspeisungspraktiken – u.a. bei PatientInnen mit Schwierigkeiten beim Schlucken der Nahrung“ und von damit einhergehenden To-
desfällen durch die „Entstehung einer Pneumonie im Zusammenhang mit Aspiration v.a. von Mageninhalt und Speisebrei“ berichten. Geiger, Mayrhofer, 
Wolfgruber 2017, S. 302f.

142	 LAO Rep 635 Akz. 2009/044 Nr. 287.

gen dieser Prozedur. Der Eintrag in der Krankenak-
te am Tag ihres Todes lautete: „Heute beim Füttern 
brach die Patientin plötzlich bewußtlos zusammen 
und wurde stark cyanotisch. Husten oder Hustenreiz 
bestand nicht. Wiederbelebungsversuche blieben 
ohne Erfolg. Bei der Obduktion wurde festgestellt, 
daß die Trachea [Luftröhre, G.E.] und die Bronchien 
bis in ihre Verästelungen mit Grießbrei angefüllt wa-
ren. Der Tod ist ganz sicher durch Erstickung und As-
piration von Grieß-Brei eingetreten.“ 

Sehr wahrscheinlich erfolgte hier die „Fütterung“ 
nach einem ähnlichen Prinzip wie im Evangelischen 
Hospital Lilienthal. Hier wurden die Bewohner*innen 
„an die Wand gesetzt, der Kopf nach hinten ge-
drückt“ und dann hieß es nur „schlucken, schlucken, 
schlucken.“ (s. dazu S. 51) Es ist anzunehmen, dass 
Evas Tod kein Einzelfall war. In Kombination mit se-
dierenden Medikamenten konnte diese Prozedur 
jederzeit tödlich enden.141

Ein anderes Beispiel ist die Geschichte von Wolfgang 
Fuchs* (*1933).142 Nach der Scheidung seiner Eltern 
wurde der Neunjährige 1942 im Bremer St. Petri Wai-
senhaus aufgenommen. Hier blieb er bis zu seiner 
Entlassung nach Wehnen im März 1946. Wenige Mo-
nate zuvor, im Juli 1945 hatte Wolfgang sein rechtes 
Bein beim Spiel mit einer Handgranate verloren. Auf 
seiner überlieferten Karteikarte aus dem St. Petri 
Waisenhaus finden sich ausschließlich negative Be-
urteilungen. Der Junge sei streitsüchtig, unbeliebt, 
Bettnässer, völlig asozial, habe eine leichte geisti-
ge Störung, lüge, stehle, vagabundiere und sei zu-
dem sexuell abwegig. Bei der Aufnahme in Wehnen 
brachte man den inzwischen 13-Jährigen wegen der 
negativen Beurteilungen und seines „relativ hohen 
Lebensalters“ nicht auf der Kinderstation, sondern in 
einer Abteilung für „männliche Geisteskranke“ unter.

Im Gegensatz zum Vorsteher des Bremer Waisen-
hauses bescheinigte der Wehnener Arzt dem Jun-

3.2. Heil- und Pflegeanstalt Wehnen
(heute: Karl-Jaspers-Klinik, Psychiatrieverbund 
Oldenburger Land gGmbH)

In der Heil- und Pflegeanstalt Wehnen, 1975 um-
benannt in Niedersächsisches Landeskrankenhaus 
Wehnen, existierte seit Herbst 1941 eine Kindersta-
tion. Der Grund war die Auflösung der Unterrichts- 
und Pflegeanstalt Gertrudenheim im Kloster Blan-
kenburg und die Deportation der dort lebenden 
Kinder und Jugendlichen.133 Im Mai 1946 übernahm 
Dr. Rudolf Köhler die Leitung der Heil- und Pflegean-
stalt.134 Wie schon während der Kriegsjahre herrsch-
ten auch zu dieser Zeit „katastrophale Mißstände“. 

So berichtete die Presse, dass infolge der Überfül-
lung Patient*innen „auf den Fußböden nächtigen“ 
müssten, zudem „die Gefahr von Epidemien“ herr-
sche und die „bauliche Verwahrlosung der Räume“ 
zu einer Rattenplage geführt habe.135 

133	 Zum Schicksal der Gertrudenheimbewohner*innen s. Engelbracht 2014, S. 58ff und ausführlich Harms 2011.
134	 Dieser war zuvor in Bethel tätig gewesen. LAO Erw. 1 Akz. 2008/042 Nr. 29 Bl. 1b/3/6. Ganz herzlichen Dank an Dr. Ingo Harms für die Überlassung seiner 

Exzerpte.
135	 Unmenschliche Zustände in der Heil- und Pflegeanstalt Wehnen. In: Nordwestdeutsche Rundschau 11.3.1948.
136	 Harms 1996, Engelbracht 1997, S. 108-114 und 2016.
137	 Nach dem Krankenmord. Struktur und Alltagsleben ehemaliger Tötungsanstalten in den vier Besatzungszonen 1945-1955 am Beispiel der Heil- und 

Pflegeanstalten Hadamar, Wehnen, Großschweidnitz und Klingenmünster. http://gepris.dfg.de/gepris/projekt/214523423 (27.6.2019).
138	 LAO Best. 131 Nr. 831, Verschiedenes aus den Handakten Min. Präs. Tantzen, 1945/46, Bl. 33.
139	 LAO Rep 635 Akz. 2009/044 Nr. 1149. Wenn nicht anders angegeben sind alle nachfolgenden Zitate dieser Akte entnommen.

Während die Geschichte Wehnens in der Zeit des 
Nationalsozialismus gut erforscht ist,136 gibt es bis-
her kaum Informationen über die Situation in der 
Nachkriegszeit. Erst der Abschlussbericht eines 
Forschungsprojekts im Herbst 2020 wird hier Licht 
ins Dunkel bringen.137 Die stichprobenartige Aus-
wertung einiger Krankenakten von Kindern und Ju-
gendlichen aus Bremen macht deutlich, dass auf der 
Kinderstation vor allem Kleinkinder mit schweren 
angeborenen Behinderungen aufgenommen wur-
den, dass die Anstalt aber auch als Unterbringungs-
ort von „Fürsorgezöglingen“ diente.138 

Die beiden nachfolgenden Biografien von Eva Cra-
mer* und Wolfgang Fuchs* vermitteln ein bedrü-
ckendes Bild der prekären Situation von Kindern mit 
geistigen Behinderungen aber auch von Kindern 
und Jugendlichen, die in problematische soziale Fa-
milienverhältnisse hineingeboren wurden.

Schon bald nach ihrer Geburt im Jahr 1951 wurde Eva 
Cramer von den Eltern in einem Bremer Kinderheim 
untergebracht.139 Mit der Begründung, dass das Kind 
hier „nicht mehr tragbar“ und es nicht möglich sei, 
das Mädchen in ein Elternhaus zu entlassen, wo drei 
Erwachsene und zwei Kinder in zwei Zimmern und 
Küche lebten, beantragte der Leiter der Beratungs-
stelle für Körperbehinderte im Hauptgesundheits-
amt Bremen die Verlegung des Kleinkindes in die 
Heil- und Pflegeanstalt Wehnen. Bei Evas Aufnahme 
im März 1954 – die „Kinderstation B“ war nach Um-
bauarbeiten kurz zuvor in Betrieb genommen wor-
den – lautete die Diagnose des aufnehmenden Arz-
tes: „Frühkindlicher Hirnschaden mit Schwachsinn 
schweren Grades“ sowie fast vollständige Blindheit.

Nur einen Tag später heißt es in der Krankenakte: 
Eva ist „sehr freundlich und freut sich immer sehr, 
wenn sich eine Schwester mit ihr abgibt“. Die kurzen 
Einträge der nächsten Jahre werden von der Bemer-

Heil- und Pflegeanstalt Wehnen, um 1910.
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vom Achimer Kreisblatt.149 Darin wurde u.a. über 
„Prügelstrafe [als] Heilmittel“ und das Festbinden 
von Bewohner*innen am Bettgestell berichtet, von 
der unzulänglichen Versorgung kranker Kinder, „die 
nächtelang nach Wasser schrien“, von Kindern, die 
„stundenlang schreiend im Garten in sog. ‚Kinder-
stühlen‘ (mit in der Mitte ausgespartem Loch)“ sitzen 
mussten und von „Tante Martha“, „der ein unmensch-
liches Verhalten nachgesagt“ wurde. 

In einem weiteren Bericht über das „Für und wider 
des Waldheim Cluvenhagen“ wurde zudem die Rolle 
der Behörden angesprochen und die Frage themati-
siert, „warum es die Behörden dulden, dass ein Heim 
existiert, dessen Insassen nur den allerniedrigsten 
Lebensstandard führen, ja, warum sie das Heim nicht 

149	 Ebd. Beglaubigte Abschrift aus dem Achimer Kreisblatt, 28.11.1951. S. auch Wehmeyer 2002, S. 88-91.
150	 Wehmeyer 2002, S. 90. 

nur dulden, sondern sich seiner sogar intensivst be-
dienen? Voraussichtlich, weil sie hier eine Möglich-
keit sehen, unbequeme Mitmenschen ohne große 
Unkosten auf einfache Art und Weise abzuschieben. 
Für DM 2,- bis DM 2,50 täglich Kost, Wohnung, Hei-
zung und Kleidung dürfte unter den heutigen Ver-
hältnissen ein absoluter Rekord sein.“150

Nach einer gemeinsamen Besichtigung mit der 
Leiterin des Bremer Jugendamtes Wilhelmine 
(Mintje) Bostedt thematisierte auch der Leiter der 
Beratungsstelle für Körperbehinderte am Bremer 
Hauptgesundheitsamt die unzulängliche Situation. 
Einleitend hob er allerdings die „heute so bemer-
kenswert“ seltene, echte christliche Nächstenliebe 
der Heimleiterin und die trotz der engen Belegung 

gen, dass er einen „aufgeweckten frischen Eindruck“ 
mache und „durchaus wißbegierig“ sei. Das Auffas-
sungsvermögen sei relativ gut ausgebildet und In-
telligenzlücken müssten als Folge der mangelhaften 
mütterlichen Erziehung und der Kriegsjahre ange-
sehen werden. Die Unterbringung auf der Männer-
station sei „für den Jungen auf die Dauer völlig un-
geeignet“, deshalb müsse er möglichst bald aus der 
Heil- und Pflegeanstalt abgeholt werden. Die Briefe 
mit der dringenden Bitte um Entlassung des Kin-
des, die der Arzt in regelmäßigen Abständen an das 
Hauptgesundheitsamt Bremen schickte, blieben al-
lesamt unbeantwortet. Tatsächlich musste Wolfgang 
mehr als eineinhalb Jahre auf der Männerstation 
leben, bis er kurz vor Weihnachten 1947 endlich in 
eine Pflegefamilie nach Bremen umziehen konnte. 

3.3. Das Waldheim Cluvenhagen 
(heute: Stiftung Waldheim, Teil der Waldheim 
Gruppe)

Die Geschichte der Stiftung Waldheim Cluvenhagen 
bei Langwedel ist eng mit Bremen und der ersten 
Einrichtung für Menschen mit Behinderungen – dem 
Haus Reddersen – verbunden.143 Helene Grulke hat-
te über zwei Jahrzehnte in der Bremer Behinderten-
einrichtung gearbeitet, als sie 1935 gemeinsam mit 
ihrer Freundin und Kollegin Lina Schüßler das „Wald-
heim & Haus in der Sonne“ gründete. Seit 1905 war 
die in Berlin geborene „Kleinkinderlehrerin“ im Haus 
Reddersen als Pflegerin und Lehrerin angestellt. Hier 
hatte sie „in der Vorstufe für die allerschwächsten, 
hilflosen Kinder“ gearbeitet, zudem Turn-, Zeichen-, 
Gesangs- und Handfertigkeitsunterricht erteilt. Lina 
Schüßler war seit etwa 1912 in der Nähstube und 
Küche von Haus Reddersen beschäftigt.

143	 Die nachfolgenden Informationen sind folgender Publikation entnommen: Engelbracht 2014, S. 56ff. Hierin beschriebene Beispiele belegen zudem, 
dass Kinder, die im Waldheim keinen Platz bekamen oder entlassen wurden, die „Kinderfachabteilung“ Lüneburg drohte. So wurde der an TBC erkrankte 
vierjährige Hans-Georg Jürgens nach seiner Entlassung aus dem Waldheim zunächst ins Bremer Kinderkrankenhaus und von dort in die „Kinderfachab-
teilung“ Lüneburg verlegt, wo er wenige Wochen später starb. Auch der dreijährige Ulf Quadfasel überlebte die Unterbringung in Lüneburg nur einen 
Monat. Im Waldheim hatte man die Aufnahme des Jungen zuvor abgelehnt.

144	 Wehmeyer 2002, S. 12.
145	 StAB 4,130/4-370, Bericht Gühne, 4.12.1957.
146	 Ebd. Bericht über die Besichtigung des „Waldheims“ am 18.11.1955.
147	 Ebd. Bericht Neubert, 14.12.1955.
148	 StAB 4,130/4-348, Geissler, 30.11.1951.

Im Umfeld der Einrichtung gibt es bis heute eine 
Vielzahl mündlicher Überlieferungen, die überein-
stimmend davon berichten, wie Helene Grulke, Lina 
Schüßler und ihre Mitarbeiter*innen die ihnen „an-
vertrauten Menschen […] heil, gesund und satt […] 
durch die furchtbaren Jahre der Verfolgung und Eu-
thanasie“ brachten.144 Da aus dieser Zeit allerdings 
weder Aufnahme- noch Entlassungsbücher, Akten 
der Bewohner*innen oder ähnliche Quellen erhalten 
sind, ist es nicht möglich, diese Aussagen zu verifi-
zieren. Erst um 1957 wurde für jeden „Heiminsassen“ 
eine Karteikarte angelegt.145

1955 lebten in Cluvenhagen 130 Bewohner*innen 
in mehreren Gebäuden. Diese bestanden aus einem 
massiven Haus, zwei Holzbaracken und einer Stein-
baracke mit den Bezeichnungen Waldheim, Haus in 
der Sonne und Haus der Barmherzigkeit.146 Unter 
den Bewohner*innen waren zu diesem Zeitpunkt 
„69 Bremer Insassen“, davon 29 Minderjährige.147 Auf 
Grund des günstigen Pflegesatzes, aber auch weil 
Helene Grulke kaum jemanden abwies, wurde die 
Einrichtung immer wieder als letzte Möglichkeit der 
Unterbringung genutzt. So schrieb der Leiter des 
Bremer Gesundheitsamtes im November 1951: Es sei 
bekannt, „daß nicht nur private Verbände, sondern 
sogar öffentliche Institutionen Patienten mit dem 
Kraftwagen in das Heim brachten und ohne Aufnah-
meerklärung der Heimleitung unter Zurücklassung 
des Pat[ienten] in den Kraftwagen stiegen und den 
Heimweg antraten.“148 

Im Spätsommer desselben Jahres erschienen in der 
Achimer Presse verschiedene Artikel und Leserbrie-
fe über die „Kehrseite des Hauses der Barmherzig-
keit“, in denen u.a. die Kritik eines Landtagsabge-
ordneten der SPD an den dortigen „infernalischen 
Zustände[n]“ wiedergegeben wurde. Der Höhe-
punkt war ein Bericht des Redakteurs Erich Haye 

Das alte Stammhaus mit Veranda, 1960er Jahre.
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Tante Guste und Tante Martha, die waren nichts. 
Wenn früher einer nicht gehört hat, musste er in 
der Küche in der Ecke stehen, Hände auf dem Rü-
cken mit dem Kopf zur Wand. Tante Lene [Helene 
Grulke, G.E.] hat dann die Leute aus der Ecke wie-
der rausgenommen, sie konnte das nicht haben. 
[…] Die Tabletten, die wir nehmen mussten, haben 
sie immer ganz fein gemacht und aufs Brot gelegt 
und dann Marmelade drübergemacht.

Und dann hatten wir nur eine Badewanne und nur 
kaltes Wasser. Tante Lene hat gesagt, kaltes Was-
ser ist gesund, es gibt kein warmes Wasser und wir 
haben uns mit Kernseife oder mit Schmierseife ge-
waschen, damit wir nicht die Krätze kriegten. […]

Wenn wir abends ins Bett gingen, dann mussten 
wir die geputzten Schuhe ordentlich vor das Bett 
stellen und das Zeug, was wir ausgezogen haben, 
sauber auf die Bänke drauflegen, erst die Oberho-
se, dann die Bluse, dann den Pullover und dann die 
Unterwäsche […] Es gab immer frische Wäsche, 
das wollte Tante Lene so. Die Bettwäsche mussten 
wir selbst zusammenfalten und dann zum Bügeln 
bringen. Wir mussten mitarbeiten, da war ja nicht 
so viel Personal gewesen. Auch Nachtwache muss-
ten wir früher machen. Wir mussten früher sogar 
die Frauen waschen. […] Die Angestellten haben 
oft ohne Grund mit den Leuten rumgezankt und 
dann haben die Bewohner sich mit den Fäusten 
gewehrt, und sie geschlagen bis sie grün und blau 
waren. Wenn uns die Angestellten mal verhau-
en haben, dann mussten sie das in ein Buch ein-
tragen. […] Wenn einer nicht essen wollte, dann 
haben sie die Nase zugehalten und einfach alles 
reingestopft. […] Oben auf dem Boden, da war so 
ein Ruhestübchen gewesen und wenn einer nicht 
pariert hat, wurde er dort bis abends eingesperrt.“ 
(Horst S., geb. 1941, im Waldheim seit 1949)159

•	 „Früher war ja alles Zaun gewesen, wir durften 
nicht raus und wir mussten wie kleine Kinder im-
mer um die Wiese rum. Wir hatten ja auch keine Ar-
beit, da haben wir nur Blödsinn gemacht, das war 

159	 Ebd. S. 67ff.
160	 Ebd. S. 69.
161	 Ebd. S. 69.

langweilig.“ (Monika K., geb. 1948, im Waldheim 
seit 1957)160

•	 „Ich musste auch immer mithelfen und Kinder wa-
schen und anziehen. Was glaubst Du, was ich für 
Backpfeifen bekommen habe, wenn mir in der Kü-
che immer die Suppe angebrannt ist. Das war Tan-
te Guste und Tante Martha hat immer mit einem 
Stock 5 Hiebe auf die Finger und dann noch mal 
5 Hiebe.“ (Rosemarie W., geb. 1946, im Waldheim 
seit 1949)161

•	  „Bei Tante Lene, da war ich auch mal im Ruhestüb
chen zusammen mit Mariechen. […] Und da be-
kamen wir Brot und da waren die roten Tabletten 
reingedrückt. Und sie haben gedacht, dass ich das 
nicht merke. Aber ich habe es genau gesehen und 
da habe ich Mariechen, vor der ich Angst hatte, 
meine ganzen Scheiben Brot auch gegeben und 
sie hat geschlafen in seliger Ruh und ich war hell-
munter wie ein Fisch aus dem Wasser.“ (Monika F., 
geb. 1942, im Waldheim seit 1957)

„Es hat sich bis heute [im Jahr 2000, G.E.] wirklich 
eine Menge entwickelt. Früher jedoch war die Ge-
meinschaft intensiver, die Bewohner waren viel 
mehr draußen auf der Wiese zusammen und wur-

vorherrschende Sauberkeit hervor. „Fräulein Grulke“ 
habe „ihre ganze Kraft und Habe in dieses Heim ge-
steckt […] und schon seit Jahrzehnten ihr Selbst völ-
lig hintangestellt […] für ihre aufopfernde Arbeit an 
den Hilfsbedürftigen.“151 (s. Anlage 5) 

Katastrophal sei allerdings die Überbelegung der 
Einrichtung. In die Schlafräume führten steile, kaum 
beleuchtete Treppen, in denen Betten ohne Zwi-
schenräume ständen. In keinem der Häuser gäbe es 
fließendes Wasser. Jeder Tropfen müsse mit Eimern 
von einer Pumpe im Hof des Hauses hereingetragen 
werden. Es seien nur eine Badewanne und etwa zehn 
flache Waschbecken ohne Abflüsse vorhanden, zu-
dem wenige „ländliche Grubenaborte“ in den Keller-
räumen. Das wenige und nicht ausgebildete Perso-
nal müsse von den arbeitsfähigen Bewohner*innen 
unterstützt werden.

Ebenfalls im November 1951 untersuchte der nie-
dersächsische Sonderbeauftragte für die Bekämp-
fung der Mikrosporie (eine ansteckende Pilzinfek-
tion der Haut) die Bewohner*innen und kam zu 
einem erschütternden Ergebnis: Bei 14 von 44 Kin-
dern wurde Mikrosporie diagnostiziert, „80% der 
Kinder waren mit Krätze behaftet. Teilweise sah man 
außerdem Impetigo contagiosa [Borkenflechte, eine 
hochinfektiöse bakterielle Hauterkrankung, G.E.], 
und Pyodermien bei Scabies [brennende, eitrige 
Entzündung der Haut bei Krätze, G.E.].“152 Das Heim 
wurde daraufhin – allerdings nur kurzfristig – für 
Aufnahmen und Entlassungen gesperrt. 

Trotz der seit dem Ende der 1940er Jahre immer 
wieder vorgetragenen Argument, dass die dortigen 
Zustände „seit Jahren Anlass zu ernster Besorgnis“ 
böten, und „die zu Bremen gehörenden schwachsin-
nigen Kinder und Jugendlichen von dem Waldheim 
Cluvenhagen in ein anderes Heim zu verlegen“153 sei-

151	 StAB 4,130/4-348, Gühne an Hauptgesundheitsamt, 19.10.1951.
152	 Ebd. Gühne an den Landesfürsorgeverband Bremen, 25.1.1952.
153	 StAB 4,124/3-325, Greul an Senator für Gesundheitswesen, 5.2.1959.
154	 Wehmeyer 2002, S. 87. Bericht über Besichtigung des Waldheims vom 25.10.1957 durch das Landesjugendamt Hannover.
155	 StAB 4,124/3-325, Karl Krammig (1958-59 Senator für das Wohlfahrtswesen) an den Senator für Finanzen, 1.12.1958, S. 3.
156	 Ebd. 12.12.1958. Der durchschnittliche Pflegesatz lag zu diesem Zeitpunkt bei 6,50 DM (Waldheim: 4,50 DM, Albertushof 5,50 DM, Eben-Ezer (Lemgo) 

5,70 DM, Pflegeheim Vorwerk (Lübeck) 6 DM, Pestalozzistift 6 DM, Betheler Anstalten 6,60 DM und Lobetalarbeit 7,90 DM.) 
Entwicklung des Pflegesatzes pro Tag im Waldheim: 2,25 DM (1950), 3,50 DM (1957), 5,50 DM (1961), 9,50 DM (1969), 11 DM (1970), 13,90 DM (1971), 
20,43 DM (1972), 27,84 DM (1973), 44,47 DM (1974), 51,15 DM (1975). Wehmeyer 2002, S. 79ff.

157	 Eine Anfrage zum Einblick in die „Aufnahme- oder Entlassungsbücher sowie in Bewohnerakten [wird] aus Schutz an den Personen bis auf Weiteres“ abge-
lehnt. Schreiben Katharina Englisch, Öffentlichkeitsarbeit Waldheim Gruppe, 22.1.2019. 

158	 Wehmeyer 2002, S. 61.

en, überwiesen die Bremer Behörden Minderjährige 
mit Beeinträchtigungen weiterhin nach Cluvenha-
gen. So heißt es in einem Bericht des Landesjugend-
amts Hannover: „Bremen tritt als Entsendestelle […] 
sehr stark in Erscheinung. 50% der Kinder sind nach 
Angaben von Frl. Grulke aus Bremen eingewiesen.“154 
1958 lag die Zahl der dort lebenden minderjährigen 
Bremer*innen bei 32.155 Ein wichtiger Grund war ne-
ben der herrschenden Platznot der bereits erwähn-
te niedrige Pflegesatz, der zu diesem Zeitpunkt mit 
4,50 DM an unterster Stelle rangierte.156 Wie hoch die 
genaue Zahl der Bremer*innen war, die bis 1975 im 
Waldheim aufgenommen wurden, könnte nur nach 
Auswertung der dortigen Archivalien verifiziert wer-
den.157

In einer 2002 erschienenen Festschrift kommen 
verschiedene Zeitzeug*innen zu Wort, die einen 
aus heutiger Sich bedrückenden Blick auf den ge-
waltförmigen Anstaltsalltag der Einrichtung in den 
1950er und 1960er Jahre ermöglichen. 

•	 In den 1950er Jahren „waren die Kinder [auf der 
Veranda] manchmal angebunden und haben auch 
manchmal was auf die Finger bekommen. Ich 
fand, dass man sie viel zu grob behandelt hat, sie 
konnten doch nichts dafür.“ (Inge Rosenthal, geb. 
ca. 1930, im Waldheim seit 1950 als Bewohnerin, 
seit 1968 als Mitarbeiterin)158

•	 Wir „mussten früher die Kinder alle auf die Pöt-
te setzen und anschließend ihnen das Frühstück 
austeilen“. Nach dem Mittagessen wurde „Mittags-
schlaf gemacht mit dem Kopf auf dem Tisch und 
wenn einer Krach gemacht hat, stand sie [Helene 
Grulke, G.E.] mit dem Stock daneben, aber gehau-
en hat sie damit nicht.

Kindergruppe mit Erzieherin, um 1960.
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und Jugendliche mit geistigen und körperlichen 
Behinderungen (seit 1908 Haus Reddersen). 1910 
kaufte Wintermann ein Grundstück in Groß Ippener 
und eröffnete hier 1912 den Albertushof als Heim 
für Menschen mit einer geistigen Behinderung. 
Zwischen 1913 und 1921 war hier auch Helene 
Grulke, die Wintermann bereits aus Bremen 
kannte, neben ihrer Arbeit im Haus Reddersen, als 
„Mitarbeiterin (Praktikantin)“ beschäftigt.167 1937 
übernahm der Enkel des Gründers, Martin Grape die 
Leitung der privaten Einrichtung. Zuvor hatte man 
seinen „politisch ‚unangepaßten‘ Vorgänger, ein[en] 
Diakon, aufgrund einer Denunziation verhaftet.“168

Nach Kriegsende wurde der Albertushof vorüberge-
hend als „Internatsschule für Behinderte“ genutzt.169 
Im Januar 1952 lebten in der Einrichtung 60 Kinder 
und Jugendliche; 80% von ihnen – also etwa 48 – ka-
men aus Bremen.170 Sechs Jahre später hatte sich die 
Gesamtzahl der dort Lebenden auf 90 erhöht, wei-
terhin kamen 80% – nun also 72 – aus der Hanse-
stadt. Die Frage, warum es eine erhebliche Differenz 
zwischen den Zahlen der Bremer Behörde (s. Tabelle 
S. 24 f.) und den Angaben des „Anstaltsleiters“ gibt, 
ist aufgrund der fehlenden Unterlagen aus dieser 
Zeit nicht zu beantworten. Möglicherweise wurde 
die Einrichtung in diesen Jahren auch als Heim für 
„Zöglinge“ der Bremer Jugendfürsorge genutzt. 

Wenige Details lassen sich einem kurzen Bericht ent-
nehmen, den Martin Grape 1958 schrieb: Einweisun-
gen würden in den „meisten Fällen nach vorheriger 
Erziehungsberatung, psychiatrischer Untersuchung 
o.ä.“ erfolgen, „sodass Diagnosen und Prognosen“ 
vorlägen. Unter den Aufgenommenen im Alter von 
vier bis 21 Jahren, gäbe es zum Teil „Schwachsinnige 
oder hart an der Grenze [des Schwachsinns stehen-
de]“ aber auch „Bewahrungsfälle“. In einer eigenen 
Heimschule, „die den Kindern gerecht“ werde, erfol-
ge der Unterricht, während einzelne Kinder, etwa drei 

167	 Wehmeyer 2002, S. 12.
168	 Meiners 1995, S. 156. Über das Schicksal der Menschen, die während der NS-Zeit im Albertushof lebten, ist aufgrund des fehlenden Quellenmaterials 

wenig bekannt. Sicher ist, dass Werner Goldschmidt (*1901), ein jüdischer Bewohner, der seit Anfang der 1920er Jahre auf dem Albertushof gelebt hatte, 
im September 1940 in der Gaskammer der Anstalt Brandenburg ermordet wurde. Ebd. S. 157.

169	 https://www.albertushof.com/waldheim-gruppe/wie-alles-begann.html (27.6.2019).
170	 NLO Best. 134 Nr. 5589 Albertushof, Briefentwurf 23.1.1952. In einem Schreiben des Bremer Gesundheitsamts von 1953 heißt es, dass der Albertushof 

„ausschließlich von Bremen belegt“ werde. StAB 4,130/4-349, Hauptgesundheitsamt Backhaus, 12.12.1953.
171	 NLO Best. 134 Nr. 5589 Albertushof, Schreiben Grape 25.7.1958.
172	 StAB 4,130/4-325, 12.12.1958.
173	 Vielen Dank an die Leiterin der Einrichtung Frau Susanne Jaekel für die telefonische Auskunft am 27.5.2019.

bis fünf, die Delmenhorster Volksschule Annenheide 
besuchten. Die Kinder und Jugendlichen seien „nach 
Intelligenz- und Altersstufen“ in Gruppen von zehn 
bis 15 Kindern und Jugendlichen aufgeteilt. Laut 
Grapes Angaben gab es ausreichendes Fachperso-
nal, eine angemessene ärztliche Versorgung, zudem 
„Arbeitstherapie in eigener Landwirtschaft“.171 

Wie im Waldheim waren auch hier die finanziellen 
Konditionen für die Bremer Behörden ausgespro-
chen günstig. Während der durchschnittliche Tages-
satz 1958 bei 6,50 DM lag, wurden im Albertushof 
lediglich 5,50 DM verlangt.172 

Im Albertushof ist ein umfangreicher Archivbe-
stand erhalten. So eine „Zöglingsliste“ die 1953 an-
gelegt wurde. Darin sind allerdings nur die Namen 
der Aufgenommenen, nicht aber die Geburtsdaten 
und Herkunftsorte überliefert. Zudem ist der größte 
Teil der Bewohner*innenakten erhalten, ebenso ein 
Bestand von Verwaltungsakten. Es wäre interessant 
hier weiter zu recherchieren, was im zeitlichen Rah-
men dieser Studie aber nicht möglich ist.173

den von ein oder zwei Mitarbeitern betreut, wäh-
rend die übrigen andere Arbeiten verrichten konn-
ten. Es wurde gesungen und gespielt, da gab es 
ein besseres Miteinander […]. Alles war wesentlich 
unbürokratischer und herzlicher, die Behinderten 
waren mehr Mensch als Behinderte. Früher haben 
auch die Bewohner mit saubergemacht, Betten 
bezogen, Fenster geputzt und mit dem Bohner-
klotz gebohnert. […] Manchmal sehne ich mich 
nach Tante Lenes Zeiten zurück. Für die Bewohner 
ist es sicher heute besser, aber das Kameradschaft-
liche und der Zusammenhalt war damals viel schö-
ner.“ (Marina Horning, seit 1968 Mitarbeiterin im 
Waldheim)162

•	 Als ich 1964 das erste Mal durch das Heim geführt 
wurde ist Tante Lene „zu den Kindern ganz lieb 
[gewesen], alle wurden gestreichelt, aber vom 
Fachlichen her war da nicht viel los. Das war schon 
fast eine Katastrophe und musste dann später, als 
sie nicht mehr lebte, alles umgekrempelt werden.“ 
(Frau Wilkens, seit 1964 als Lehrerin für hauswirt-
schaftlichen Unterricht tätig) 163

162	 Ebd. S. 74f.
163	 Ebd. S. 49.
164	 Ebd. S. 51ff.
165	 Ebd. S. 58.
166	 Wulff 1950, S. 476, s. dazu auch Engelbracht 1995. Zu Adolf Wintermann s. auch den Artikel von Peter Koppo, Ein Pionier der Pädagogik. In: Weser-Kurier 

13.7.2009 (Stadtteil-Kurier Links der Weser).

•	 Als ich 1967 meine Tochter ins Waldheim brachte, 
war ich „zu Tode erschrocken“. Da war ein Riesen-
raum, „mindestens 30 Betten, 15 links, 15 rechts, 
eines am anderen, immer nur ein Hocker dazwi-
schen, darauf lagen die Sachen für jedes Kind. Al-
les sehr ärmlich, denn Tante Lene hat ja überhaupt 
keine Zuschüsse bekommen. […] Tante Lene […] 
hatte eine große Ausstrahlung und kam gleich auf 
uns zu. Ihr konnte ich mein Kind wirklich anver-
trauen. […] Es ist hier ihre Heimat geworden und 
ich denke, wir haben das Richtige gemacht.“ (Frau 
Karos in einem Interview)164 

•	 Wenn „Sie eine ganz moderne Heil- und Pflegean-
stalt zum Vergleich nehmen zu der Einrichtung in 
Cluvenhagen, dann könnte man sagen, es mangelt 
an vielem, was moderne Hygiene und so weiter ist. 
Aber wenn man den Gesichtsausdruck der Kinder 
betrachtet, mit welchem Ausdruck im Gesicht ei-
nem diese Kinder begegnen, mit welcher zum Teil 
großen Fröhlichkeit und Ausgeglichenheit, dann 
kommt man doch zu dem Schluß, dass für die 
Pflege dieser Kinder etwas anderes entscheidend 
ist, nämlich eine verständnisvolle und liebevolle 
Behandlung und das glaube ich sagen zu können, 
dass sie das in dieser Einrichtung erfahren.“ (Herr 
Meier, Leiter der Heimpflege des Bezirksamtes Ber-
lin-Schöneberg, 1968)165

3.4. Albertushof 
(heute: Albertushof gGmbH, Teil der Waldheim 
Gruppe)

Die Gründungsgeschichte des Albertushofs, am 
Stadtrand von Delmenhorst gelegen, ist wie die 
Geschichte des Waldheims eng mit Bremen ver-
bunden. Im November 1889 hatte Adalbert Winter-
mann die erste bremische „Hülfsschule“ eröffnet.166 
Fünf Jahre später gab er den Anstoß zur Gründung 
der ersten Pflege- und Erziehungsanstalt für Kinder 

Schlafsaal der Kinder, 1960er Jahre.

Haupthaus des Albertushofs, um 1920.
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weiterhin der Verein Haus Reddersen um eine Bleibe 
für die „bedingt Bildungsfähigen“ kümmerte.175 

Im Mai 1963 lebten erst 19 vom Landessozialamt 
Bremen betreute Kinder in dem Lilienthaler Pfle-
geheim.176 Nur wenige Monate später gab es ers-
te Kritik von Dr. Schöllhammer, die beklagte, dass 
vorläufig nur solche Kinder aufgenommen werden 
könnten, die dauernd bettlägerig seien. Bei der Ver-
gabe des Darlehens sei jedoch an die „Aufnahme 
eines erheblich weiteren Personenkreises“ gedacht 
worden. Nämlich auch an Kinder, „die noch moto-
risch bildbar“ seien.177 Die Ärztin ließ nicht locker 
und wiederholte ihre Kritik mit dem Hinweis, dass 
es auch im Februar 1964 noch keine „differenzier-
ten Förderungsmöglichkeiten“ gäbe. Sie habe den 
Eindruck, dass der Leiter des Hospitals „nicht das 
notwendige Verständnis für diese Aufgabe [habe] 
und daher auch nicht gewillt [sei], die Voraussetzun-
gen für die Förderung solcher Kinder zu schaffen.“ 
Weitere als „lebenspraktisch bildbar“ anzusehende 
Bremer Kinder könnten in Lilienthal nicht unterge-
bracht werden, solange entsprechende Fördermög-
lichkeiten fehlten. Zudem seien wegen des Personal-
mangels auch „reine Bewahrfälle bereits abgelehnt 
worden“.178 Zu diesem Zeitpunkt (Mai 1964) hatte 
sich die Zahl der in Lilienthal lebenden Bremer Kin-
der auf 21179 und bis 1967 auf 43 erhöht (s. Tabelle 
S. 24 f.). 

1965 wurde das „Kinderpflegeheim“ in vier Stationen 
unterteilt und von dem Diakon und Heilpädagogen 
Hans Heinrich geleitet. Vorbereitend hatte dieser 
an einer „heilpädagogische[n] Ausbildung bei Prof. 
Schomburg in Hannover“ teilgenommen.180 Nun sa-
hen auch die Mitarbeiter*innen des Bremer Gesund-
heitsamtes die Voraussetzungen für die Aufnahme 
„nicht sonderschul- aber noch förderungsfähig[er]“ 

175	 StAB 4,124/3-327, Mevissen an Senator für die Finanzen, 26.4.1960.
176	 Ebd. 31.5.1963.
177	 Ebd. Anders, September 1963.
178	 Ebd. Anders, 28.2.1964.
179	 Ebd. Anders, 11.5.1964.
180	 Ebd. Zur Geschichte des Instituts für Sonderpädagogik in Hannover und zu Eberhard Schomburg s. https://www.ifs.phil.uni-hannover.de/geschichte.html 

(27.6.2019).
181	 Ebd. Anders, 11.5.1964.
182	 Ebd. Neubert an Anders.
183	 Beyer 2000, S. 10f.
184	 „Eindeutige“ Räume ordnen Umwelt. In: Weser-Kurier 18.6.1970. Wie viele Bremer*innen in Lilienthal lebten ist nicht zu ermitteln, da die Akten der ver-

storbenen Bewohner*innen in den 1990er Jahren vernichtet wurden. 
185	 StAB 4,124/3-328, 3.6.1971.

Kinder erfüllt.181 Denn schließlich hatte man „doch 
gerade die entsprechenden Plätze in Lilienthal fi-
nanziert, um geeignete Kinder aus den Privathei-
men, besonders aus dem Heim Cluvenhagen verle-
gen zu können.“182 

Eine Förderung der Bewohner*innen war in Lilien-
thal dennoch kaum möglich, da über 30 Personen 
auf jeder Station lebten und der Stellenschlüssel 1:7 
betrug.183 1970 hatte sich die Zahl der in der Lilien-
thaler Einrichtung lebenden Menschen auf 205 er-
höht, davon kamen 70 also ein Drittel aus Bremen. 
Nach Abschluss des nächsten Bauabschnitts, bei 
dem eine Aufstockung um weitere 144 Plätze ge-
plant war, sollte sich die Zahl der Bewohner*innen 
aus Bremen auf 107 erhöhen. Eine Zahl, die laut Be-
richt des Weser-Kuriers allerdings bei „weitem nicht 
den Bedarf“ deckte.184 Kritik gab es auch, weil die 
Einrichtung die „höchsten bisher bekannten Pfle-
gesätze“ forderte. Dennoch entschied man sich zur 
weiteren finanziellen Beteiligung, weil eine „auswär-
tige Unterbringung“ stets mit einer „räumliche[n] 
Trennung vom Elternhaus verbunden“ sei. „Gerade 
diese Kontakte sind es jedoch, die im Interesse der 
Kinder unbedingt erhalten werden müssen. Aus 
diesem Grund erscheint eine finanzielle Beteiligung 
Bremens bei der Erweiterung des Ev. Hospitals Lili-
enthal, das mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreicht 
werden kann, auch vertretbar.“185 

Auch bei diesem Bauabschnitt, der im Juni 1968 
startete, beteiligte sich Bremen mit einem zinslosen 
Darlehen (70.000 DM) und der Bereitschaft, eine „Fi-
nanzierungslücke in Höhe von 1 Millionen DM“ aus-
zufüllen. Bei der Eröffnung der Erweiterungsbauten 
im Juni 1971 wurde gleichzeitig ein therapeutisches 
Zentrum mit Klassentrakten, Behandlungsräumen, 
Lehrschwimmbad und Gymnastikhalle einge-

3.5. Evangelisches Hospital Lilienthal
(heute: Diakonische Behindertenhilfe gGmbH) 

Seit Oktober 1963 leitete das im Dezember 1962174 
bezogene und offiziell eröffnete Evangelische Hos-
pital Lilienthal eine Wende bei den Planungen zur 
Unterbringung von Minderjährigen mit einer geisti-
gen Behinderung aus dem Bundesland Bremen ein. 
An den Kosten hatte sich der Bremer Finanzsenator 

174	 Dazu ausführlich Beyer 2000. Die Grundsteinlegung erfolgte am 30.5.1960, der Umzug aus Neuenkirchen nach Lilienthal am 6.12.1962.

mit einem zinslosen Darlehen in Höhe von 400.000 
DM beteiligt. „Neben der Errichtung eines Kranken-
hauses, eines Altersheimes und eines Kinderheimes 
[war auf dem Gelände, G.E.] die Errichtung eines Pfle-
geheimes für schwachsinnige, nicht mehr bildungs-
fähige Kinder bis zum 14. Lebensjahr vorgesehen.“ 

Zunächst sollten 50 der geplanten 150 Plätze für 
Bremer Kinder zur Verfügung stehen, während sich 

Plan der Anlage, links unten das Kinderpflegeheim (Haus 9).
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ose litten, weil sie mit „angezogenen Beinen […] in 
ihren Betten lagen und Rundrücken entwickelten.“192 
Erst 1977 wurden „neue und passende Betten an-
geschafft bzw. die vorhandenen in Eigenarbeit 
verlängert“.193 

Eine besondere Stresssituation waren für die 
Bewohner*innen, aber auch für das Personal die 
täglichen Mahlzeiten. „Gefüttert wurde in der Regel 
im Bett, ohne Erhöhung des Kopfes. Kam es zu Ver-
weigerungen, ausspucken, nicht schlucken oder er-
brechen, wurde entweder Gewalt angewendet, z.B. 
die Nase zugehalten, oder es wurde sondiert […]. 
‚Die Sonde wurde durch die Nase eingeführt, es gab 
keine Dauerschläuche und zudem auch zu kurze. 
Beim Sondieren konnte es passieren, dass die Kin-
der erbrachen, wenn zu schnell oder zuviel gespritzt 
wurde oder die Sonde zunächst in die Lunge geführt 
worden war.‘“ Aus „Spargünden“ wurden die „Einmal-
sonden“ nach Gebrauch in einer „Schmutzschüssel 
ausgewaschen und dann wieder verwendet.“ Eine 
ehemalige Mitarbeiterin fasste die Situation rückbli-
ckend so zusammen: „Volle Windeln, Kotzkinder, füt-
tern und sondieren [...]. Wir haben keine Erziehung 
gemacht, überhaupt nicht“.194 

Auch nach Einrichtung eines Esszimmers änderte 
sich die Situation nicht wesentlich. Weiterhin wur-
de im Minutentakt „so schnell gefüttert, daß die 
Bewohner beim Schlucken noch nicht einmal den 
Mund zumachen konnten. Innerhalb einer Stunde 
mußten 24 Bewohner gefüttert werden. Sie wur-
den an die Wand gesetzt, der Kopf nach hinten ge-
drückt“ und dann hieß es nur „schlucken, schlucken, 
schlucken.“ Die „Rollstuhlfahrer saßen in einer Reihe 
an der Wand [, …] danach kamen die anderen dran. 
Einige verschlangen ihr Essen selbständig innerhalb 
von zwei Minuten, hinter anderen stand ein Betreu-
er und hielt ihren Kopf zurück und löffelte ihnen 
das Essen in den Mund.‘“ Häufig erbrachen sich die 
Bewohner*innen nach den Mahlzeiten. Eine Situati-

192	 Beyer 2000, S. 27.
193	 Ebd. S. 23.
194	 Ebd. S. 11, 12 und 17.
195	 Ebd. S. 17f.
196	 Ebd. S. 19. Ähnliche Berichte gibt es aus den Alsterdorfer Anstalten. S. dazu Engelbracht, Hauser 2013, S. 160.
197	 Ebd. S. 30 und 20.

on, die „auch zu Aggressionen bei den Mitarbeitern 
[führte], die sie wieder saubermachen mussten.“195

Es war nicht leicht, Mitarbeiter*innen für die Ar-
beit auf den Stationen der schwer behinderten 
Bewohner*innen zu gewinnen. Bei ihrem ersten 
Besuch wurden sie mit langen Fluren konfrontiert: 
Flure „in denen die Bewohner zum Teil nackt herum-
saßen oder -liefen, es stank nach Kot, Urin und Erbro-
chenem. Sie sahen die Bewohner in den Betten oder 
während des ‚Töpfens‘ an den Armen fixiert, damit 
sie sich nicht selbst verletzten oder mit Kot schmier-
ten […]. In einer Station gab es den gemeinsamen 
Toilettengang, die Bewohner saßen aufgereiht wie 
auf der Hühnerleiter im Toilettenraum und waren 
festgebunden; Schamwände waren nicht vorhan-
den. Die Zimmer selbst wirkten düster und kahl. Sie 
waren mit dunklem Holz vertäfelt und hatten Fliesen 
an den Wänden. Die Heizungen waren mit Metallgit-
tern verkleidet“.196 

Noch Ende der 1970er Jahre hatte sich die Essens-
situation im Haus 16 nicht wesentlich gebessert. „Es 
gab nahezu keine Esskultur, beim Essen steckten die 
Bewohner die Finger soweit in den Mund, dass sie 
gleich wieder erbrachen. Einnässen und Einkoten 
war an der Tagesordnung; alles in allem eine At-
mosphäre, die nicht menschenwürdig war. Waren 
sie nachts nicht fixiert, wurden zumindest die Zim-
mertüren abgeschlossen. So waren die Bewohner 
gezwungen ihren Kot in irgendwelchen Ecken ab-
zulegen oder sie wickelten ihn in Laken ein. Erst am 
nächsten Morgen wurde dann saubergemacht. Der 
Geruch war aber nicht mehr rauszubringen.“ Wie das 
Essen, „hatten auch das Duschen und Baden Fließ-
bandcharakter. So wurden auf einer Station zunächst 
alle Bewohner ausgezogen und die Rollstuhlfahrer 
nackt auf eine Badematte gelegt. Ein Mitarbeiter in 
Gummischürze und Gummistiefeln duschte oder 
badete dann alle der Reihe nach, wobei zwei Wasch-
lappen für alle Bewohner ausreichten.“197

weiht.186 Geleitet wurde die Einrichtung bis 1965 von 
Pastor Rudolf Schmidt,187 ihm folgte Anfang 1966 
Hermann Isermeyer188 und 1971 bis 1993 Wolfgang 
Cunow.

3.5.1. Lebensbedingungen in der Anstalt

Die Bedingungen, unter denen vor allem die schwer-
behinderten Bewohner*innen in Lilienthal leben 
mussten, hat Horst Beyer in seiner Diplomarbeit 
eindrucksvoll zusammengefasst. Bis in die 1990er 
Jahre galt die Bezeichnung „Schlangengrube“ als 
Synonym für das Haus 16, das 1963 als sogenann-
tes Kinderpflegeheim eröffnet worden war.189 Hier 
sollten Kinder leben, bei denen eine Förderung 

186	 Beyer 2000, S. 15.
187	 Rudolf Schmidt hatte die Leitung der Einrichtung bereits 1956 übernommen. Zu diesem Zeitpunkt war sie noch in Neuenkirchen ansässig. Pastor Rudolf 

Schmidt gestorben. In: Weser-Kurier 20.4.1965. 
188	 Hermann Isermeyer war von 1957 bis 1966 zweiter Geistlicher der Rotenburger Anstalten und 1971 bis 1983 Vorsteher. S. dazu Wilke, Schmuhl, Wagner, 

Winkler 2018.
189	 Beyer 2000, S. 3.
190	 Jantzen 2003, S. 59.
191	 Kurpiers, Ferrari 2003, S. 186.

aussichtslos erschien. In den Anfangsjahren kamen 
viele „schwerstbehinderte Kinder und Jugendli-
che“ aus Rotenburg, aber auch aus anderen Ein-
richtungen, wo man sie „loswerden wollte“. Noch 
drastischer formuliert Prof. Dr. Wolfgang Jantzen 
die Aufnahmestrategie, die sich auch in den nächs-
ten Jahrzehnten nicht wesentlich änderte. So seien 
in „Lilienthal vor allem schwerstbehinderte Kinder 
auf[genommen worden], die niemand sonst haben 
wollte. Es war sozusagen, sarkastisch gesprochen, 
für die Länder Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 
Westberlin und Bremen eine Art Müllabladeplatz, 
Entsorgungsdeponie.“190 

In dem Gebäude lebten etwa 100 Kinder und Ju-
gendliche. Jedes Zimmer war mit sieben oder mehr 
Betten belegt. Es waren alte hohe Gitterbetten, die 
eng aneinandergestellt und festgeschraubt waren. 
Die Bewohner*innen verbrachten den Tag in der 
Regel in ihren paarweise aneinandergeschobenen 
Gitterbetten. Allerdings, so die Erinnerung einer 
Mitarbeiterin, sei es nur selten zu einer Kontakt-
aufnahme durch die Gitterstäbe gekommen. Um 
zu verhindern, dass die Bewohner*innen aus ihren 
Betten krabbelten, wurden viele „Kinder an einem 
Fußgelenk fixiert, teilweise auch an zwei oder vier 
Extremitäten. Fixierungen mit Wickelbändern [wur-
den] dazu verwendet, die Kinder auf dem Topf am 
Bettgestell festzubinden, um umkippen und weg-
krabbeln zu verhindern und um Selbstverletzungen 
zu unterbinden.“ Jedes „Kind“ habe „seine Macken 
[gehabt]: stöhnen, Kopf gegen das Gitter schlagen, 
Tücher im Mund, schaukeln“. Zur Beruhigung beka-
men „viele Kinder Medikamente, weswegen gerade 
die ‚Schwerbehinderten‘“ viel geschlafen hätten.191 

Die Gitterbetten waren mit 140 cm viel zu kurz und 
sahen aus wie Käfige. Auch die Bettdecken waren zu 
kurz und Kopfkissen gab es gar nicht. Später stellte 
sich heraus, dass viele Bewohner*innen unter Skoli-

Sommerfest im Ev. Hospital Lilienthal, 1970.
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1974 übernahm Dr. Horst Lison die Chefarztstelle. In 
seiner Einführungsrede wies er darauf hin, dass das, 
was in „Lilienthal passiere, schleichende Euthanasie 
sei“.205 Eine Bemerkung, die vom Anstaltsleiter und 
Verwaltungsdirektor natürlich wenig Zustimmung 
fand. Dr. Lison und sein Kollege Dr. Fritz-Martin 
Müller206 bemühten sich in Zusammenarbeit mit 
den Mitarbeiter*innen vor Ort und durch Koopera-
tion mit dem Studiengang Behindertenpädagogik 
an der Universität Bremen (Prof. Dr. Gerhard Feu-
ser, später Prof. Dr. Wolfgang Jantzen), Reformen in 
Gang zu setzen. „Diese liefen sich aber an der starren 
Haltung des Hausvorstandes fest, der ein veränder-
tes gesellschaftliches Bild von Behinderung durch 
die Fortschritte in der Behindertenpädagogik seit 
Beginn der siebziger Jahre nicht wahrnehmen woll-
te oder konnte.“207 Während die Ärzte anstrebten, die 
„Menschen zu mobilisieren und die vorhandenen 
Strukturen des Hauses 16 aufzulösen“, vertrat 
Vorsteher Wolfgang Cunow „den Standpunkt, daß 
man die ‚armen‘ behinderten Menschen nicht über-
fordern [dürfe. Sie seien] die ‚Seligen‘, die nicht aus 
dem Bett genommen und mobilisiert werden soll-
ten.“ Zudem sei die Einrichtung dafür da, die „‘Kin-
der‘ so zu nehmen […] wie Gott sie gegeben [habe]. 
Das hieße dann eben auch, dass [sie gegebenenfalls] 
zu sedieren oder zu fesseln“ seien. Und noch bis in 
die 1990er Jahre entsprach der in den „Baulichkeiten 
ausgedrückte ursprüngliche ‚Sinn‘ der Einrichtung: 
Versorgen und pflegen bis zum Tod.“208

Noch Jahrzehnte nach seinem Weggang aus Lilien-
thal erinnerte sich Dr. Lison an die katastrophalen 
gesundheitlichen Folgen der einseitigen Ernährung. 
Tagtäglich habe es „Kartoffelbrei und Apfelmus [ge-
geben, wodurch] die Bewohner so gut wie keine Vi-
tamine“ aufnehmen konnten. Eine Situation, die vor 
allem zu Knochenbrüchen aber auch zu Hautschä-

205	 Ebd. S. 21. 1973 wurde vom SWR ein Dokumentarfilm (45 Minuten) von Wilma Kottusch mit dem gleichlautenden Titel „Schleichende Euthanasie. Zur 
Situation von behinderten Kindern in unserer Gesellschaft“ ausgestrahlt. 

206	 Müller war von 1977 bis 1985 Chefarzt in der kinder- und jugendpsychiatrischen Abteilung des Evangelischen Hospitals, bevor er sich als Kinder- und 
Jugendpsychiater mit einer eigenen Praxis in Lilienthal selbstständig machte. S. dazu Fritz-Martin Müller ist tot. Stets auf der Seite der Schwachen. In: 
Weser-Kurier (Wümme Zeitung) 30.4.2016.

207	 Beyer 2000, S. 21 und 64.
208	 Ebd. S. 26, 32 und 48.
209	 Ebd. S. 22.
210	 Ebd. S. 29 und 30.
211	 Kurpiers, Ferrari 2003, S. 192.
212	 Beyer 2000, S. 35ff.

den führte. Erst zwei Jahre nach der Ernährungsum-
stellung stagnierte die Zahl der Knochenbrüche.209

Auch nach Umstrukturierungen seit Mitte der 1970er 
Jahre gelang es nur schwer, die verfestigten Struktu-
ren aufzulösen. Insbesondere die Bewohner*innen 
aus dem Haus 16 waren in der Regel „schwer hospi-
talisiert und sozial depriviert“. Ihr Alltag war eine Ab-
folge monotoner Tagesabläufe von Essen, An-, Aus-
kleiden und Waschen, die nur selten durch kleine 
Spaziergänge unterbrochen wurden. Die Folge wa-
ren Selbstverletzungen und große motorische Un-
ruhe, „stundenlang liefen sie – zum Teil auf Zehen-
spitzen – wie Tiere im Käfig hin und her. Geringste 
Änderungen im nichtstrukturierten Alltag […] führ-
ten zu massiven Aggressionen und Destruktionen 
mit Tätlichkeiten.“ Sowohl für die Bewohner*innen 
als auch für die Mitarbeiter*innen waren diese Si-
tuationen unerträglich.210 Gleichzeitig kam es auch 
beim Personal zu „Überforderungssituationen, die 
zu alltäglicher, latenter, aber auch zu offener Gewalt 
in Form von Fixierungen, Einschließen und demüti-
gendem Verhalten (gezielt schwere Schlüsselbünde 
nach Bewohnern werfen und zurückbringen lassen, 
Milch ins Gesicht schütten, kalt duschen ….)“ führ-
ten.211 

Erst ein Generationswechsel Ende der 1970er, An-
fang der 1980er Jahre brach die alten Strukturen 
auf. Es wurde versucht, die Lebensqualität der 
Bewohner*innen zu verbessern, den Heimalltag zu 
humanisieren und zu normalisieren und die „struk-
turelle Gewalt“ abzubauen. Auch diese nun folgen-
de Entwicklung mit ihren Höhen und Tiefen, hat 
Horst Beyer in seiner Diplomarbeit detailliert und 
sachkundig nachgezeichnet.212

Nach Eröffnung der neuen Häuser im Sommer 
1971, wechselten die „bewährten und qualifizier-
ten“ Mitarbeiter*innen, ebenso die „Selbständige-
ren und Mobileren“ – im internen Sprachgebrauch 
die „Fittesten“ genannt – in die neuen Wohngrup-
pen. „Zurück blieben die ‚Pflegefälle‘ und Bettläge-
rigen“. In den Neubauten lebte die „Elite“, hier gab 
es neben verschiedenen Förderangeboten und 
einer freundlicheren Raumgestaltung auch schö-
nere Bettwäsche. Zudem wurden die Häuser vom 
„Versorgungsdienst einzeln beliefert“, während sich 
die Mitarbeiter*innen aus dem Haus 16 alles selbst 
holen mussten. Es konnte aber auch passieren, dass 
ehemalige Bewohner*innen aus dem Haus 16 zu-
rückgebracht wurden. „So wie man eine Ware zu-
rückgibt,“ beschrieb eine ehemalige Mitarbeiterin 
die Situation. Zudem wurden Versetzungen von 
Mitarbeiter*innen aus den sogenannten 30er Häu-
sern in das Haus 16 als „Strafversetzung“ empfun-
den.198

Die Schwester von Olaf Fischer*, der 1971 im Alter 
von sechs Jahren in eines der neueröffneten Häu-
ser aufgenommen wurde, erinnert sich noch heute 
an die bedrückenden Besuche in der Anfangszeit. 
„Mein Bruder war beim Abschied immer untröstlich. 
Er konnte nicht verstehen, warum er in dem Heim 
leben musste. Es waren für uns alle, für meine El-
tern und auch für mich dramatische Momente. Wir 
haben alle geweint. Um diese Situationen zu umge-
hen, wurde von der Anstaltsleitung für ein halbes 
Jahr und später noch einmal eine Kontaktsperre ver-
hängt. Ich war damals fünf oder sechs Jahre alt, kann 
mich aber daran erinnern, dass immer wieder Kinder, 
die unruhig waren bzw. geweint haben, gegen ihren 
Willen in einen kleinen Raum gesperrt wurden.“199 

Obwohl es kein Konzept für die Behandlung und 
Förderung der schwerbehinderten Bewohner*innen 
gab, kamen ab Mitte der 1960er Jahre Impulse von 
einzelnen Mitarbeiter*innen. Insbesondere vom 
Diakon und Heilpädagogen Hans Heinrich. „Ich habe 

198	 Ebd. S. 15, 18 und 25.
199	 Interview Maria Fischer*, 9.7.2019.
200	 Interview Hans Heinrich, 19.6.2019.
201	 Beyer 2000, S. 12.
202	 Ebd. S. 16.
203	 Ebd. S. 13.
204	 Ebd. S. 23.

gedacht, das kann doch nicht wahr sein“, erinnert er 
sich Jahrzehnte später, „da muss doch mehr kom-
men. Und ich habe dann zu den Mitarbeitern ge-
sagt, ab 10 Uhr geht jeder von euch in einen Raum 
und macht etwas. Er singt oder klatscht, oder zupft 
auf der Gitarre, aber irgendetwas wird gemacht. Wir 
hatten ja überhaupt keine Erfahrung und auch kei-
ne Vorbilder. Und die Bewohner lagen ja nur in den 
Betten.“200 Später sorgte er dann dafür, dass „Tische 
und Stühle in die Zimmer kamen“.201 

Mit der Einstellung von Dr. Brigitte Molitoris, einer 
Fachärztin für Kinder- und Jugendpsychiatrie im 
Jahr 1967 wurde das Kinderpflegeheim in Kinder- 
und Jugendpsychiatrie umbenannt. Die Ärztin sorg-
te dafür, dass Reinigungspersonal eingestellt wurde. 
Zuvor hatten die Mitarbeiterinnen diese Aufgaben 
übernommen, da es „Reinigungsfrauen vorgeblich 
nicht zuzumuten war, Behinderte anschauen zu 
müssen.“202 

1965 war mit Dr. Jürgen Fischer-Wasels ein Orthopä-
de eingestellt worden, der die Bewohner*innen u.a. 
mit Schuheinlagen ausstattete. Diese Einlagen wa-
ren wichtig für die bisher in den „Betten verwahrten 
Kinder“, die erst langsam das Stehen und Laufen ler-
nen mussten und ohne festen Halt natürlich umge-
knickt wären. Zudem mussten sie Kleidung bekom-
men. Diese bestand aus blauen Trainingsanzügen, 
die in der Folgezeit das typische Erscheinungsbild 
der Lilienthaler Bewohner*innen prägten.203

Anfang der 1970er Jahre gelang es der Ärztin im Haus 
16 ein Spielzimmer einzurichten. Doch schon nach 
kurzer Zeit wurde der Raum auf Intervention des 
Wirtschaftsdirektors, der „darauf bedacht war, eine 
möglichst hohe Belegungszahl zu erreichen“, wieder 
mit Betten bestückt. Tatsächlich machte der Bereich 
„Kinderpsychiatrie“ trotz des niedrigen Pflegesatzes 
auf Kosten der Lebensqualität der Bewohner*innen 
einen Gewinn. Mit diesem Gewinn wurde das defizi-
tär wirtschaftende Krankenhaus unterstützt.204
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lebten.217 In der gesamten Einrichtung habe es eine 
weitgehende Übereinstimmung im Tagesablauf, 
ebenso in der Grundstruktur der Räume gegeben. 

Die Station, auf der die Praktikantin eingesetzt war, 
bestand aus zwei großen Schlafsälen, einem Tages-
raum, einem Stationszimmer – dem sogenannten 
Tantenraum – einem Waschraum mit vier Waschbe-
cken, Toiletten und einer Teeküche. Da die Schlafsäle 
morgens verschlossen wurden, spielte sich das „Le-
ben der Jungen […] tagsüber hauptsächlich im Ta-
gesraum ab“. Auf manchen Stationen gab es zudem 
eine oder mehrere „Zellen“ zur Isolierung unruhiger 
oder widerspenstiger Bewohner*innen. Wie in den 
allermeisten Einrichtungen der Behindertenhilfe 
waren die „Räume zum Leben“ auch in den „Roten-
burger Anstalten eng begrenzt – und einen Ort ganz 
für sich allein hatten [die Bewohner*innen] gar nicht. 
Der einzige Platz, den sie ihr Eigen nennen konnten, 
war ihr Bett. Von einer Privatsphäre konnte daher 
keine Rede sein.“218

Jeder Tag folgte einem fest vorgeschriebenen Sche-
ma, zu dem auch Gebete gehörten: „vor und nach 
den Mahlzeiten, auf manchen Stationen wohl auch 
morgens unmittelbar nach dem Wecken“.219 Nach 
dem Aufstehen mussten alle, die dazu in der Lage 
waren, ihre Betten „nach einem ganz bestimmten 
Schema“ machen. Dann ging es weiter zum Wa-
schen und in den Tagesraum, wo die Kleidung jedes 
Bewohners am Vorabend auf einem Stuhl bereitge-
legt worden war. Es folgte das Frühstück. Dabei sorg-
te die Schwester „für absolute Ruhe […], indem sie 
die Kinder, die redeten, anschrie oder ohrfeigte“.220 

Danach frühstückte das Personal im „Tantenzimmer“, 
während die Kinder „im Tagesraum auf ihren Plätzen 
[verharrten], bis die ‚Tanten‘ fertig waren.“ Nach jeder 
Mahlzeit wurde der Tagesraum von den Kindern ge-
fegt, anschließend wurden sie „beschäftigt“. Entwe-
der gingen sie in Gruppen spazieren oder blieben 
auf der Station, wenn die Mitarbeiter*innen zu viel 

217	 Dieses Zitat, so wie die folgenden, sind Schmuhl 2018, S. 241-303 entnommen.
218	 Schmuhl 2018, S. 266.
219	 Ebd. S. 265.
220	 Ebd. S. 242.
221	 Ebd. S. 279.

zu tun hatten. Das Mittagessen wurde in den Ferien 
um 11 und in der Schulzeit um 12 Uhr in großen Töp-
fen geliefert. Nach dem Essen blieben die Jungen im 
Tagesraum, bis die Nachmittagsschicht um 13 Uhr 
eintraf. Damit es nicht zu laut wurde, gab es den Be-
fehl, „den Kopf auf den Tisch zu legen, ein von den 
Schwestern beauftragter Junge musste die übrigen 
Kinder beaufsichtigen.“ Diese Form der Ruhigstel-
lung und Disziplinierung ist auch aus anderen Ein-
richtungen überliefert. 

Bei schönem Wetter ging es in Begleitung zur städ-
tischen Badeanstalt; bei schlechtem Wetter vertrie-
ben sich die Jungen „im Tagesraum mit Autos, Lego-
steinen, Würfel- und Kartenspielen“ die Zeit. Ging 
eine Gruppe in die Stadt, hieß es: „Da kommen die 
Asiler [Asyler]!“221 Nach dem Abendbrot um 16.30 
Uhr, durften die Jungen in den Fernsehraum oder 
auf dem Gelände spielen. Zwischen 19 und 19.30 
Uhr ging es ins Bett. 

In ihrem Bericht kritisierte Almut Diewald den stren-
gen und straff organisierten Tagesablauf, der bedeu-
tete, dass die Bewohner*innen „nie der Organisation 
ausweichen konnten, nie eine freie Willensentschei-
dung treffen konnten, immer das tun mussten, was 
vorgeschrieben war, dann spielen mussten, wenn 
es befohlen wurde, dann fernsehen, dann spazieren 
gehen [...]. So lernen die Kinder nicht, sich allein zu 
beschäftigen, eigene Entscheidungen zu treffen und 
zu denken.“ Auf Grund dieser Situation zeigten sich 
bei fast allen Bewohnern „Symptome des Hospita-
lismus“. Zudem „herrschte keine Herzlichkeit auf der 
Station. Offensichtlich war man der Meinung, dass 
genügend Essen, gute Kleidung und eine saubere 
Anstalt genügten.“

Obwohl seit 1954 eine schriftliche Verpflichtung 
von jedem Mitarbeiter und jeder Mitarbeiterin un-
terschrieben werden musste, in der es hieß: „Es ist 
mir streng verboten, der Anstalt anvertraute kran-
ke Kinder oder erwachsene Pfleglinge körperlich zu 

3.6. Rotenburger Anstalten 
(heute: Rotenburger Werke der  
Inneren Mission gGmbH)

Aufgrund der räumlichen Nähe zu Bremen wurden 
in den Rotenburger Anstalten seit ihrer Gründung 
im Jahr 1880 zahlreiche Bremer*innen mit Behin-
derung untergebracht. Als Asyl für Epileptische und 
Idioten eröffnet, erfolgte die Umbenennung 1930 
in Rotenburger Anstalten der Inneren Mission, Heil- 
und Pflegeanstalt für Epileptische, Geistesschwache 
und -kranke. In den Jahren des Nationalsozialismus 
wurden dort 97 Bewohnerinnen und 238 Bewoh-
nern zwangssterilisiert. Nach der Umwandlung der 
Einrichtung in ein Reservelazarett und Ausweich-
krankenhaus für Bremen erfolgte die Verlegung der 
meisten Bewohner*innen in andere Einrichtungen. 
Nach jahrzehntelangen Forschungen sind die Na-
men von 562 der deportierten und ermordete Op-
fer bekannt. 56 der Betroffenen – also jede*r Zehn-

213	 S. dazu Engelbracht 2014 und 2016. Vielen Dank an Dr. Harald Jenner, der mir weitere Namen von Bremer Opfern der nationalsozialistischen Medizinver-
brechen zugänglich gemacht hat. 

214	 Wilke 2018, S. 97.
215	 ARW 242, Sitzungsprotokoll 18.3.1958. S. dazu auch Wilke 2018, S. 97. 
216	 Ein komprimierter Überblick über die Geschichte der Einrichtung ist auf der Homepage der Rotenburger Werke nachzulesen: https://www.rotenburger-

werke.de/ueber-uns/geschichte.html (27.6.2019). Ausführliche Informationen sind in den folgenden Publikationen dokumentiert: Geschäftsführender 
Vorstand der Rotenburger Anstalten d.I.M. 1992; Reiter, Stahl, Wendland-Park 2011; Kaminsky 2016; Wilke, Schmuhl, Wagner, Winkler 2018.

te – unter ihnen 37 Jungen und 
Männer und 19 Mädchen und 
Frauen, waren im Land Bremen 
geboren.213 

Es gibt nur wenige Zahlen, die 
Auskunft geben, wie viele Kinder, 
Jugendliche, Frauen und Männer 
aus Bremen zwischen 1949 und 
1975 in Rotenburg untergebracht 
waren. Laut einer Statistik aus 
dem Jahr 1957 kamen von insge-
samt 1.127 Bewohner*innen 79 
aus Bremen.214

Wie in der Tabelle dargestellt, 
stieg die Zahl der dort lebenden 
Bremer Kinder und Jugendlichen 
kontinuierlich an. (Siehe. Tabelle, 
S. 24  f.) Während 1950 acht Min-

derjährige in Rotenburg lebten, waren es 1955 be-
reits 20. 1967 hatte sich ihre Zahl mehr als verdop-
pelt. Von den 55 Kindern und Jugendlichen waren 
21 weiblichen und 34 männlichen Geschlechts.215

Seit den 1990er Jahren widmen sich die Rotenburger 
Werke intensiv der Geschichte ihrer Einrichtung. In-
zwischen sind zahlreiche Publikationen erschienen, 
in denen die Zeit des Nationalsozialismus ebenso 
wie die Nachkriegszeit bis in die 1970er Jahre ana-
lysiert und die Lebensbedingungen der dort leben-
den Menschen dokumentiert sind.216 

3.6.1. Anstaltsalltag

Ein seltenes Zeitzeugnis, das den Anstaltsalltag im 
Untersuchungszeitraum authentisch beschreibt, ist 
der Bericht einer jungen Praktikantin. 1969 schil-
derte und kritisierte Almut Diewald* detailliert den 
strengen und straff organisierten Tagesablauf einer 
Station der Rotenburger Anstalten, auf der „lernbe-
hinderte Jungen“ im Alter von acht bis 14 Jahren 

Tagesraum einer Mädchenstation, 1952.
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rissen hatte oder aus der Anstalt ‚entwichen‘ war, der 
lief Gefahr, körperlich gezüchtigt zu werden.“229 

Auch wenn die Interviews nur „subjektiv gefärbte – 
Momentaufnahmen“ der Gewaltverhältnisse vermit-
teln, kann man schlussfolgern, dass diese Formen 
der Gewalt „keine seltene Ausnahme“ darstellten, 
sondern in den meisten Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe, ebenso wie in den Institutionen der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie in diesen Jahrzehnten 
zum Alltag gehörten.230 Bei den Interviews kristalli-
sierten sich fünf Kategorien von Gewalt heraus, die 
von „Maßnahmen ohne Anwendung physischer Ge-
walt bis hin zu gewalttätigen, schmerzhaften, angst
einflößenden und erniedrigenden Strafprozeduren“ 
reichten:231 

1.	 „Ohne Abendessen ins Bett schicken, den Pud-
ding oder das Fleisch am Sonntag streichen, eine 
Ausgangssperre verhängen, das Taschengeld kür-
zen, Extra-Arbeit verrichten lassen“.

2.	 Körperliche „Züchtigungen in Form von Schlä-
gen mit der flachen Hand, mit der Faust oder mit 
einem Werkzeug“. Dazu zählten u.a. „Rohrstock, 
Teppichklopfer, Handfeger, Kleiderbügel, Koch-
löffel, Lederriemen, Gummilatschen, Fußschnal-
len, Toilettenbürste [und] Schlüsselbund“. So 
sah ein neuer Pfleger, der 1968 eine Abteilung 
übernahm, auf denen die sogenannten Schwa-
chen lebten, wie Bewohner, die den „ganzen Tag 
über teilnahmslos auf Bänken“ saßen und „nicht 
auf geradem Weg zur Toilette“ gingen, „von den 
Mitarbeitern ein paar geknallt“ kriegten. Die Be-
wohner seien auf Grund dieser Situation „wie ge-
lähmt“ gewesen.

229	 Ebd. S. 284.
230	 Schmuhl, Winkler 2010; dies. 2012; Winkler 2012; Frings 2012; Engelbracht, Hauser 2013; Winkler, Schmuhl 2014, 2017; Afschar-Hamdi, Schepker 2017; 

Kersting, Schmuhl 2018. 
231	 Schmuhl 2018, S. 283-298.
232	 Wagner 2018. Siehe auch ihren Aufsatz zu Arzneimittelstudien an Heimkindern, Wagner 2016. Ebenso die fünfteilige Feature-Serie von Charly Kowalczyk 

(2018): Auf der Suche nach Schorsch. Über Medikamentenversuche an Jugendlichen in der Behinderteneinrichtung der Diakonie Kork. https://www.swr.
de/swr2/hoerspiel-feature/suche-nach-schorsch/-/id=661194/did=22297354/nid=661194/jza7s2/index.html (27.6.2019).  
Im Januar 2019 erschien eine im Auftrag des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung in Auftrag gegebene Studie 
über Medikamentenversuche an Kindern und Jugendlichen im Rahmen der Heimerziehung in Niedersachsen zwischen 1945 und 1978. Demnach wur-
den in diesem Zeitraum an den kinderpsychiatrischen Abteilungen des Psychiatrischen Krankenhauses Wunstorf und der Universität Göttingen, in der 
Kinderklinik der Universität Göttingen, den Rotenburger Anstalten und im heilpädagogischen Kinder- und Jugendheim Brunnenhof in Rehburg-Loccum 
Arzneimittelstudien und Impfversuche, in Bremen und Göttingen wurden zudem stereotaktische Operationen durchgeführt. Hähner-Rombach, Hartig 
2019.

3.	 Verurteilung zu unnatürlicher Bewegungslosig-
keit durch stundenlanges bewegungsloses in 
der Ecke stehen, Fixierung mit Hand- und Fuß-
schellen und mit der Zwangsjacke, Einsperren im 
Waschraum, der Toilette oder in der „Zelle“. Als 
extremste Form der Ruhigstellung galten Elektro-
schocks und starke Sedativa. Letztere konnten bis 
in die zweite Hälfte der 1960er Jahre durch das 
Pflegepersonal auch ohne ärztliche Anordnung 
verabreicht werden. Diese Strafrituale nahmen 
dem „Delinquenten […] die Verfügungsgewalt 
über den eigenen Körper und degradierten ihn 
symbolisch zu einem unbelebten Ding“.

4.	 Ängstigende, demütigende und das Selbstwert-
gefühl verletzende Strafen. Dazu zählten Strafri-
tuale für Bettnässer*innen, „Schlüpferkontrollen“ 
oder „auch die vorübergehende Verlegung auf 
eine ‚Tiefstehendenstation‘“.

5.	 Formen der sexualisierten Gewalt, von denen 
aber nur einer der Zeitzeugen berichtete, waren 
die krasseste Form der Gewalt. Sie führten zu 
einer „tiefen und nachhaltigen Verletzung“ des 
Selbst. 

Weitere Aspekte von Gewalt in den Rotenburger 
Anstalten der 1950er bis 1980er Jahre hat die Phar-
mazeutin Sylvia Wagner untersucht.232 Dabei geht 
es zum einen um „chemische Gewalt“ (Prof. Dr. Gerd 
Glaeske), durch den Einsatz von Medikamenten zur 
Sedierung und die Beteiligung an Arzneimittelstu-
dien, zum anderen um stereotaktische Operationen 
(siehe dazu S. 60 ff). Letztere wurden nachweislich 
zu Beginn der 1970er Jahre in der neurochirurgi-
schen Klinik des Zentralkrankenhauses in der St. Jür-
gen Straße (heute: Klinikum Bremen Mitte) durchge-
führt. 

züchtigen oder zu misshandeln“,222 sah die Realität 
anders aus. Tatsächlich waren körperliche Bestrafun-
gen an der Tagesordnung. Da die Jungen „kaum Ge-
legenheit hatten, ihrem Bewegungsdrang nachzu-
geben, sich einmal auszutoben, ihre überschüssigen 
Energien loszuwerden“, sei es regelmäßig dazu ge-
kommen, dass fast alle Kinder ab und zu „kollerten“, 
d.h. mit hochgradigen Aggressionen reagierten. 
Eine Situation, die Bestrafungen durch das Personal 
aber auch durch Mitbewohner*innen nach sich zog. 
So erlebte die Praktikantin, dass eine Schwester zwei 
Jungen „beorderte“, einem Mitbewohner „Schläge 
zu erteilen, was die beiden, wie es sich für folgsame 
Sklaven gehörte, pflichtgetreu ausführten.“223 

Unterstützung von der Leitungsebene war nicht zu 
erwarten. Die „Gespräche mit den Verantwortlichen, 
dem leitenden Arzt und dem Pastor“ machten der 
Praktikantin deutlich, dass alle von den Zuständen 
wussten, und diese „mit dem Mangel an ausgebilde-
tem Personal“ entschuldigten.224 Aufgrund des feh-
lenden Personals waren in Rotenburg ebenso wie in 
allen anderen Einrichtungen der „Behindertenhilfe“ 

222	 Kiss 2011, S. 82.
223	 Schmuhl 2018, S. 245.
224	 Ebd. S. 247.
225	 Ebd. S. 277.
226	 Ebd. S. 260.
227	 Wilke, Schmuhl, Wagner, Winkler 2018, S. 21.
228	 Schmuhl 2018, S. 294.

die sogenannten Stationsstützen unentbehrlich. So 
arbeiteten 1958 121 Bewohner*innen auf den Ab-
teilungen: Sie halfen bei der Versorgung der „Pfleg-
linge“, die auf Unterstützung beim Anziehen und Es-
sen angewiesen waren, halfen beim Bettenmachen, 
Putzen aber auch in der Küche und in den Werkstät-
ten.225

3.6.2. Formen der Gewalt

Für die Publikation „Hinter dem Grünen Tor. Die 
Rotenburger Anstalten der Inneren Mission, 1945-
1975“ hat Prof. Dr. Hans-Walter Schmuhl 2016 zwan-
zig Bewohner*innen (13 Frauen und sieben Männer) 
interviewt, von denen zur Zeit des Gesprächs noch 
18 in der Einrichtung lebten.226 Unter anderem ha-
ben sie dem Historiker Fragen zu verschiedenen An-
lässen und Formen der Gewalt beantwortet.227 

Wie die Auswertung der Interviews ergab, hatten 
ruhige, introvertierte, angepasste Bewohner*innen 
im Anstaltsalltag bessere Chancen, der Gewalt zu 
entgehen, als die „Schwachen“. Im Fokus standen 
jedoch die „aufgeweckten, extrovertierten, tem-
peramentvollen, selbstbewussten und unange-
passten – in den Augen des Personals die ‚unruhi-
gen‘, ‚frechen‘, ‚widerspenstigen‘ und ‚aggressiven‘“ 
Bewohner*innen.228 

Natürlich gab es keinen offiziellen „Strafenkatalog“, 
vielmehr wurde das Strafmaß für gewalttätige Über-
griffe willkürlich vom Personal festgelegt: „Wer mor-
gens nicht schnell genug aus dem Bett kam, Matrat-
ze und Bettzeug eingenässt, seine Unterwäsche mit 
Urin, Kot oder Menstruationsblut beschmutzt hat-
te, wer die Mittags- oder die Nachtruhe störte, wer 
‚frech‘ war, ‚Widerworte‘ gab, ‚dummes Zeug‘ mach-
te, ‚kollerte‘, sich prügelte, sich gar gewaltsam gegen 
das Personal zur Wehr setzte, spuckte, onanierte, 
heimlich rauchte, zu langsam arbeitete oder gar die 
Arbeit verweigerte, wer etwas gestohlen, mutwillig 
oder versehentlich beschädigt, seine Kleidung zer-

Der Kalandshof war Teil der Rotenburger Anstalten, 
1964.
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237	 Hähner-Rombach, Hartig 2019, S. 7.
238	 Die Ergebnisse des Forschungsprojekts „Zur Frage des Medikamentenmissbrauchs an Heimkindern im Franz Sales Haus (1945-1975). Historische 

Klärungen – ethische Perspektiven“ werden voraussichtlich im Frühjahr 2020 veröffentlicht. http://www.kath.ruhr-uni-bochum.de/theoleth/forschung/
medikamentenmissbrauch.html.de (27.6.2019). Weitere diesbezügliche Erkenntnisse sind aus der wissenschaftlichen Begleitforschung der Stiftung Aner-
kennung und Hilfe zu erwarten. Das Team zur wissenschaftlichen Aufarbeitung untersucht die Unterbringungssituation von Kindern und Jugendlichen 
in Einrichtungen der Behindertenhilfe und Psychiatrie in der BRD (1949-1975) und der DDR (1949-1990). http://www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de/
DE/Aufarbeitung/aufarbeitung.html (27.6.2019). 

239	 Dafür wurde achtzehn gesunden Kindern im Alter von 1,5 bis 2,5 Jahren die verschiedenen Wirkstoffe gespritzt und dann über Wochen der „Antitoxinge-
halt im Blut der Kinder“ kontrolliert. Antitoxin ist ein Gegengift, das bereits im Körper vorhandene Gifte unschädlich macht. Bormann, Schall, Kirchhöfer 
1941 und 1943. S. dazu ausführlich Engelbracht 2014, S. 100-104.

240	 Behringarchiv Marburg 1260, Bericht über die Sitzung des Ausschusses IV der Deutschen Vereinigung zur Bekämpfung der spinalen Kinderlähmung e. V. 
am 26.2.1958, S. 5. Zit. nach Wagner 2016, S. 70f.

241	 S. dazu ausführlich Wagner 2016, 2018.

Spätestens seit 2016 ist bekannt, dass an „Minder-
jährigen in Heimen und (kinder-) psychiatrischen 
Einrichtungen eine breite Palette von Arznei- und 
Impfstoffen erprobt wurde“.237 Vor dem Hintergrund 
dieser Erkenntnisse starteten in verschiedenen Bun-
desländern Forschungsprojekte. Für Niedersachsen 
liegen seit Anfang 2019 erste Ergebnisse vor, weitere 
Untersuchungen werden folgen.238 

Auch in Bremen sind für die 1940er Jahre Medika-
mentenversuche an Heimkindern belegt. Dr. Felix 
von Bormann, Leiter des Bremer Hygiene-Instituts 
und bekannt für seine Scharlach- und Diphtherie-
forschung, führte Versuche zum passiven Schutz 
gegen Diphtherie durch. Unterstützung erfuhr er 
durch seine Kollegen Dr. Walther Kaldewey (Direk-
tor der Bremer Nervenklinik) und Prof. Dr. Lutz Schall 
(Direktor der Kinderklinik). Dabei griff er für die Pro-
duktion der von ihm benötigten „hochwertige[n] 
Menschenseren“ zunächst auf Patienten der Bremer 
Nervenklinik zurück. Anschließend testete er die 
Wirksamkeit der so gewonnenen Menschenseren im 
Vergleich mit Diphtherie Pferdeseren der Behring-
werke an Kindern in drei verschiedenen Kinderhei-
men. Die Namen der Heime wurden in den Fachauf-
sätzen, wie üblich, nicht genannt.239 Im Februar 1942 
wandte sich Bormann schließlich an die westfälische 
Provinzialverwaltung, da er zur „Durchführung ei-
nes immunbiologischen Versuchs […] etwa 40-50 
Kinder“ benötige. Den Tipp, dass sich in der Provin-

zialheilanstalt Marsberg „eine größere Abteilung für 
defekte Kinder“ befände, hatte ihm der Leiter der 
Bremer Nervenklinik gegeben. Allerdings kam von 
der westfälischen Provinzialverwaltung eine Ableh-
nung. Man wollte dem Bremer Forscher keine Pro-
banden für seine immunbiologischen Versuche zur 
Verfügung stellen.

1958 beantragte der Arzt und Neurologe Prof. Dr. 
Heinrich Pette bei den „Gesundheitsbehörden des 
Landes Bremen […], in einem Bremer Kinderheim 
Versuche mit Lebendimpfstoff [zur Bekämpfung der 
spinalen Kinderlähmung, G.E.] durchführen zu kön-
nen.“ Seine Anfrage wurde „abschlägig beschieden“. 
Ob der Versuch zu einem späteren Zeitpunkt durch-
geführt wurde, ist den Aufzeichnungen nicht zu 
entnehmen.240 Da es aus den Bremer Kinderheimen 
kaum Überlieferungen gibt, ist es nicht möglich, hier 
zu weiteren Erkenntnissen zu gelangen.

Aufgrund der prekären personellen Situation in den 
Heimen der Behindertenhilfe, in denen der größ-
te Teil der Bremer Kinder und Jugendlichen unter-
gebracht war (Evangelisches Hospital Lilienthal, 
Waldheim Cluvenhagen, Albertushof), ist nicht da-
von auszugehen, dass hier Medikamentenversuche 
stattfanden. Eine Ausnahme bildeten wie beschrie-
ben die Rotenburger Anstalten.241 Bei ihrer Akten-
auswertung stieß die Pharmazeutin Sylvia Wagner 
auf verschiedene Kinder und Jugendliche, bei denen 

Tatsächlich war die Verabreichung von sedieren-
den Medikamenten, sowohl in den Heimen der Ju-
gendfürsorge, in Einrichtungen in denen Menschen 
mit einer Behinderung lebten, ebenso wie in den 
kinder- und jugendpsychiatrischen Kliniken an der 
Tagesordnung. Hier wurden Medikamente als Erzie-
hungsmittel, als Therapeutikum und als Strafmittel 
eingesetzt.233 Die medikamentöse Sedierung ist so-
wohl durch die stichprobenartige Auswertung der 
Krankenakten aus der Bremer kinderpsychiatrischen 
Abteilung belegt als auch durch Forschungsergeb-
nisse anderer Wissenschaftler*innen.234 

In einer Statistik aus den Rotenburger Anstalten sind 
für einen einzigen Tag (13.2.1958) folgende Psycho-
pharmaka als „Beruhigungsmittel“ aufgeführt: „242 
Dragées Megaphen, 835 Tropfen Megaphen, 1 Me-
gaphen-Zäpfchen, 69 Tabl. Serpasil, 15 Tabl. Seda-
raupin, 45 Tropfen Sedaraupin, 104 Tropfen Atosil, 2 
Tabl. Pacatal, 7 Tabl. Phasein forte, 5 Tabl. Serpatonil.“ 
Zu diesem Zeitpunkt lebten 1.123 Personen – unter 
ihnen 436 Kinder – in der Einrichtung.235

233	 Lenhard-Schramm 2017.
234	 Wagner 2016 und 2018; Schmuhl, Winkler 2011, S. 139; Frings 2012, S. 92-96.
235	 Zit. nach Wagner 2018, S. 309.
236	 Ebd. S. 313.

Tatsächlich behinderte die andauernde Verabrei-
chung von „sedierenden und aktivitätsreduzieren-
den Neuroleptika ohne eine therapeutische Indi-
kation bei Kindern und Jugendlichen die zerebrale 
Entwicklung, indem sie ein dauerhaftes biochemi-
sches Ungleichgewicht im Gehirn“ erzeugte. Darü-
ber hinaus führte sie zu einer „Abschirmung von ent-
wicklungsnotwendigen Reizen und stellt[e] somit 
eine massive seelische, psychische und physische 
Schädigung dar.“236
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nik einführte. Zwei Jahre zuvor habe er eine „spe-
zielle Ausbildung in der Stereotaxie“ bei dem Frei-
burger Neurochirurgen Prof. Dr. Traugott Riechert 
erhalten,254 dann bis 1971 über 150 derartige Opera-
tionen durchgeführt zudem das „Gesamtgebiet der 
Stereotaxie […] in der hiesigen Klinik“ bearbeitet. 
Dabei seien die Eingriffe vor allem bei Parkinsoner-
krankungen und Epilepsien vorgenommen wor-
den, in selteneren Fällen bei psychiatrischen Diag-
nosen.255 Die Bremer Klinik sei bis dato die „einzige 
Abteilung in Nordwestdeutschland“ gewesen, die 
derartige Operationen durchführe. Erst seit 1971 
gäbe es in Hamburg zwei Kliniken in denen gleiche 
Eingriffe vorgenommen würden.256 

254	 AKHM 0004116, Bewerbungsschreiben Aebert an die Universität Hamburg, betr. Ausschreibung des Leiters „Stereotaktische Neurochirurgie, 14.11.1971.
255	 Ebd. Schreiben Aebert an Prof. Dr. med. Rudolf Kautzky, Chefarzt der Neurochirurgischen Abteilung der Universitäts-Nervenklinik Hamburg Eppendorf, 

29.11.1971.
256	 Ebd. Aebert an den Oberstadtdirektor von Osnabrück wegen seiner Bewerbung um die Stelle des Funktionsarztes für Neurochirurgie an der Chirurgi-

schen Klinik der Städt. Krankenanstalten Osnabrück, 24.7.1972.
257	 Wagner 2018, S. 341.

Genau zu dieser Zeit gab es intensive Kontakte zwi-
schen Aebert und den Rotenburger Anstalten. Der 
Bremer Neurochirurg war eigens angereist, um die 
Verantwortlichen über die stereotaktische Operati-
on aufzuklären. Dabei stellte er heraus, dass bei dem 
Eingriff „ein Teil der Hirnzentren, die für den Unru-
hezustand wesentlich verantwortlich“ seien, „aus-
geschaltet“ würden. „Große Wesensveränderungen, 
wie sie früher nach Hirnoperationen beobachtet 
worden sind, treten nicht auf. Lediglich die Unruhe 
und Aggressivität verschwindet in den meisten Fäl-
len nach der Operation.“ Mit dem Hinweis, dass das 
„Risiko des Eingriffs […] ungefähr dem einer Blind-
darmoperation“ entspräche, spielte er die Risiken 
deutlich herunter.257 

„noch nicht auf dem Markt befindliche Arzneistof-
fe getestet“ wurden.242 Dabei handelte es sich um 
„Präparate gegen Bettnässen, zur Verbesserung des 
Hirnstoffwechsels, zur Sedierung, zur Gewichtsredu-
zierung sowie zur Dämpfung des Sexualtriebes.“243 
Unter den Probanden befand sich auch ein 6-jähri-
ger Junge aus Bremen, an dem gleich zwei Präparate 
getestet wurden, u.a. das Medikament Encephabol244 
der Firma Merck vor seiner Markteinführung.245 In ei-
ner Werbeanzeige aus dem Jahr 1970 heißt es dazu: 
„Nach Gabe von Encephabol über Monate [könne] 
eine Harmonisierung der gesamten Persönlichkeits-
struktur und eine Besserung der Sozialkontakte des 
hirngeschädigten Kindes erzielt werden.“246 Bei dem 
erst 6-jährigen Alfred Kurz*247 hatte der Versuch in-
des keine positiven Auswirkungen. Nach 12 Mona-
ten regelmäßiger Medikation von 3x100 mg täglich 
– unterbrochen durch einen zehntägigen „Leerver-
such mit Plazebos“ –, wurde das Präparat abgesetzt. 
Es hatte sich gezeigt, dass „das Kind […] mit zuneh-
mender Dauer der Encephabol-Gabe […] im Antrieb 
verarmte, an Spielfreude verlor und sich nicht mehr 
beschäftigte.“248 Die Versuche wurden durchgeführt, 
obwohl derartige Tests zu diesem Zeitpunkt an 
„nichteinwilligungsfähigen Personen wie Kindern 
oder Jugendlichen“ ausgeschlossen waren.249 In der 
Akte findet sich zudem kein Hinweis auf „Unterrich-
tung oder Einwilligung“ der Eltern.250

Ebenso wie beim Nachweis von Medikamentenver-
suchen ist man auch bei den psychochirurgischen 
Operationen auf Zufallsfunde angewiesen. Bei der 
Auswertung der Bewohner*innenakten im Archiv 
der Rotenburger Werke, stieß Sylvia Wagner auf 
drei Jungen, bei denen man zu Beginn der 1970er 
Jahre eine stereotaktische Operation durchgeführt 
hatte. Dabei gab es eine enge Kooperation mit der 
Bremer neurochirurgischen Klinik. Dr. Klaus Ae-
bert, der hier zwischen Sommer 1950 und Herbst 

242	 Wagner 2018, S. 314.
243	 Ebd. S. 318.
244	 Encephabol: Wirkstoff Pyrithioxin
245	 Wagner 2018, S. 323. Heinze, Stöckmann 1964, S. 1914, „Fall 2“. 
246	 Wagner 2018, S. 320f.
247	 ARW, B 6259 Alfred Kurz*, *1955. 
248	 Heinze, Stöckmann 1964, S. 1914.
249	 Wagner 2018, S. 359.
250	 Ebd. S. 323.
251	 S. dazu ausführlich Engelbracht 2004, S. 160-166.
252	 Im Juli 1963 wurde die neurochirurgische Klinik in die Krankenanstalten St. Jürgen-Straße (heute Klinikum Bremen Mitte) verlegt. S. dazu ebd. S. 106-114.
253	 AKHM „Entwicklungs- u. Förderungsbogen für Geistigbehinderte“, um 1988. Erich Döhle*, *1944.

1973 als Oberarzt beschäftigt war, führte seit An-
fang 1951 Leukotomie-Operationen vor allem bei 
Psychiatriepatient*innen, später auch stereotakti-
sche Operationen bei Kindern und Jugendlichen mit 
einer geistigen Behinderung durch. Zwischen 1951 
und 1961 wurden mindestens 48 Frauen und Män-
ner einer „frontalen doppelseitigen Leukotomie“ un-
terzogen. Der jüngste Patient war gerade 21 Jahre, 
der älteste 62 Jahre alt.251 Da Operationsberichte nur 
für den Zeitraum von Anfang 1951 bis März 1956 
überliefert sind, ist davon auszugehen, dass bei einer 
wesentlich größeren Zahl von Patient*innen derar-
tig persönlichkeitsverändernde Operationen durch-
geführt wurden. Zufallsfunde belegen, dass weitere 
Jugendliche einer psychochirurgischen Operation 
unterzogen wurden. So Erich Döhle*, der 1944 mit 
einer geistigen Behinderung unbekannter Ursache 
zur Welt gekommen war. Er lebte bis zum vierten 
Lebensjahr im katholischen St. Theresienhaus in Bre-
men Vegesack und wurde anschließend in die Ro-
tenburger Anstalten verlegt. Von hier aus ging es im 
Juli 1961 weiter in die langzeitpsychiatrische Außen-
stelle der Bremer Nervenklinik im Kloster Blanken-
burg. Wenige Monate später erfolgte die Einweisung 
des 17-Jährigen in die neurochirurgische Klinik, die 
sich zu diesem Zeitpunkt noch auf dem Gelände der 
Bremer Nervenklinik befand.252 

Nach erfolgter Operation ging es zurück nach 
Blankenburg, wo Erich Döhle* bis zur Auflösung 
im Oktober 1988 leben musste.253 Während die 
Leukotomie-Operationen seit den 1960er Jahren 
der Vergangenheit angehörten, wurden im Sommer 
1972 mehrere stereotaktische Operationen bei Kin-
dern und Jugendlichen mit geistigen Behinderun-
gen durchgeführt. 

Nach eigenen Angaben war es Klaus Aebert, der 
1957 diese Operationsmethoden in der Bremer Kli-

Der Operationsraum der Neurochirurgie, um 1955.
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Wie bereits dargestellt, konnte Sylvia Wagner ste-
reotaktische Operationen bei drei Kindern bzw. Ju-
gendlichen nachweisen, die zu diesem Zeitpunkt in 
den Rotenburger Anstalten lebten. Davon betroffen 
waren der 15-jährige Dirk Hautmann* (OPs Juni/Au-
gust 1972),258 der 13-jährige Manfred Deilmann* (OP 
30.6.1972)259 und der 11-jährige Franz-Werner We-
werink* (OP 7.7.1972).260 

Auch für den in Bremen geborenen 13-jährige Uwe 
Bastians*261 hatte man Anfang Juni 1972 eine stereo-
taktische Operation geplant. Die Einwilligungserklä-
rung der Mutter lag ebenfalls vor. Dennoch wurde 
die Operation nicht durchgeführt. Wie aus der Akte 
hervorgeht, war Uwe im Mai und Juni zweimal an 
Grippe erkrankt. Möglicherweise war der schlechte 
Gesundheitszustand des Jungen, ein Grund den Ein-
griff nicht durchzuführen.

Bei Auswertung des Operationsbuchs der Bremer 
Neurochirurgie fanden sich lediglich Einträge der 
Operationen an Dirk Hautmann*. Bei ihm wurden 
wegen „motorischer Erregungszustände“ insgesamt 
drei Operationen (20./21.6. und 18.8.1972) durchge-
führt. Die Frage, warum die operativen Eingriffe bei 
Manfred Deilmann* und Franz-Werner Wewerink* 
nicht in das Operationsbuch eingetragen wurden, 
lässt sich nicht beantworten. Aus diesem Grund ist 
es auch nicht möglich, die konkrete Zahl der in der 
Bremer Neurochirurgie durchgeführten stereotakti-
schen Operationen zu bestimmen.

258	 Ebd. S. 355f.
259	 Ebd. S. 334-346. ARW, B 6908. In der Akte ist sowohl ein Durchschlag des Operationsberichts, als auch ein Begleitschreiben Dr. Aeberts erhalten.
260	 Ebd. S. 356-358. ARW, B 9023I und II. Auch in dieser Akte ist der Durchschlag des Operationsberichts und ein Begleitschreiben Dr. Aeberts erhalten.
261	 Ebd. S. 350-355. ARW, B 7470. Unterschrieben am 20.6.1972. 
262	 AKHM „Entwicklungs- u. Förderungsbogen für Geistigbehinderte“, um 1988. Theo Moser*, *1960. 
263	 Laut Eintrag im Operationsbuch der Neurochirurgischen Klinik im Klinikum Bremen Mitte. In der Neurochirurgischen Klinik sind, wie bereits erwähnt, die 

Operationsberichte von 1951 bis März 1956 erhalten, ebenso die Operationsbücher von 1971 bis 1995. Darin sind das Datum der Operation, Name und 
Alter der Patient*innen, die Namen der Operateure, OP-Schwestern bzw. Pfleger, die Art der Narkose, die Namen der Narkoseärzte, häufig die Dauer der 
Operation und die Diagnose, ebenso die Art der Operation verzeichnet.  
Amygdalotomie: Zerstörung von Gewebe der Amygdala. Bei der Amygdala (Mandelkern) handelt es sich um den Kern innerhalb des limbischen Systems, 
der wichtig ist für die emotionale Bewertung von Ereignissen. 
Hypothalamotomie: Zerstörung von Gewebe des Hypothalamus. Der Hypothalamus ist als „Teil des Zwischenhirns ein Regulationszentrum für alle 
vegetativen und endokrinen Vorgänge. Er steuert u.a. Körpertemperatur, Kreislauf, Flüssigkeits- und Nahrungsaufnahme. Außerdem beeinflusst er unser 
Gefühls- und Sexualverhalten.“ Zit. nach Wagner 2018, S. 366f.

264	 Ebd. S. 358.
265	 Als Dr. Rupert Strohmayer (*1906), seit 1949 Leiter der Bremer Neurochirurgie, 1972 in den Ruhestand ging, hatte Dr. Aebert erwartet, seine Nachfolge 

anzutreten. Als schließlich Dr. Kurt Piscol (1932-2018), zuvor erster Oberarzt der neurochirurgischen Abteilung des chirurgischen Zentrums der Universi-
tät Heidelberg, am 1.8.1972 zum Nachfolger Strohmayers ernannt wurde, reichte Aebert schon bald seine Kündigung ein. Im September 1973 ließ er sich 
in eigener Praxis in Bremen nieder. 

266	 Zum „Göttinger Stereotaktischen Team“ s. ausführlich Hähner-Rombach, Hartig 2019, S. 88-95.
267	 Wagner 2018, S. 358, FN 317.

Auch bei dem 12-jährigen Theo Moser* wurden im 
Sommer 1972 zwei stereotaktische Operationen 
durchgeführt.262 Im August 1972 eine Amygdaloto-
mie rechts und im Februar 1973 eine Hypothalamo-
tomie links.263 Zu diesem Zeitpunkt hatte Theo eine 
langjährige Odyssee durch verschiedene Heime und 
Kliniken (Wichernstift Delmenhorst, Lebenshilfe 
Bremerhaven, Nervenklinik Bremen, Evangelisches 
Hospital Lilienthal) hinter sich. Nach Durchführung 
der Operationen wurde der 13-Jährige in die lang-
zeitpsychiatrische Klinik Kloster Blankenburg einge-
wiesen. Erst 15 Jahre später, im Herbst 1988 kam er 
zurück nach Bremen, wo er in einem neu errichteten 
und strukturierten Heim Aufnahme und Förderung 
fand. 

Im November 1973 schrieb Dr. Dresler, dass es in 
den Rotenburger Anstalten noch eine „große[…] 
Anzahl Patienten“ gäbe, die „für eine Operation 
vorgemerkt“ seien.264 Zum großen Glück für die Be-
troffenen hatte Dr. Aebert im Sommer 1973 seinen 
Dienst in der neurochirurgischen Klinik quittiert.265 
Laut Erinnerung Dr. Dreslers sollen in der Göttinger 
Neurochirurgie – hier war das „Göttinger Stereotakti-
sche Team“266 am Werk – etwa fünf weitere derartige 
Operationen durchgeführt worden sein. In einem 
Interview gab er 2018 an, man „habe diese Praxis 
eingestellt, weil die Ergebnisse ‚nicht überzeugend‘ 
gewesen seien.“267 Nach Auswertung der Rotenbur-
ger Akten, kommt Sylvia Wagner zu dem Ergebnis, 
dass in keinem der untersuchten Fälle von einem 
langfristigen Erfolg berichtet wurde. „Eher wird das 
Gegenteil, die Verschlechterung des Zustandes der 

Operationsbericht Dirk Hautmann, Juni 1972.
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270	 Interview Manfred Teichmann*, 28.5.2019. Alle weiteren Zitate sind Manfred Teichmanns Akte aus der St. Petri Kinder- und Jugendhilfe, dem Ellener Hof 
und der Jugendpsychiatrischen Klinik des Niedersächsischen Landeskrankenhauses Wunstorf entnommen. Erstere ist im Archiv der St. Petri Kinder- und 
Jugendhilfe, die zweite im Staatsarchiv Bremen und die dritte im Landesarchiv Hannover überliefert.

5.1. Manfred Teichmann:  „Ich bin auch 
stolz auf mich, dass ich das überlebt 
habe und meinen Weg gegangen bin.“

Als Manfred Teichmann* im Frühjahr 1957 in Bremen 
geboren wird, leben seine Eltern bereits in Schei-
dung. Sie ziehen in getrennte Wohnungen, die Mut-
ter arbeitet und ist deshalb nicht in der Lage, den 
Säugling zu versorgen. Nur wenige Tage nach der 
Geburt wird Manfred in einem Bremer Kinder- und 
Säuglingsheim aufgenommen. 

Anfang 1959 kehrt Frau Teichmann zu ihrem Mann 
zurück, der Junge wird aus dem Heim entlassen und 
kurze Zeit später kommt ein drittes Kind zur Welt. 
Doch schon im Februar 1960 erfolgt der endgültige 
Bruch der Beziehung. Die Mutter zieht mit ihren drei 
Kindern in eine eigene Wohnung, während der Vater 
beim Jugendamt angibt, dass seine Frau Manfred 
„übermäßig züchtige“ und „lieblos“ zu dem Kind sei. 

„Ich war von Anfang an störend“, erinnert sich Man-
fred Teichmann rückblickend in einem Interview 
2019.270 „Meine Kindheit ist nicht gut verlaufen, ein 
liebevolles Zuhause sieht anders aus. Ich bin hin und 
her gereicht worden, mal habe ich bei meiner Groß-
mutter gelebt, mal bei meiner Mutter.“ Seit 1963 hat 
die Mutter einen neuen Partner, dessen „väterlicher 
Einfluss“ sich zunächst „sehr günstig“ auf den inzwi-
schen 6-Jährigen auswirkt. Doch nur zwei Jahre spä-
ter haben sich die Konflikte in der Familie zugespitzt. 
Immer wieder kommt es zu körperlicher Gewalt des 
„Verlobten“ gegen den Jungen. Im Sommer 1965 

wird dieser wegen Kindesmisshandlung angezeigt. 
Zu dieser Zeit geht Manfred bereits in die Schule 
und besucht nachmittags ein Kindertagesheim. Hier 
werden die gewalttätigen Ausschreitungen bemerkt 
und dem Jugendamt der Vorschlag gemacht, den 
Jungen „so schnell wie möglich aus dem lieblosen El-
ternhaus herauszunehmen.“ Als sich die Situation in 
den nächsten Wochen zuspitzt – die Eltern verbieten 
dem Sohn das Haus zu verlassen, „weil er wieder arg 
geschlagen wurde und blaue Flecken hatte“ – wird 
der inzwischen 9-Jährige „wegen Überschreitung 
des Züchtigungsrechts“ in das St. Petri Kinderheim 
eingewiesen. 

Im Kinderheim ist man sehr bemüht, dem Jun-
gen zu helfen. Doch letztendlich sind die dortigen 
Mitarbeiter*innen nicht in der Lage, an die „eigent-
lichen Schwierigkeiten“ heranzukommen. Es gelän-
ge wohl, Manfred „einigermaßen in Ruhe zu halten“, 
doch schließlich empfiehlt die Jugendleiterin die 
Überweisung in „ein heilpädagogisches Heim“. Als 
eine entscheidende Ursache des Problems sieht 
man die gestörte Beziehung zur Mutter. So sei der 
„Eindruck, dass Manfreds Gedanken ständig um die 
Mutter kreisen, und dass er sich in Sehnsucht nach 
ihr verzehrt. Die Mutter ihrerseits hat sich wieder in 
einer so erschreckenden Kühle über ihren Sohn ge-
äußert, dass wir jetzt doch meinen, Manfred muss in 
ein Heim außerhalb von Bremen, und er muss dazu 
geführt werden, dass er sich allmählich von der Mut-
ter löst. So kann das nicht weiter gehen.“ 

Betroffenen mit Lust- und Interesselosigkeit, Essgier 
und sexueller Auffälligkeit beschrieben.“268

Mitte der 1970er Jahre kritisierte der Psychiater und 
Sexualwissenschaftler Prof. Dr. Volkmar Sigusch, 
sowohl die Technik als auch die Folgen der Opera-
tion: Denn dabei werde oft so getan, als heiße „Ste-
reotaxie: gezielte Elektrokoagulation von winzigen 
Hirnarealen mit Hilfe eines hochfrequenten Wech-
selstroms, der von einer eigens konstruierten Spe-
zialsonde geleitet wird. Tatsächlich aber wird auch 
hier auf Teufel komm‘ heraus herumexperimentiert“. 
Zudem sei das „generelle Ziel der Psychochirurgen 
[…] nicht, das Heilen von Krankheiten, sondern sozi-
ale Anpassung, Gefügigmachen. Sie wollen, wie sie 
oft genug betont haben, aggressive Kinder zähmen, 
gehorsam, still, passiv machen; sie wollen Insassen 
den grausamen Bedingungen der ‚Heilanstalten‘ 
[…] anpassen, sie wollen die ‚Pflege‘ rationalisie-
ren, die Kosten ‚für den Steuerzahler‘ senken. Nach 
allem, was ich weiß: Es gibt für psychochirurgische 
Hirneingriffe keine Indikationen. Es gibt für diese 
Operationen keinen ärztlich als sinnvoll anzusehen-
den Anwendungsbereich. Sie sind Experimente am 
Menschen.“269

268	 Ebd.
269	 Sigusch 1977, S. 5 und 25.
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führlich legt er viele Jahrzehnte später sein Erleben 
dar. „Ich hatte das Pech, dass ich einem pädophilen 
Mitarbeiter in die Hände fiel. Er hat zu Anfang den 
lieben Mann gespielt. Aber auch da war ich schon 
misstrauisch, weil ich mir gar nicht vorstellen konn-
te, dass Menschen auf einmal so lieb zu mir sind. Ich 
hatte eine Vorahnung, dass da etwas nicht stimmt. 
Er hat sich nicht nur an mir, sondern auch an weite-
ren Kindern vergangen. Ich habe mich dagegen ge-
wehrt, aber er hat Sachen mit mir gemacht, die ich 
heute noch nicht aussprechen kann. Ich hatte gegen 
diesen Menschen nicht den Hauch einer Chance. Er 
ist hin und wieder mit mir im Auto an die Hamme 
gefahren und ich musste ihn dann berühren. Ich 
wollte das nicht, hatte aber keine Chance.

In dem geschlossenen Haus 7, die Treppe hoch, ganz 
am Ende des Gangs, da war mein Zimmer. Ein sehr 
kleines Zimmer und das wurde immer abgeschlos-
sen. Ich hatte so eine Angst in diesem Zimmer, dass 
ich hören konnte, wenn auf dem Flur eine Steckna-
del fiel. Weil ich so eine Angst hatte vor diesem Men-
schen. Der hat sich vor mir entblößt und hat sich ei-
nen …, ich will das jetzt nicht aussprechen. Es gab 
ja keine Beweise, ich konnte nichts machen. Dieser 
Mann hat mich psychisch fertig gemacht. Ich habe 
mich gefühlt, wie eine Briefmarke. Ich wurde immer 
sensibler, ich habe genau gespürt, was der von mir 
wollte. Dahinter steckte der Gedanke, dass er mich 
so weit bringt, dass ich alles mit ihm mache was er 
will. Das hat er nicht geschafft. 

Wenn ich in der Situation des ge-
schlossenen Raumes war, wusste 
ich, was auf mich zukam. Wenn 
sich der Schlüssel drehte. Er hat 
dieses Schlüsseldrehen langsam 
gemacht, so dass man es nicht 
hören konnte. Angucken konn-
te ich ihn nicht, aber ich habe 
gespürt, was er vorhatte. Wenn 
er schon anfing, mir am Kopf zu 
streicheln. Allein der Geruch die-
ses Menschen hat in mir schon 
Panik ausgelöst. Ich wurde nachts 
wach, wenn sich nur der Schlüssel 
unten in der Tür drehte. Auch das 

Hamsterrad, das unten stand, habe ich oben gehört. 
Ich konnte in dieser Zeit keinen Weg zu mir selbst 
finden, weil ich mich nur auf die anderen Dinge kon-
zentriert habe. Schläge habe ich ausgehalten. 

Der Ellener Hof war für mich ein Ort des Wahnsinns, 
es fehlte nur ein kleiner Hauch und ich hätte aufge-
geben. Ich bin um den Sportplatz gelaufen bis mir 
die Füße geblutet haben, nur um die Spannung los-
zuwerden. Schließlich habe ich mich an zwei andere 
Erzieher gewandt und von den sexuellen Übergrif-
fen erzählt. Ich hatte gehofft, dass mich die beiden 
beschützen aber stattdessen wurde ich nach Wun-
storf in die Kinderpsychiatrie gebracht und da hat 
mich dann der Hammer erwischt.“

Kurz vor seinem zwölften Geburtstag, Manfred ist 
seit fünfzehn Monaten im Ellener Hof, wird er in der 
Jugendpsychiatrischen Klinik des Niedersächsischen 
Landeskrankenhauses Wunstorf, Abteilung für „klei-
ne Jungen“ aufgenommen. Hier bleibt er etwa vier 
Monate. 

„Mein Elternhaus, Wichernstift und Ellener Hof wa-
ren schlimm“, berichtet Manfred Teichmann. „Jetzt 
kam ich irgendwo rein, wo ich im Leben nicht mit 
gerechnet hatte. Ich kam in ein großes Gebäude, die 
Treppe hoch durch eine Glastür. Es roch in diesem 
Haus sehr unangenehm und ich hatte das Gefühl, 
es roch nach sehr viel Angst. In dem Raum waren 
geistig und körperlich behinderte Kinder. Dann 

„Heute weiß ich“, berichtet Manfred Teichmann, 
„dass ich unter massivem ADHS litt.271 Im St. Petri 
Kinderheim konnten sie nicht besonders viel mit mir 
anfangen. Ich war sehr lebhaft und unruhig, mich 
konnte man nur schlecht aushalten. Außerdem fühl-
te ich mich schuldig, weil ich nicht mehr zu Hause 
eingreifen und meine jüngere Schwester nicht mehr 
unterstützen konnte.“ 

Die nächsten fünf Monate verbringt der Junge in 
der kinderpsychiatrischen Abteilung des Wichern-
stifts bei Delmenhorst. „Dort kam ich auf die Ge-
schlossene. Ich war vom Leben her gar nicht mehr 
zu beruhigen, gar nicht mehr zu bändigen. Es gab 
keine Schläge mehr, aber es herrschte eine große 
Gewalt. Ich bekam Medikamente [3 x1 Valium 5, 2 x 
½ Tablette Mogadan, abends einen Teelöffel Truxal-
saft272], die alles geblockt haben. Ich war nicht mehr 
ich. Ich habe mich in diesen kleinen Räumlichkeiten 
gewehrt, ich habe mich gegen die Wand geworfen 
und das Personal angegriffen, wenn sie rein kamen. 
Ich wollte meine Freiheit haben, ich wollte nicht 

271	 Die Frage nach den Ursachen der ADHS (Aufmerksamkeits-Defizit-Hyperaktivitäts-Störung) wird bis heute kontrovers diskutiert. Ausgegangen wird von 
einer multifaktoriellen Genese, der sowohl organische Störungen aber insbesondere psychische Störungen als Reaktion auf krankmachende familiäre 
und gesellschaftliche Belastungen zu Grunde liegen können. Ob Manfred Teichmann tatsächlich unter „massivem ADHS“ litt oder ob seine Unruhe und 
Aggression eine Reaktion auf die Bindungsstörung und seine traumatischen Erlebnisse war, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden.

272	 Valium: Wirkstoff Diazepam. Medikament zur Behandlung von Angstzuständen, zur Therapie epileptischer Anfälle und zur Prämedikation vor chirurgi-
schen und diagnostischen Eingriffen; Mogadan: Wirkstoff Nitrazepam. Medikament mit ausgeprägten hypnotischen und antikonvulsiven Eigenschaften; 
Truxal: Wirkstoff Chlorprothixen, schwach wirksames Neuroleptikum zur Behandlung von Unruhe- und Erregungszuständen.

eingesperrt sein. Für die war das 
Aggression, für mich war das der 
Wunsch nach Freiheit.“

Nach mehreren Fluchten und 
Diebstählen wird der inzwischen 
10-Jährige in den Ellener Hof 
überwiesen. Hier erfolgt seine 
Aufnahme in das Haus 7, die 
„heilpädagogische Abteilung“, 
wo er von Herbst 1967 bis Früh-
jahr 1972 lebt. In den regelmäßi-
gen Berichten an das Jugendamt 
wird Manfred vom Leiter der Ab-
teilung als „äußerst aggressiv und 
leicht reizbar“ beschrieben. Fast 
täglich sei ein Wechsel von „Ag-
gressions- und Beruhigungspha-
sen“ zu beobachten. Allerdings 

habe er selbst den „Willen […] gesund zu werden 
und sein Verhalten zu ändern“. Noch heute, erinnert 
sich Manfred Teichmann an jedes Detail, „an die Häu-
ser, den Hof, die Tiere, die Schule. Ich konnte ja nur 
in die Heimschule gehen, raus konnte ich ja nicht. 
Erst nach der Schulentlassung bin ich für ein halbes 
Jahr zur Berufsschule gegangen, weil ich Binnen-
schiffer werden wollte.“  Wie im St. Petri Kinderheim 
wird auch hier als zentraler Grund für Manfreds psy-
chische Situation das „völlig verständnislose Eltern-
haus“ gesehen, ein Elternhaus „daß dem Jungen 
in keiner Weise gerecht werden kann. Dabei sucht 
Manfred Liebe, Verständnis und Anerkennung bei 
den Eltern. Fast an jedem Wochenende versucht er 
aufs Neue mit seinen Eltern zurechtzukommen. Oft-
mals aber erscheint er schon einige Stunden später 
oder am nächsten Tag voller Aggressionen im Heim 
und entlädt dann hier seine aufgestaute Wut.“

Bis heute sind Manfred Teichmann die beklemmen-
den Situationen, die er als Jugendlicher im Ellener 
Hof erlebte, gegenwärtig. Insbesondere beklagt er, 
mehrfach sexuell missbraucht worden zu sein. Aus-

Ev. luth. Wichernstift, um 1960

Briefkopf der Jugendpsychiatrischen Klinik Wunstorf, 1969.
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lebt, wie diese Frau. Dann wurde mir Gehirnwasser 
entzogen. Ich musste mich auf einen kalten Sitz set-
zen. Da haben sie mir bei vollem Bewusstsein Ge-
hirnwasser entzogen. Das waren unbeschreibliche 
Schmerzen. Ich habe nicht gewusst, was da jetzt 
abgeht. Da steht der Pfleger vor mir und hält mich 
fest. Ich wusste nicht mehr ob ich brechen sollte, ich 
wusste gar nichts mehr und sie zog weiter. Ich konn-
te nicht mal mehr schreien. Das ist, als wenn der 
ganze Kopf auseinanderfliegt. Dann wurde irgend-
etwas reingespritzt. Ich weiß nicht was und dann lag 
ich da, da bin ich zusammengebrochen. Und dann 
sagte sie, ich soll mich doch bitte nicht so anstellen, 
andere Kinder müssen das auch aushalten. Ich habe 
ein paar Tage gebraucht, bis ich mich davon erholt 
habe. Ich konnte nicht mehr, ich habe angefangen 
aufzugeben.“

Es ist bekannt, dass die Pneumencephalographie, 
bei der „Luft in den Liquorraum gespritzt wurde, 
um Ventrikel und oberflächliche Gehirnstrukturen 
im Röntgenbild abbilden zu können“, mit großen 
körperlichen Belastungen und Folgeerscheinungen 
verbunden war. So schildert Prof. Dr. Heiner Fange-
rau, dass neben der schmerzhaften und unange-
nehmen Punktion des Liquorraums die Kinder in der 
Folge der Untersuchung unter Kopfschmerzen und 
Erbrechen litten, die oft mehrere Tage anhielten. 
Zwar habe es einerseits wohl ein Problembewusst-
sein gegeben, andererseits wäre das Leiden von un-
tersuchten Kindern an den Folgeerscheinungen als 
„Anstellerei“ oder „Wehleidigkeit“ abgetan worden. 
„Obwohl das Verfahren spätestens ab den 1960er 
Jahren in seinem Aussagewert strittig war“, sei es bis 
in die 1970er Jahre durchgeführt worden.277

In ihrem Abschlussgutachten schildert die Ärztin 
ein Vorkommnis, das sie als „hirnorganisch bedingt“ 
einordnet. So sei der 11-Jährige während einer neu-
rologischen Untersuchung „völlig aus dem Häus-
chen“ geraten, als „nebenan eine Tür aufgeschlossen 

277	 Am 13.5.2019 fand im Museum für Kommunikation in Berlin die Veranstaltung der Stiftung Anerkennung und Hilfe mit dem Titel „Zeit, über das Leid 
zu sprechen“ statt. Hier stellte Prof. Dr. Heiner Fangerau die ersten Zwischenergebnisse der wissenschaftlichen Aufarbeitung vor. http://www.stiftung-
anerkennung-und-hilfe.de/SharedDocs/Downloads/DE/vortrag-fangerau.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (27.6.2019).

278	 Tegretal: Wirkstoff Carbamazepin.
279	 Dominal: Wirkstoff Prothipendyl.
280	 Zentropil: Wirkstoff Phenytoin.
281	 Melleril: Thioridazin.
282	 Wagner 2018, S. 313.

wurde“. Könnten nicht die ganz konkret gemachten 
traumatisierenden Erfahrungen im Ellener Hof die-
ses aggressive, panische Verhalten ausgelöst haben? 

Doch auch die Wunstorfer Ärztin führt in ihrem Gut-
achten Manfreds psychischen Probleme u.a. auf die 
„schweren Folgen der jahrelangen Milieuschädi-
gung durch frühste Heimunterbringung, irritieren-
de und qualvolle Familienverhältnisse“ zurück. So 
überschreite, „die kalt-harte Haltung der Mutter und 
die sonstige Lebenslaufbelastung doch entschieden 
das, was ein Kind verkraften“ könne.

Kurz vor seiner Entlassung werden die Medikamente 
Esucos und Valium, gegen Tegretal278 (3 x tägl.) – ein 
Medikament zur Behandlung von Epilepsie – und 
Dominal279 – ein sedierendes Medikament – ausge-
tauscht. Obwohl Manfred „niemals in seinem Leben 
Krampfanfälle gehabt hat!“, wird ihm das Mittel zwi-
schen 1969 und 1972 täglich verabreicht. 

Als der inzwischen 14-Jährige Anfang 1972 wegen 
medikamentöser Umstellung noch einmal für sechs 
Wochen in der Wunstorfer Jugendpsychiatrie aufge-
nommen wird, ersetzen die Ärzt*innen Tegretal und 
Dominal durch Zentropil280 (3 x 1 Tabl.), ebenfalls ein 
Medikament zur Dauerbehandlung der Epilepsie 
und durch das Neuroleptikum Melleril281 (3 x 0,25 
mg).

In ihren Forschungen zum Einsatz von Medikamen-
ten bei Kindern und Jugendlichen kommt die Phar-
mazeutin Sylvia Wagner zu dem Ergebnis, dass der 
dauerhafte „Einsatz von sedierenden und aktivitäts-
reduzierenden Neuroleptika […] die zerebrale Ent-
wicklung“ gerade bei Kindern und Jugendlichen 
behindern, die entwicklungsnotwendigen Reize 
abschirmen und damit eine „massive seelische, psy-
chische und physische Schädigung“ verursachen 
könnte.282

kam eine etwas korpulentere Schwester, die mich in 
mein Zimmer brachte. Dort standen Betten für acht 
bis zehn Kinder, mein Bett musste ich mir selbst be-
ziehen. Ich kam in eine Situation, die für mich noch 
befremdlicher war. Alles war abgeschlossen. Es war 
eine Welt, die ich gar nicht wahrnehmen konnte. 
Das hatte ich nie zuvor gesehen. Auch wie mit den 
behinderten Kindern umgegangen wurde, hatte ich 
nie gesehen. Wenn die Kinder sich nicht so verhiel-
ten, wie sie sollten, wurden sie gegriffen und am Bett 
fixiert. Außer mir gab es auf dieser Station noch zwei 
Kinder, die so waren wie ich, die auffällig waren aber 
nicht geistig behindert. Aber wir waren nicht auf 
einem Zimmer, sondern in verschiedenen Räumen 
verteilt. Gegessen haben wir alle zusammen, in ei-
nem großen Raum. Es gab nur Löffel, keine Messer, 
keine Gabeln.“

Bei der Aufnahme werden die Medikamente zu-
nächst komplett abgesetzt. Etwa zwei Wochen 
später bekommt der 12-Jährige wieder Valium273 (3 
× 55 mg), das nach kurzer Zeit durch das Neurolep-
tikum Esucos (3 x 25 mg) ersetzt wird. In den kom-
menden Wochen wird das stark sedierende Medika-
ment, zunächst auf 20 mg, dann auf 10 mg reduziert. 
Zusätzlich bekommt er jeden Abend 5 mg Valium.

„Als ich die Medikamente nehmen musste, merkte 
ich, dass meine Lebendigkeit dadurch noch mehr 
eingeschränkt wurde. Das heißt, jetzt war ich nicht 
mehr nur durch die Räumlichkeiten eingesperrt, 
sondern auch noch durch die Medikamente. Ich hat-
te einen Bewegungsdrang, konnte mich aber nicht 
mehr bewegen. Ich habe alles wahrgenommen, 
konnte mich aber nicht aktiv beteiligen und habe 
alles verschwommen gesehen. Wenn ich versucht 
habe zu gehen, konnte ich wohl gehen, konnte das 
aber nicht koordinieren. Ich habe in einer völligen 
Zeitlupe gelebt. Ich habe versucht, dagegen an-
zukämpfen, konnte das aber nicht einordnen und 
habe mich auch selber nicht mehr gespürt. Ich habe 
aber immer dagegen angekämpft.274

273	 Valium: Wirkstoff Diazepam. Valium ist ein Medikament, das über einen längeren Zeitraum gegeben, starke Nebenwirkungen hervorruft und eine erhöh-
te Suchtgefahr birgt; Esucos: Wirkstoff Dixyrazin, Neuroleptikum. S. auch Fußnote #.

274	 Von ähnlichen Erfahrungen berichten Thomas Wiefelhaus (Betheljugend) und Günter Scheidler (Weisser Hase) in ihren Büchern. Wiefelhaus 2019; Scheid-
ler, van Haaken 2017.

275	 In der Akte der Jugendpsychiatrischen Klinik des Niedersächsischen Landeskrankenhauses Wunstorf sind die Einverständniserklärungen zur Pneumenze-
phalographie von beiden Elternteilen enthalten.

276	 Zu Dr. Clarita Dames s. Hähner-Rombach, Hartig 2019.

Eines Tages, ich werde diesen Tag nie vergessen, 
gab es einen Medikamentenwechsel. Die neuen 
Medikamente wirkten anders als die vorherigen. Es 
war ein komisches Gefühl, es ging irgendwie in die 
Beine und mir fiel das Atmen schwer. Ich ließ los, ich 
konnte nicht mehr gegen das angehen, was da mit 
mir passierte. Und dann saß ich in diesem blöden 
scheiß Stuhl und hatte Angst, dass ich umfalle. Ich 
habe mich gegen das Umfallen gewehrt und mein 
Atem wurde immer schwerer. Ich konnte nicht mehr 
richtig atmen, es kam Panik auf. Ich habe fürchterli-
che Angst empfunden, ich habe noch niemals eine 
solche Angst gehabt zu ersticken, wie in diesem Mo-
ment. Und irgendwann war Ende, peng! Ich wurde 
dann wieder wach und um mich herum standen vie-
le Personen. Heute denke ich, dass ich damals einen 
Herzstillstand hatte. Denn mir hat der Brustkorb weh 
getan und ich war voll von blauen Flecken.

Dann, etwas später oder auch vorher, so genau 
weiß ich das nicht mehr, hat man mich an einem 
Stuhl fixiert. Ich bekam etwas um die Gelenke, um 
den Bauch- und Brustkorb und Kabel wurden ange-
bracht, die man bei EEG’s verwendet. Dann fing es 
plötzlich an zu kribbeln, so als wenn ich tausend Na-
delstiche bekäme. Es fing am ganzen Körper an zu 
kribbeln aber es hat nicht weh getan. Und irgend-
wann war es so stark, dass ich einen Krampf gekriegt 
habe. Ich war komplett verkrampft. Dann wurde es 
runtergedreht und dann wurde das Ganze nochmal 
durchgezogen. Ich weiß nicht, was die mit mir ge-
macht haben. Ich weiß es bis heute nicht.“

In Wunstorf wird Manfred psychologisch und neuro-
logisch untersucht. Es werden eine Röntgenaufnah-
me des Schädels, eine Pneumenzephalographie275 
und zwei EEG’s durchgeführt. An den Namen der 
Stationsärztin kann sich Manfred Teichmann bis 
heute erinnern. „Sie hieß Frau Dr. Dames.276 Diese 
Frau war hager, sie war eiskalt. Wenn die mich an-
fasste, hatte ich das Gefühl, ich kriege Frostbeulen. 
Ich habe noch nie einen so eiskalten Menschen er-
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gehen. Wir sind immer im geschlossenen Raum ge-
wesen. Ich bin immer hin und her gelaufen, im Zim-
mer, im Haus. Das war total langweilig. Ab und zu hat 
mich ein Mann mit einem Auto abgeholt. Der Mann 
war sehr nett. Er hat mich zu einer Holzwerkstatt 
gebracht, wo wir Sägearbeiten gemacht haben. Bei 
mir zu Hause gibt es noch ein Reh, dass ich damals 
ausgesägt habe. Das waren ganz gute Arbeiten, die 
wir da gemacht haben und es hat mir auch Spaß ge-
macht.

Doch eines Tages, als ich in dem Schlafsaal war, lief 
da ein Mann rum, der sagte zu mir, komm mal her, 
komm mal her. Ich bin dann hinterhergegangen und 
der sagte immer: komm, komm, komm. Dann ging 
er mit mir in die Toilette, hat die Tür hinter sich zu ge-
macht und fing dann an, mir die Hose runterzuzie-
hen. Ich wusste gar nicht wie mir geschah und dann 
hat er meinen Penis in den Mund genommen und 
da dran rumgelutscht. Ich konnte mich ja gar nicht 
wehren. Dann hat er mir die Hose wieder hochge-
zogen und sagte: bleib hier. In meiner Erinnerung, 

war das ein alter Mann. Er hat sich dann selbst die 
Hose runtergezogen und sagte: mach das bei mir 
auch. Mir wurde richtig schlecht. Ich habe mich dann 
hingekniet, er hat mir den Kopf runtergedrückt und 
mir seinen dicken Penis in den Mund gesteckt. Dann 
musste ich mich übergeben. Er sagte dann, komm 
geh raus, geh weg, hat die Tür zugemacht und hat 
das aufgewischt. Ich hatte mich extrem übergeben 
und dann hat er sich angezogen und war schnell 
wieder weg. Ich weiß nicht wer das war, ob es ein 
Pfleger oder ein anderer Mitarbeiter war. Aber nach 
meiner Erinnerung war das kein Patient. Ich konnte 
mich nicht wehren, ich war ja viel zu klein. Aber die-
se Erinnerungen sind bis heute in meinem Kopf.

Meinen Eltern habe ich niemals erzählt, was in der 
Klinik passiert ist. Ich habe immer geschwiegen, weil 
ich Angst hatte. Erst als ich von der Stiftung erfahren 
habe, konnte ich das rauslassen.

Es gab noch eine andere Situation, da habe ich mich 
aber gewehrt. Ich lag in meinem Bett und habe ge-

Manfred Teichmann fasst seine Erinnerungen heu-
te so zusammen: „Ich bin durch die Institutionen 
getrieben worden und wusste gar nicht mehr, was 
ich noch machen konnte. Heute weiß ich, dass ich 
ausgeliefert war. Ich habe in einer solchen Angst ge-
lebt, das kann man sich nicht vorstellen. Wenn man 
in Angst lebt, hat man keine Zeit mehr, wenn man in 
Angst lebt, hält man sich an diesem bisschen Leben 
fest.

Nachdem ich aus Wunstorf zurückgekommen bin, 
wollte man mich im Ellener Hof los werden. Dann 
bin ich zu einer Binnenschifferfamilie gekommen. 
Aber ich sollte mit dem Binnenschiffer in einer Kabi-
ne schlafen. Das ging nicht, das war für mich unmög-

lich. Der Binnenschiffer hat es sicher gut gemeint, 
aber ich konnte mit dieser Situation nicht umgehen. 
Und dann bin ich abgehauen und habe mit 15 Jah-
ren in Oldenburg Kies geschaufelt, habe erst unter 
einer Brücke gelebt und mir meinen Lebensunter-
halt verdient. Später bin ich zur See gefahren. Ich bin 
auch stolz auf mich, dass ich das überlebt habe und 
meinen Weg gegangen bin.

Und ich bin froh, dass ich das alles mal erzählen kann 
und dass mir jemand glaubt. Vor zwanzig Jahren 
habe ich während einer Psychotherapie das erste 

283	 Interview Bernhard Lichte*, 31.7.2019.

Mal darüber geredet. Aber richtig greifbar wurde es 
erst durch einen Artikel über die Stiftung Anerken-
nung und Hilfe, den ich vor zwei Jahren gelesen 
habe. Bis dahin habe ich immer meine Klappe gehal-
ten, weil ich dachte, das wird dir niemand glauben.“

5.2. Bernhard Lichte: „Ich habe immer  
geschwiegen, weil ich Angst hatte.“
Bernhard Lichte* wird 1947 in Bremen gehörlos 
geboren. Seine Eltern sind ebenfalls gehörlos. „Mit 
12 Jahren wurde ich nach Osterholz in die Nerven-
klinik geschickt“, erinnert sich Bernhard Lichte fast 
sechzig Jahre später in einem Interview, bei dem ein 
Gebärdendolmetscher anwesend ist.283 „Ich wuss-
te gar nicht warum. Der Lehrer sagte, dass muss so 
sein und meine Eltern sagten, sie sind damit einver-
standen. Ich kam in einen großen Raum, in dem vie-
le Betten standen. In dem Haus war ich das einzige 
Kind, sonst waren hier nur erwachsene Männer un-
tergebracht. Zuerst wurde ich mehrfach untersucht 
aber ich wusste natürlich gar nicht, worum es ging.  

An einem Tag kam ein Arzt, so ein molliger, dicker, in 
einem weißen Kittel und sagte zu mir, ich solle her-
kommen. Er ging dann mit mir in ein Zimmer, das 
wie ein Operationsraum aussah. Dann sagte er, ich 
soll mich komplett ausziehen, auch die Unterhose. 
Ich habe das akzeptiert. Danach musste ich mich auf 
die Liege legen, er hat eine Spritze aus dem Schrank 
genommen, hat die Spritze in meinen Oberarm ge-
steckt und dann bin ich eingeschlafen. Später wach-
te ich in meinem Bett im Schlafsaal auf. Ich weiß 
überhaupt nicht, war mit mir gemacht wurde und 
was in dieser Zeit mit mir passiert ist. Darüber mache 
ich mir bis heute Gedanken. Eigentlich hätte man ja 
erklären müssen was passiert und fragen: bist du da-
mit einverstanden? Aber damals gab es ja keine Ge-
bärdendolmetscher, das gab es ja alles nicht. Keiner 
hat mit mir gesprochen, keiner hat mir etwas erklärt. 
Das finde ich schlimm, im Nachhinein. 

Auf der Station waren wir immer eingeschlossen. Ich 
konnte niemals an die frische Luft oder spazieren 

Wachsaal, um 1945

Der 12-Jährige wurde im Haus 12 der Bremer Nerven-
klinik untergebracht. Das Foto entstand um 1915
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In ganz Deutschland war die Situation für Kinder, 
Jugendliche, Frauen und Männer mit geistigen und 
psychischen Behinderungen nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs katastrophal. 

Mit Kriegsbeginn hatte man zahlreiche Heime der 
Behindertenhilfe geräumt und mit Lazaretten oder 
Hilfskrankenhäusern belegt. Davon war auch das 
1898 gegründete Haus Reddersen, als einzige exis-
tierende bremische Pflege- und Erziehungsanstalt 
für geistig und körperlich behinderte Kinder und 
Jugendliche, betroffen. Trotz intensiver Bemühun-
gen des Vereins Haus Reddersen in den 1950er und 
1960er Jahren gab es bis Mitte der 1970er Jahre 
keine einzige Einrichtung, in der geistig behinderte 
Kinder und Jugendliche leben konnten. Damit stand 
Bremen allein unter den deutschen Bundesländern. 
Obwohl man per Gesetz dazu verpflichtet war, eine 
entsprechende Einrichtung vorzuhalten, lehnte der 
Senatsdirektor beim Senator für Wohlfahrt und Ge-
sundheit 1963 den Bau eines Vollheimes mit der 
Begründung ab, dass er die Finanzierung für „uto-
pisch“ halte. Letztendlich war es bürgerschaftliches 
Engagement, das 1968 zur Eröffnung des ersten 
Wohnheims für Jugendliche und Erwachsene mit 
einer geistigen Behinderung führte. Das Wohnheim 
wurde von den Initiatoren der Bremer Zweigstelle 
der Lebenshilfe gegründet. Ein weiterer wichtiger 
Schritt war das 1973 eröffnete Therapiezentrum der 
Hans-Wendt-Stiftung, auf dessen Gelände sich ein 
sogenanntes Vollheim für etwa dreißig Kinder und 
Jugendliche befand.

Dennoch mussten die betroffenen Familien ihre 
Kinder während des gesamten Untersuchungszeit-
raums weiterhin ins niedersächsische Umland oder 
auch in Einrichtungen abgeben, die zum Teil viele 
hundert Kilometer von Bremen entfernt lagen. Wäh-
rend bereits 1961 auf Grundlage eines „Gesamtplans 

über die für geistig Behinderte in der Stadt Bremen 
zu schaffenden Hilfen“ zahlreiche ambulante Hilfs-
angebote entwickelt wurden, lebten 1980 noch 
1.400 Bremer Bürger*innen mit einer geistigen Be-
hinderung (Kinder, Jugendliche und Erwachsene) 
in Einrichtungen außerhalb Bremens. Erst nach Auf-
lösung der langzeitpsychiatrischen Klinik Kloster 
Blankenburg (1988) und der damit einhergehenden 
Eröffnung von Einrichtungen durch verschiedene 
Träger reduzierte sich die Zahl der auf einen Heim-
platz in Bremen wartenden bis Ende 1991 auf 556 
Personen und damit auf fast ein Drittel.

Im Untersuchungszeitraum lebten die meisten 
Bremer*innen in niedersächsischen Einrichtungen, 
deren Geschichte und Alltag in der Studie ausführlich 
dargestellt wird. In allen diesen Einrichtungen hat-
ten sich die Bewohner*innen den organisatorischen 
Bedürfnissen der „totalen Institution“ (Goffman) 
anzupassen. Alle Heime waren geprägt von prekä-
ren materiellen Rahmenbedingungen, einer hohen 
Belegungsdichte und einem strukturellen Personal-
mangel. Darüber hinaus führten die langen Arbeits-
zeiten und die fehlenden fachlichen Qualifikationen 
zu permanenten Überforderungssituationen. Diese 
Konstellation war sowohl für die Bewohner*innen 
aber auch für das Personal quälend. Der Zeitmangel 
der Schwestern und Pfleger konnte ebenso wie die 
ungenügende Förderung der Kinder und Jugendli-
chen in den Einrichtungen tödliche Folgen haben, 
wie die erschütternde Geschichte von Eva Cramer* 
belegt. 

Eine wichtige Rolle in der Diagnostik und Unter-
stützung von Eltern und Kindern hatte die Kinder-
beobachtungsstation der Bremer Nervenklinik 
(heute Klinikum Bremen-Ost), ebenso die 1968 im 
Hauptgesundheitsamt eröffnete Beratungsstelle 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie. Bereits seit 1949 

schlafen. Es gab einen Patienten, der immer im Zim-
mer auf- und abgelaufen ist. Der steckte plötzlich 
seine Hand unter meine Decke, ich drehte mich zur 
Seite weg und er hat seine Hand immer weiter zu mir 
ausgestreckt. Ich hatte so ein kleines Metallauto ne-
ben mir und in einem Raum neben dem Schlafsaal 
saß eine Nachtwache und hat gelesen. Dann habe 
ich das Auto genommen und dort hingeworfen, es 
klapperte auf dem Boden entlang. Die Nachtwache 
guckte dann, ging aber gleich wieder weg. Ich habe 
mich richtig geärgert, dass sie nicht zu mir gekom-
men ist. Ich habe mich dann ganz weit an die Wand 
gedreht. In meiner Erinnerung war der Mann geis-
tig verwirrt. Aber ich konnte ja auch nicht mit ihm 
schimpfen. Alle anderen waren sehr viel älter und ich 
war ja erst 12 Jahre alt. Das passte gar nicht, dass ich 
mit den älteren Leuten zusammen in einem Raum 
untergebracht war.

Für mich als Gehörloser war das auf der Station sehr 
schwierig. Ich hatte niemanden, der mich beschützt 
hat, der mir zur Seite stand oder der sich mit mir un-
terhalten konnte.

Ich habe natürlich vieles vergessen. Ich kann mich 
nicht erinnern ob mir das noch einmal passiert ist, 
ich kann mich auch nicht daran erinnern, wie das Es-
sen war und ich konnte mich auch nicht daran erin-
nern, wie lange ich dort gewesen bin. Ich dachte im-
mer, ich wäre vier Wochen dort gewesen. Aber dann 
habe ich festgestellt, dass das zwei Monate waren.“
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